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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Die 65. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe Seniorinnen und Senioren aus Bre-
merhaven sowie der CDU aus Bremerhaven und eine
Gruppe Frauen aus Stuhr. Seien Sie alle ganz herz-
lich willkommen im Haus der Bürgerschaft!

(Beifall)

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Keine Rundfunkgebühren auf Internet-PC und
Handy, Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen vom 12. September 2006, Drucksache 16/
1133.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, dürfte ich vielleicht um
Aufmerksamkeit bitten! Wir beginnen erst gerade
unsere Sitzung!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Wir sind
aufmerksam!)

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch. Die Bürgerschaft
(Landtag) ist damit einverstanden.

2. Schluss mit der Augenwischerei: Verbraucher-
schutz im Lebensmittelbereich wirklich herstellen,
Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen vom 12. September 2006, Drucksache 16/
1134.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behandlung
dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt 43, Verbraucherschutz im Lebensmittel-
bereich stärken – Mehr Informationen zugänglich
machen, vor.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann wer-
den wir so verfahren.

3. Die künftige Meerespolitik der EU – Auswirkun-
gen des Grünbuchs auf Bremen und Bremerhaven,
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD und der
CDU vom 12. September 2006, Drucksache 16/1135.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich wieder über die Dringlichkeit dieses
Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt 21, Grünbuch/Green Paper der EU-Kom-
mission „Die künftige Meerespolitik der EU: Eine
europäische Vision für Ozeane und Meere“, vor.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann wird so ver-
fahren.

4. Gesetz zur Änderung des Bremischen Gesetzes
über die Hochschule für Öffentliche Verwaltung,
Mitteilung des Senats vom 12. September 2006, Druck-
sache 16/1136.

Ich gehe davon aus, dass Einverständnis besteht,
diesen Gesetzesantrag am Donnerstagnachmittag als
letzten Tagesordnungspunkt aufzurufen.

5. Gesetz zur Änderung des Vergnügungssteuer-
gesetzes, Bericht und Dringlichkeitsantrag des staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschusses vom 12.
September 2006, Drucksache 16/1137.

Auch hier gehe ich davon aus, dass Einverständ-
nis besteht, diesen Bericht und Dringlichkeitsantrag
des staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses mit
dem gleichlautenden Gesetzesantrag des Senats,
Drucksache 16/1021, zu verbinden.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.
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I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Die Bedeutung der Kulturwirtschaft für Bremen

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 25. August 2006
(Drucksache 16/1113)
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Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 30. August 2006
(Drucksache 16/1118)

3. Bremer Familienhebammen stärken!

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2006
(Drucksache 16/1119)

4. Hochschulqualifikation in Bremer Wirtschafts-
kraft umsetzen

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
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III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Schreiben von Herrn Vladimir Finogin mit ei-
nem Vorschlag, die Abhängigkeit von Erdgas
und Erdöl zu reduzieren.

2. Schreiben der Constitutionalist Party of Iran
(CPI) zur Entwicklung nuklearer Technik im
Iran.

3. Resolution der Landesfischereiverbände We-
ser-Ems e. V. und Bremen e. V. mit der Forde-
rung, die Einleitung von Klärwerkswasser zu
stoppen.

4. Schreiben von Herrn Jürgen Maly mit der Bit-
te, die Initiative des Vereins Kontakte-Kon-
takty e. V. zu unterstützen, ehemaligen kriegs-
gefangenen Zwangsarbeitern einen bestimm-
ten Geldbetrag verbunden mit einem Brief, in
dem das Unrecht der Hitler-Barbarei aner-
kannt wird, zukommen zu lassen, und eine
Änderung des Stiftungsgesetzes – Streichung
des § 11 Absatz 3 – herbeizuführen, wonach
der Personenkreis der Kriegsgefangenen der
Roten Armee bisher von Leistungen ausge-
schlossen ist.

Diese Eingaben können bei der Verwaltung der
Bürgerschaft eingesehen werden.

IV. Sonstiger Eingang

Bericht über eine Reise der staatlichen Deputa-
tion für Kultur vom 22. bis 26. Mai 2006 nach Wien.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar erstens
zur Aussetzung des Tagesordnungspunktes acht,
Sitzenbleiben an Bremer und Bremerhavener Schu-
len, des Tagesordnungspunktes neun, Prävention von
Sexualstraftaten verbessern – Konsequent besonders
gegen Mehrfach- und Wiederholungstäter vorgehen,
des Tagesordnungspunktes zwölf, Optimierung der
Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung, der mitein-
ander verbundenen Tagesordnungspunkte 17 und 24,
hier geht es um die Eigenverantwortung der Schu-
len des Landes Bremen, des Tagesordnungspunktes
18, Perspektiven des bremischen Strafvollzuges – Re-
sozialisierung und Sicherheit in den Vollzugsanstal-
ten in Bremen und Bremerhaven, des Tagesordnungs-
punktes 22, Kinder und Jugendliche mit Tourette-
Syndrom im Land Bremen, des Tagesordnungspunk-
tes 26, Zentrale Rolle der Hafenwirtschaft für das
Bundesland Bremen, des Tagesordnungspunktes 27,
Methadon-Substitution in der JVA Bremen und Nach-
sorge nach der Haftentlassung, des Tagesordnungs-
punktes 28, Angebote für Mädchen im Lande Bre-
men, des Tagesordnungspunktes 29, Kinderarmut im
Land Bremen, und des Punktes außerhalb der Tages-
ordnung, Bericht über „Entbürokratisierung und
Modernisierung der Verwaltung sowie Abbau von
Regelungen“, Zweites Gesetz zur Bereinigung des
bremischen Rechts, Drucksache 16/1122.

Des Weiteren wurden Vereinbarungen getroffen
zur Verbindung der Tagesordnungspunkte 38, Akti-
onsplan kinderfreundliches Deutschland im Land Bre-
men umsetzen!, und 39, Handlungsfelder für ein kin-
dergerechtes Deutschland, sowie zur Vereinbarung
von Redezeiten bei einigen Tagesordnungspunkten.
Dabei möchte ich darauf hinweisen, dass bei fünf
Punkten eine besondere Form der Redezeit verein-
bart wurde, und zwar bis zu dreimal bis zu fünf Mi-
nuten je Fraktion beziehungsweise je Einzelabgeord-
netem.

Hinsichtlich der Reihenfolge der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te zu Beginn der Sitzung die Tagesordnungspunkte
eins, Fragestunde, zwei, Aktuelle Stunde, und 43,
Verbraucherschutz im Lebensmittelbereich stärken
– Mehr Informationen zugänglich machen, aufgeru-
fen werden. Die Sitzung heute Nachmittag beginnt
mit dem Tagesordnungspunkt vier, Umsetzung des
Zuwanderungsgesetzes, danach wird der Tagesord-
nungspunkt 23, Kombilohn-Modell auch für Bremen?,
behandelt.

Zu Beginn der Sitzung morgen Vormittag soll der
Punkt außerhalb der Tagesordnung – Solidarität mit
den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Delmenhorst,
Drucksache 16/1129 – und im Anschluss daran der
Tagesordnungspunkt 36, Bleiberecht für Familien mit
langjährigem Aufenthalt, aufgerufen werden. Am
Donnerstagnachmittag als letzter Tagesordnungs-
punkt soll die Mitteilung des Senats, Gesetz zur
Änderung des Bremischen Gesetzes über die Hoch-
schule für Öffentliche Verwaltung, Drucksache 16/
1136, behandelt werden.

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, bei
Tagesordnungspunkt 37, Gesetz zur Änderung des
Gesetzes zur Übertragung von Aufgaben staatlicher
Förderung auf juristische Personen des privaten
Rechts, auf eine Debatte zu verzichten. Des Weite-
ren wurde nachträglich interfraktionell vereinbart, den
Tagesordnungspunkt 16, Neunter Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag, für diese Sitzung auszusetzen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht?

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich der Abgeordneten Dr. Iris Spieß zu ihrem heuti-
gen Geburtstag die herzlichsten Glückwünsche des
Hauses aussprechen.

(Beifall)
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Ich wünsche Ihnen einen vergnüglichen Tag!

(Heiterkeit – Bürgermeister R ö w e k a m p :
Im Kreise ihrer engsten Freunde!)

Alles Gute für Ihr weiteres Leben!

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen zehn frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Sprach-
kurse für Ausländer“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Herderhorst, Peters, Karl
Uwe Oppermann, Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Wir fragen den
Senat:

Wie hoch sind die Kosten für die Sprachkurse für
Migranten im Lande Bremen, wer trägt diese Kos-
ten, und sind die Kurse allen Ausländern und Aus-
siedlern oder nur denen mit anerkanntem Dauerblei-
berecht zugänglich?

Werden die Kursteilnehmer an den Kosten betei-
ligt, und wenn ja, mit wie viel Prozent?

In welchem Haushaltsverfahren wird mit den Trä-
gern dieser Kurse abgerechnet, wie werden Inhalte
dieser Kurse und die Ergebnisse – Erfolgskontrollen
– kontrolliert?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Die Kosten der Integrationskurse – Sprachkurs mit
anschließendem Orientierungskurs – werden aus dem
Bundeshaushalt bezahlt. Das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge – BAMF – ist für die Koordina-
tion und Durchführung der Integrationskurse zustän-
dig. Im Land Bremen waren mit Stand 31. März 2006
2970 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 163 laufen-
den Kursen. Für den Integrationskurs wird ein Stun-
densatz von 2,05 Euro pro Teilnehmerin und Teilneh-
mer angesetzt. Hiervon ist von den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern ein Eigenanteil in Höhe von einem
Euro, gleich 48,8 Prozent, pro Unterrichtseinheit zu
leisten. Bei Bezug von Sozialhilfe oder Arbeitslosen-
geld wird eine Kostenbefreiung ausgesprochen. Bei
einem Anspruch von höchstens 630 Unterrichtsein-

heiten ist daher von einem Eigenanteil von maximal
630 Euro auszugehen.

Anspruch auf einen Integrationskurs haben Neu-
zuwanderinnen und Neuzuwanderer, die sich dau-
erhaft im Bundesgebiet aufhalten. Dieser Personen-
kreis erhält die Zulassung zum Besuch eines Kurses
durch die Ausländerbehörde. Im Rahmen der verfüg-
baren Kursplätze können auch Altzuwanderinnen und
Altzuwanderer, die über eine Daueraufenthaltserlaub-
nis verfügen, zur Teilnahme durch das BAMF zuge-
lassen werden.

Keinen Anspruch haben Ausländerinnen und Aus-
länder während des laufenden Asylverfahrens sowie
Inhaberinnen und Inhaber von Duldungen. Darüber
hinaus können Spätaussiedlerinnen und Spätaussied-
ler sowie deren Familienangehörige beim Bundes-
verwaltungsamt einen Antrag auf Zulassung zum In-
tegrationskurs stellen.

Die Sprachkursträger rechnen die Kurse modulwei-
se je 100 Unterrichtseinheiten mit dem BAMF ab.
Regelmäßige Kursbesuche durch die Regionalkoor-
dinatoren des BAMF, hier die Regionalstelle Bremen,
sichern eine Kontrolle hinsichtlich der Qualität die-
ser Kurse. Darüber hinaus findet in diesem Jahr eine
Evaluation der Integrationskurse durch eine extern
beauftragte Firma statt.

Das in Bremen sehr gut angenommene Angebot
der Integrationskurse nach dem Zuwanderungsge-
setz wird ergänzt durch niedrigschwellige, aus kom-
munalen und Landesmitteln finanzierte Kursangebote
wie zum Beispiel „Mama lernt Deutsch“ sowie im
Rahmen von Programmen, wie zum Beispiel „Woh-
nen in Nachbarschaften“ und „Lokales Kapital für
soziale Zwecke“. Diese Angebote sind teilweise of-
fen für alle Migrantengruppen, unabhängig vom Auf-
enthaltsstatus, und in der Regel kostenlos. Sie stel-
len eine wichtige Ergänzung der verpflichtenden
Integrationskurse dar. Erfolgskontrollen beziehungs-
weise Evaluationen erfolgen auf Basis der jeweiligen
Programmrichtlinien. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen?

(Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]: Ich ha-
be keine Zusatzfrage! Ich bedanke mich für

die umfangreiche Antwort!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Einhaltung
der Bestimmungen des Landesvergabegesetzes. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Kirschstein, Jägers, Frau Ziegert, Frau Wiedemey-
er, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege!
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Abg. Kirschstein (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Verstöße wurden im Jahr 2005
gegen die Vorschriften des Landesvergabegesetzes,
Tariftreuepflicht, von den öffentlichen Auftraggebern
in Bremen und Bremerhaven festgestellt und geahn-
det?

Zweitens: Wie erfolgt die Kontrolle durch die Auf-
trag vergebenden Stellen?

Drittens: Hat sich das Landesvergabegesetz nach
Einschätzung des Senats bewährt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: Für die Vergabestellen sind keine
speziellen Berichtspflichten für festgestellte Verstö-
ße gegen das Landesvergabegesetz und die Tarif-
treuepflicht vorgesehen. Es gibt daher auch keine
Statistik oder zentrale Dokumentation der festgestell-
ten Verstöße. Aus diesem Grund liegt dem Senat auch
kein repräsentatives Daten- beziehungsweise Zah-
lenmaterial vor.

Dem Senat sind aber mehrere Verstöße gegen die
Tariftreuepflicht bekannt. Die Zahl liegt im einstel-
ligen Bereich. Die Fälle betreffen sowohl den Hoch-
als auch den Tiefbau. In einem Fall läuft das Verfah-
ren noch, die anderen Fälle wurden geahndet. In zwei
Fällen waren es die Nachunternehmer, die gegen die
Tariftreuepflicht verstoßen haben; in einem dieser
Fälle wurde dem Nachunternehmer gekündigt, in dem
anderen Fall wurde die vereinbarte Vertragsstrafe
eingefordert.

Zu Frage zwei: Die Durchsetzung der Tariftreue-
pflicht wird in der Praxis in der Regel zweifach ab-
gesichert. Eine erste Kontrolle erfolgt bereits im Ver-
gabeverfahren. Hier fordert die Vergabestelle zu-
nächst die gesetzlich geforderten Tariftreueerklärun-
gen ein. Bei unangemessen niedrigen Angeboten wird
sodann vertieft geprüft, inwieweit die angegebenen
Lohnkosten unter Berücksichtigung der Tariflöhne
auskömmlich sind. Im Zweifelsfall wird Aufklärung
verlangt. Unangemessen niedrige Angebote werden
ausgeschlossen.

Während der Baudurchführung führen die Verga-
bestellen Kontrollen durch. Hierzu sind in der Regel
die Baustellen aufzusuchen, die dort tätigen Arbeit-
nehmer zu befragen und die aktuellen Unterlagen
einzusehen. Die Kontrolldichte ist hier sehr unter-
schiedlich: Einige Vergabestellen führen regelmäßige
Baustellenbegehungen durch, weitere führen stich-
probenartige Baustellenkontrollen durch, andere
kontrollieren die Einhaltung der Tariftreueverpflich-
tung nur in begründeten Verdachtsfällen.

Da das für die Überprüfung erforderliche spezifi-
sche Fachwissen in zum Beispiel Tarifvertrags-, Ar-
beits-, Steuer- und Sozialversicherungs- und Gewer-
berecht bei den Vergabestellen oftmals nicht in aus-
reichendem Maße vorhanden ist, beauftragen eini-
ge der Auftraggeber im Bedarfsfall einen externen
Rechtsanwalt, der die Baustelle gemeinsam mit dem
Projektleiter unangemeldet aufsucht und die Prüfun-
gen vornimmt. In Einzelfällen wird bei konkretem
Verdacht auch die Einsatztruppe Zoll/Arbeitsamt hin-
zugezogen sowie der Korruptionsbeauftragte der vor-
gesetzten Dienststelle.

Zu Frage drei: Der Senat unterstützt das Ziel des
Landesvergabegesetzes, Wettbewerbsverzerrungen
im Bauwesen entgegenzuwirken, die durch den Ein-
satz von Niedriglohnkräften entstehen. Dabei kommt
dem öffentlichen Bausektor eine Vorbildfunktion für
die private Bauwirtschaft zu.

Demgegenüber liegen dem Senat bisher keine ge-
sicherten Erkenntnisse vor, inwieweit die mit dem Ge-
setz angestrebten Ziele tatsächlich erreicht werden
können und die damit beabsichtigten Wirkungen zur
Entlastung der sozialen Sicherungssysteme wirklich
eingetreten sind. So entfällt im Hochbau nur noch ein
geringer Anteil des gesamten Baugeschehens auf öf-
fentliche Aufträge.

Bei einigen Regelungen des Landesvergabegeset-
zes sieht der Senat Nachbesserungsbedarf. So wur-
de nicht ausreichend bedacht, dass Tarifverträge
sachliche und inhaltliche Überschneidungen aufwei-
sen und die zwingende Vorgabe eines einzelnen
Tarifvertrags bei gemischten Leistungen nicht durch-
führbar ist. Als weiteres Beispiel ist die Regelung zu
nennen, nach der die maßgeblichen Unterlagen „auf
der Baustelle“ bereitzuhalten sind. In der Praxis wer-
den die Unterlagen dagegen schon aus datenschutz-
rechtlichen Gründen in den Lohnabteilungen der Un-
ternehmen verwahrt und auf Anforderung des Auf-
traggebers in der Regel unverzüglich zur Verfügung
gestellt.

Der Senat verkennt auch nicht, dass die Akzeptanz
bei den am Bau Beteiligten derzeit noch nicht gleich-
mäßig zufriedenstellend ist. Hierzu erarbeitet eine
ressortübergreifende Arbeitsgruppe der bremischen
Verwaltung für den Senat ein Konzept für organisa-
torische Bedingungen für die Durchführung von Ta-
riftreuekontrollen auf bremischen Baustellen, das in
Kürze dem Senat vorgelegt werden soll. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Kirschstein, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Kirschstein (SPD): Welche Nachweise und Un-
terlagen darf der öffentliche Bauherr als Auftragge-
ber bei der Abwicklung der Baumaßnahmen vom Auf-
tragnehmer für die Überprüfungstätigkeit nach dem
Landesvergabegesetz nachfordern, um Verstöße ge-
gen das Gesetz auszuschließen?
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Ich gehe davon aus, dass alle
Unterlagen eingefordert werden, die für die Überprü-
fung und Einhaltung des Landesvergabegesetzes er-
forderlich sind. Das wird von Fall zu Fall unterschied-
lich sein und anhand der Kontrollen vor Ort beziehungs-
weise der Kompetenz der einzelnen Vergabestellen
dann auch zur Maßgabe des Vollzugs dieses Geset-
zes entsprechend gehandhabt.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Jägers (SPD): Herr Senator, aus Ihrer Antwort
entnehme ich, dass es kein geregeltes Kontrollver-
fahren gibt. Wie wollen wir denn dahin kommen, dass
wir zu einer geregelten Kontrolle kommen, damit auch
jeder die Chance hat, kontrolliert zu werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Ihre Einlassung, Herr Abge-
ordneter, könnte mich veranlassen, philosophische
Ausführungen dazu anzustellen,

(Abg. K l e e n [SPD]: Sie sind ja auch
Kultursenator!)

inwiefern man hier von Chancen und Kontrollen spre-
chen kann, aber das würde, glaube ich, den Rahmen
sprengen. Nichtsdestotrotz, das habe ich ja in mei-
ner Antwort angedeutet, gibt es aufgrund der Erfah-
rungen der letzten Jahre schon Hinweise, wo man
einfach nacharbeiten muss. Ein Punkt ist zum Bei-
spiel, inwiefern die Datenerhebung geregelt wird, um
einfach einmal einen konkreten Überblick zu bekom-
men. Da das im Gesetz nicht geregelt ist, darf hier
aus datenschutzrechtlichen Aspekten zentral nichts
erhoben werden. Wir werden in der Novellierung des
Landesvergabegesetzes die einzelnen Punkte auch
aufgreifen.

Sie haben hier einen Punkt angesprochen, der in
den – wie soll ich sagen? – Geburtsstunden dieses
Gesetzes, das war ja sehr umstritten, sehr heftig dis-
kutiert wurde, nicht in den Zielsetzungen, sondern
in den einzelnen Ausformulierungen der einzelnen
Bereiche. Da haben natürlich auch haushaltsrecht-
liche Aspekte eine Rolle gespielt. Der Senat hat damals
auch aufgrund von haushaltsrechtlichen Erwägun-
gen davon abgesehen, eine zentrale Stelle einzurich-
ten. Inwieweit die Kompetenz vor Ort gestärkt wer-
den kann, um die von Ihnen genannte Chance auch
zu gewährleisten, wird sich jetzt in den weiteren Ge-
sprächen zeigen, die für die kommenden Wochen
anberaumt sind. Wir hoffen, dass wir noch in diesem
Jahr mit einer entsprechenden Novellierung des
Landesvergabegesetzes den Senat begrüßen können

und dann auch hier im Parlament wieder darüber
diskutieren.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Jägers (SPD): Herr Senator, habe ich Sie rich-
tig verstanden, dass Sie dafür sind, eine zentrale Ver-
gabestelle einzurichten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Das habe ich weder gesagt
noch angedeutet, noch zwischen den Zeilen formu-
liert. Das wird auch sicherlich den Beratungen in dieser
Arbeitsgruppe obliegen, über diesen Punkt noch ein-
mal zu sprechen beziehungsweise den Beratungen
im Senat vorbehalten sein.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Jägers (SPD): Eine noch! Sie sagen in Ihrer
Antwort, dass es vermischte Leistungen gibt und dass
es deswegen Probleme bei der Zuordnung der ein-
schlägigen Tarifverträge gibt. Das Mittelstandsgesetz
sagt ja, dass es eben diese vermischten Leistungen
möglichst nicht geben soll, sondern losweise Verga-
ben. Wie stellen wir denn sicher, dass wir nicht Ge-
neralunternehmervergaben machen, sondern mög-
lichst in Losen vergeben, damit erstens dieses Pro-
blem gelöst wird und zweitens die mittelständische
Wirtschaft beschäftigt werden kann?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Sie werden, um auch den Ver-
waltungsaufwand hinsichtlich der Gewährleistung et
cetera einigermaßen im Griff zu haben, nicht darum
herumkommen, mehrere Leistungen an einen Unter-
nehmer zu vergeben, ohne dass Sie gleich eine Ge-
neralunternehmerausschreibung haben. Beim The-
ma Brückenbau, um ein ganz profanes Beispiel zu
nennen, hat der Brückenbauer zum Beispiel, auch aus
Gewährleistungsgründen, in aller Regel im Auftrag
das Aufstellen des Geländers und auch die Malerar-
beiten für dieses Geländer. Herr Schmidtmann könnte
dies aus seiner langjährigen Berufserfahrung in Bre-
men-Nord hoffentlich bestätigen. Ich bitte um ein
Handzeichen, wenn ich jetzt irgendetwas Verkehr-
tes erzähle!

Der Tarifvertrag der Maler ist aber ein anderer als
der Tarifvertrag des Brückenbauers. Das sind ja diese
Kleinigkeiten. Ich kann mich noch sehr gut an die
Diskussion erinnern, welcher Tarifvertrag jetzt nun
maßgeblich ist. Der Tarifvertrag der Maler ist jetzt auch
nicht irgendwie etwas Schlimmes, sondern er ist ja
gültig, zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften
geschlossen. Was gilt jetzt? Das sind eigentlich die
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Kleinigkeiten, die das Leben manchmal sehr schwer
machen, und die müssen vernünftig und vor allem
pragmatisch geregelt werden, ohne eine überborden-
de Bürokratie in Gang zu setzen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte,
Frau Kollegin!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Herr Senator, mich in-
teressiert Ihre Einstellung zu der Schaffung einer
zentralen Vergabestelle. Sind Sie dafür? Sind Sie
dagegen? Haben Sie noch keine Meinung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Dies ist ja die Fragestunde des
Senats und nicht die Fragestunde des Senators! Des-
halb gebe ich hier nur verantwortungsvoll die Mei-
nung des Senats wieder, und ich hoffe, mir gelingt
das in aller Regel auch. Es hat also Vor- und Nach-
teile. Das muss einfach ausgelotet werden. Man merkt
ja, dass die Kompetenzen in den jeweiligen Verga-
bestellen eben nicht so da sind. Die Vergabestellen
selbst sagen, wir haben teilweise gar nicht die Kom-
petenzen, ob es im Arbeitsrecht, Tarifvertragsrecht
und so weiter ist. Auf der anderen Seite ist es, wie
gesagt, die Frage der Kosten. Wer trägt sie? Ich kann
mir schon vorstellen, dass dann alle, wie es dann
manchmal so ist, Fachbehörden oder Fachressorts
sagen: Na ja, das ist ja etwas Zentrales. Das soll einmal
das Zentralressort Finanzen tragen. Da sagt der Fi-
nanzsenator natürlich, das geht nicht! Das tragt ihr
einmal bitte schön selbst! Wir müssen also einfach
Vor- und Nachteile abwägen und dort etwas Sinn-
volles im Sinne des Gesetzes hinbekommen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Das ist klar, und ich kann
auch nachvollziehen, dass man abwägen muss. Nichts-
destotrotz gehe ich davon aus, dass Sie sich als Wirt-
schaftssenator mit diesem Problem beschäftigt haben.
Ich frage noch einmal: Haben Sie schon eine Mei-
nung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Frau Kollegin, ich befinde mich
noch im Abwägungsprozess.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Berufsausbil-
dung für junge Flüchtlinge“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Schön, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Schön!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat das Berliner Pi-
lotprojekt, mit dem jungen Flüchtlingen die Möglich-
keit einer Berufsausbildung eröffnet wird, indem ihnen
für die Dauer der Ausbildung eine befristete Aufent-
haltserlaubnis erteilt wird?

Zweitens: Welche Pläne hat der Senat, um auch in
Bremen den zum Teil seit Jahren geduldeten jungen
Flüchtlingen, die aber über keine befristete Aufent-
haltserlaubnis verfügen, die Möglichkeit einer Be-
rufsausbildung einzuräumen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu  Frage  eins  und  zwei:  Der  Senat  unterstützt
grundsätzlich die Intention des Berliner Projekts,
jungen Flüchtlingen die Aufnahme einer Berufsaus-
bildung zu ermöglichen. Durch entsprechende Maß-
nahmen kann der Aufenthalt für eine berufliche Qua-
lifikation genutzt und damit eine berufliche und per-
sönliche Perspektive im Falle einer Rückkehr in das
Herkunftsland ebenso wie für den Aufenthalt im Bun-
desgebiet eröffnet werden.

Geduldeten Flüchtlingen kann nach der Beschäf-
tigungsverfahrensverordnung mit Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit die Ausübung einer Be-
schäftigung beziehungsweise die Aufnahme eines
Ausbildungsverhältnisses erlaubt werden, wenn sie
sich seit einem Jahr erlaubt oder geduldet im Bun-
desgebiet aufgehalten und Rückführungshindernisse
nicht selbst verschuldet haben. Vor dem Hintergrund
zu berücksichtigender arbeitsmarktpolitischer Ge-
sichtspunkte muss die Zustimmung nach dem Ab-
schluss der sogenannten Vorrangprüfung jedoch in
vielen Fällen abgelehnt werden, wenn es bevorrech-
tigte Arbeitssuchende für die einzelnen Stellen gibt.

Zurzeit existieren beim Senator für Arbeit, Frau-
en, Gesundheit, Jugend und Soziales noch keine Pläne
für ein entsprechendes Projekt. Das Berliner Projekt
wird von den zuständigen Arbeitsbereichen aber
einhellig begrüßt. Um die Integration von Migran-
ten und Migrantinnen mit allen für die Berufsausbil-
dung zuständigen gesellschaftspolitischen Gruppen
zu planen und geeignete Maßnahmen zu entwickeln,
sollte die Thematik durch die Partner des Bündnis-
ses für Arbeit und Ausbildung in Bremen und Bre-
merhaven beraten werden und Möglichkeiten in der
Fortschreibung des regionalen Pakts für Ausbildung
und Fachkräftenachwuchs berücksichtigt werden.
Nach Konkretisierung dieser Maßnahmen werden –
entsprechend dem Berliner Projekt – im Einzelfall die
ausländerrechtlichen Rahmenbedingungen zu prü-
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fen und zu entscheiden sein. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, bitte!
Wir begrüßen es sehr, dass Sie das Projekt in Berlin
gut finden. Jetzt stellt sich natürlich die Frage: Was
machen Sie in Bremen? Sie haben gesagt, es gibt in
Bremen noch keine Planungen. Wann werden denn
dazu die Planungen aufgenommen? Das neue Aus-
bildungsjahr hat ja bereits angefangen, und die Aus-
bildungssituation für Flüchtlinge ist ja wiederum
deutlich schlechter als für deutsche Jugendliche.

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Wir klären zunächst,
was der Inhalt dieses Berliner Projektes ist. Nach den
uns zur Verfügung gestellten Informationen haben
in Berlin fünf junge Ausländerinnen einen Ausbil-
dungsplatz erhalten. Nach Auskunft der Ausländer-
behörde in Berlin wurden vier Ausländerinnen Auf-
enthaltserlaubnisse nicht aus diesem Grund, nämlich
wegen des Ausbildungsplatzes, sondern aus ande-
ren Gründen erteilt, so dass kein rechtlicher Zusam-
menhang, sondern lediglich ein zufälliger zeitlicher
Zusammenhang zwischen der Aufnahme der Ausbil-
dung und der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis liegt.

Wenn Sie sich im Internet einmal anschauen, wo-
raus dieses Bridge-Projekt, auf das dort ja Bezug ge-
nommen wird, eigentlich besteht, so ist auch da nicht
Gegenstand dieses Programms die Vermittlung und
die Erlaubniserteilung für Ausbildungsverhältnisse,
sondern die Vermittlung von beruflicher Grundqua-
lifikation in bestimmten Bereichen. Lediglich zwei
Abgeordnete der Linkspartei PDS haben einen Zu-
sammenhang zwischen diesem Bridge-Projekt und
der Vermittlung dieser Ausbildungsplätze hergestellt.
Uns scheint das zurzeit noch etwas zufällig zu sein
und nicht Gegenstand eines Programms.

Rechtlich  ist  die  Situation  aus  unserer  Sicht  zur-
zeit noch umstritten. Wir haben nach Paragraf 25 Ab-
satz 4 Satz 1 Aufenthaltsgesetz die Möglichkeit, aus
humanitären oder persönlichen Gründen eine Auf-
enthaltserlaubnis zu erteilen. Dabei ist rechtlich um-
stritten, ob das auch für Fälle der Aufnahme einer Be-
rufsausbildung gilt. Da gibt es ganz unterschiedliche
Rechtsauffassungen, sowohl des Bundesinnenminis-
teriums als auch der Ministerien der Länder, so dass
sich dies aus meiner Sicht zumindest nicht als geeig-
neter Weg einer ausländerrechtlichen Bearbeitung
dieses Problems anbietet.

Ich habe auf der Konferenz der Innenminister und
-senatoren der CDU/CSU in der letzten Woche sehr
dafür geworben, dass wir uns für ein Bleiberecht für
gut integrierte Flüchtlinge einsetzen, die nicht von

unseren sozialen Sicherungssystemen abhängig sind
und gut integriert hier bei uns leben, die deutsche
Sprache beherrschen und einer Berufsausbildung oder
einem Beruf nachgehen. In diesem Zusammenhang
habe ich dafür geworben, dass die Vorrangprüfung
bei der Vergabe der Genehmigung der Bundesagentur
für Arbeit abgeschafft und damit allen auch gedul-
deten Flüchtlingen der Zugang zum Arbeitsmarkt er-
möglicht wird. Ich halte das für einen sehr gangba-
ren Weg.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, bitte!
Sie sind mir jetzt trotzdem ein bisschen ausgewichen,
denn es geht ja trotzdem um die konkreten Zugangs-
chancen. Sie haben gesagt, im Bündnis für Arbeit und
Ausbildung könnte darüber gesprochen werden,
ausdrücklich in dieser Möglichkeitsform! Für uns ist
die Frage: Wann wird das passieren, und wie wer-
den sich konkret die Chancen für Flüchtlinge in ab-
sehbarer Zeit hier in Bremen erhöhen, wenn Sie das
Berliner Projekt gut finden und, wie Ihre Ausführun-
gen jetzt ja auch belegen, die Integration von Flücht-
lingen hier auch verbessert werden muss?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Frau Abgeordnete, ich
bin mir zurzeit nicht einmal sicher, ob das von der
Linkspartei bezeichnete Berliner Projekt überhaupt
ein Berliner Projekt ist oder ob es sich nicht aus dem
zufälligen Zusammentreffen unterschiedlicher Ereig-
nisse zusammensetzt, nämlich auf der einen Seite der
Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen und auf der
anderen Seite des Eingehens von entsprechenden
Beschäftigungsverhältnissen.

Nach den Auskünften, die wir im Vorfeld dieser Fra-
gestunde eingeholt haben, scheint es sich in vier von
fünf Fällen um Zufälle zu handeln, und im fünften
Fall handelt es sich auch nicht um einen geduldeten
Flüchtling, sondern um einen Flüchtling, der sich noch
im Asylverfahren befindet, dessen Asylverfahren noch
nicht abgeschlossen ist, so dass man noch nicht sa-
gen kann, dass sei jetzt ein Projekt, und dieses Pro-
jekt biete sich an, auf andere Länder übertragen zu
werden.

Ich habe nur gesagt, dass die Zielsetzung, jungen
geduldeten Flüchtlingen hier die Möglichkeit zu ge-
ben, auch auf dem Ausbildungsmarkt eine Chance
zu erhalten, von uns nachhaltig unterstützt wird und
dies sowohl auf der Seite der Beratung bei dem Pro-
jekt im Bündnis für Arbeit und Ausbildung hier in
Bremen diskutiert werden soll, aber wir auch eine
rechtliche Lösung dafür anbieten müssen. Diese recht-
liche Lösung habe ich versucht, Ihnen zu skizzieren,
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indem ich gesagt habe, das könnte eine rechtliche
Lösung sein, indem wir Kriterien im Falle einer Blei-
berechtsregelung entwickeln, die es erstens den Ju-
gendlichen ermöglicht, hier ein Ausbildungsverhältnis
faktisch einzugehen, und zweitens dann auch den Auf-
enthalt zu sichern.

Nach wie vor ist das größte Hemmnis für das Ein-
gehen eines Beschäftigungsverhältnisses die Vorrang-
prüfung durch die Bundesanstalt für Arbeit. Deswe-
gen werbe ich sehr dafür, dass wir diese Vorrangprü-
fung abschaffen. Das ist auch das, was uns in Bre-
men am ehesten im Wege steht, wo die Ausbildungs-
platznot so groß ist, dass es in der Regel fast keinen
Beruf gibt, bei dem die Vorrangprüfung dazu führt,
dass junge Migrantinnen und Migranten den Zugang
zu den Ausbildungsverhältnissen bekommen.

Der erste Schritt wäre die Abschaffung, der zwei-
te Schritt wäre meiner Ansicht nach ein Beschluss der
Innenministerkonferenz im November über die Schaf-
fung eines Bleiberechts, das an bestimmte Voraus-
setzungen geknüpft ist. Ich glaube, dann haben wir
eine effektive Möglichkeit, fernab von irgendwelchen
Projektüberlegungen hier auch tatsächlich die Aus-
bildungschance von jungen Flüchtlingen nachhaltig
zu verbessern.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein, danke schön!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage trägt den Titel „Nachhilfe durch
Scientology?“. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Rohmeyer, Perschau und Frakti-
on der CDU.

Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Erkenntnisse hat der Senat, dass die Sci-
entology-Organisation beziehungsweise eine ihrer
Tarnorganisationen auch im Bundesland Bremen in
eigenen Nachhilfeschulen Schülerinnen und Schü-
ler direkt oder indirekt durch die sogenannte Applied
Scholastics beeinflusst?

Wie bewertet der Senat das Vorgehen der Scien-
tology-Organisation in vielen Bundesländern, zuneh-
mend auf dem kommerziellen Markt der Nachhilfe-
institute junge Menschen zu erreichen?

Welche Maßnahmen wurden bisher eingeleitet
beziehungsweise welche Maßnahmen will der Senat
einleiten, um Eltern und Schüler vor möglichen An-
werbeversuchen durch die Scientology-Organisati-
on im Rahmen kommerzieller Nachhilfeinstitute durch
Prävention zu schützen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Dem Senat sind keine Aktivitäten
der Scientology-Organisation oder einer ihrer Tarn-
organisationen bekannt, direkt oder indirekt durch
sogenannte Applied Scholastics Schülerinnen und
Schüler in Nachhilfeinstituten im Lande Bremen zu
beeinflussen.

Zu Frage zwei: Der Senat geht davon aus, dass die
Scientology-Organisation ihr Engagement im Nach-
hilfebereich dazu nutzt, um Zugang zu Schülerinnen
und Schülern sowie deren Eltern für ihre ideologi-
schen Vorstellungen und Beeinflussungen zu erhal-
ten.

Zu Frage drei: Da es nach den Erkenntnissen des
Verfassungsschutzes im Lande Bremen bisher kei-
nerlei Anzeichen für entsprechende Aktivitäten der
Scientology-Organisation gibt, sind bisher keine
Gegenmaßnahmen eingeleitet worden. Sollten sol-
che Aktivitäten bekannt werden, wird der Senat durch
Aufklärung der Eltern und der Schülerschaft gegen-
steuern.

Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen? – Bitte!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, da es in Bre-
men auch einen Stützpunkt der Scientology-Orga-
nisation gibt, ist ja davon auszugehen, dass diese
Organisation, die in erster Linie auch wirtschaftliche
Interessen verfolgt, höchstwahrscheinlich auch hier
in Bremen auf dem Markt der Nachhilfeinstitute – der,
wie wir aus den Pisa-Debatten wissen, ein boomen-
der Markt ist und wo viel Geld zu verdienen ist – über
kurz oder lang auftritt. Halten Sie es daher für sinn-
voll, schon im Vorfeld durch geeignete Informatio-
nen, bevor entsprechende Aktivitäten bekannt sind
beziehungsweise auffallen – die Präsidentin der Kul-
tusministerkonferenz hat ja auch einen entsprechen-
den Warnruf aus ihrem Bundesland den Medien ge-
genüber getan –, Eltern und Lehrer zu informieren,
damit eine solche Attacke der Scientology-Organi-
sation von vornherein keinen oder wenig Erfolg hat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Der Senator für Inneres, der dort
auch die Verantwortung zur Vergabe der Gewerbe-
scheine hat und auch der Bildungssenator haben die
Angelegenheit ganz genau im Blick und wissen ge-
nau, was zu tun ist, wenn sich auf diesem Feld et-
was tut. Wir sind in sehr enger Abstimmung darüber,
und wir haben ein Verfahren organisiert, dass wir,
sobald sich hier etwas tut, sofort präventiv tätig wer-
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den. Allerdings wollen wir auch nicht voreilig und
vorzeitig Eltern in Unruhe versetzen, wenn überhaupt
keine Gefahr in Verzug ist. Das heißt, wir sind bestens
vorbereitet durch ein abgestimmtes Verfahren, das
dann eintritt, wenn diese Organisation tätig wird. Soll-
te diese Organisation hier tätig werden, dann wer-
den wir präventiv auch tätig werden.

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Rohmeyer (CDU): Eine noch, Herr Präsident,
vielen Dank! Herr Senator, sind Sie mit mir der Auf-
fassung, dass sich das Fächerfeld Biblische Geschichte,
der Modellversuch Islamkunde und der Bereich Phi-
losophie auch dazu eignen, über solche sogenann-
ten Psychosekten und auch Organisationen wie die
Scientology-Organisation aufzuklären, damit solche
Organisationen in Zukunft immer weniger Zulauf
haben können?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das sind in der Tat Inhalte, die man
in diesen Bereichen durchaus ansprechen sollte, und
das wird an unseren Schulen auch sicherlich getan.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Vielen
Dank!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Einstellung
von Geschäftsführern für die bremischen Gesellschaf-
ten. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Frau Dr. Mohr-Lüllmann, Pflugradt, Perschau
und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Dr. Mohr-Lüllmann!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Wir fragen
den Senat:

Welche Unterlagen zum Nachweis der fachlichen
Qualifikation und persönlichen Eignung müssen bei
einer Einstellung als Geschäftsführer einer Gesell-
schaft des Landes oder der Stadtgemeinde Bremen
vorliegen?

In welchen Fällen der Einstellung als Geschäfts-
führer einer bremischen Gesellschaft wird zum Nach-
weis der persönlichen Eignung ein polizeiliches Füh-
rungszeugnis verlangt, in welchen Fällen wird dar-
auf verzichtet?

Wie und durch welche möglichen weiteren Nach-
weise gedenkt der Senat für die Zukunft sicherzu-
stellen, dass ihm als Gesellschafter bei der Entschei-
dung über die Einstellung von Geschäftsführern alle
notwendigen Informationen zur Beurteilung der fach-

lichen Qualifikation und der persönlichen Eignung
des Bewerbers vorliegen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Zunächst ist der Prozess zu beschrei-
ben, der heute in der Regel der Bestellung eines Ge-
schäftsführers einer bremischen Beteiligungsgesell-
schaft vorausgeht: Der Auswahlprozess für die Ge-
schäftsführerposition wird federführend vom Vorsit-
zenden des Aufsichtsrates gesteuert, der üblicherweise
jedoch einen Ausschuss des Aufsichtsrates oder den
Aufsichtsrat in Gänze beteiligt. Häufig wird auch ein
externes Personalberatungsunternehmen in den Pro-
zess eingebunden.

Unter der Federführung des Aufsichtsratsvorsitzen-
den wird unter Beteiligung des zuständigen Fachres-
sorts,  eines  Ausschusses  des  Aufsichtsrates  oder
möglicherweise auch des gesamten Aufsichtsrates,
der bisherigen Geschäftsführung und häufig eines Per-
sonalberaters ein Qualifikationsprofil und ein persön-
liches Anforderungsprofil erstellt. Die Stellenaus-
schreibung erfolgt häufig unter Beteiligung des Per-
sonalberaters,  in  aller  Regel  überregional.  Renom-
mierte Personalberater verzichten zum Teil auf eine
Stellenausschreibung zugunsten einer persönlichen,
zielgerichteten Ansprache geeignet erscheinender
Bewerber.

Die eingegangenen Bewerbungen werden gesichtet
und ausgewertet. Die Bewerbungsunterlagen enthal-
ten die gewünschten Unterlagen, Lebenslauf, Zeug-
nisse, Hochschul- oder Universitätsabschlüsse. Der
Personalberater prüft in diesem Zusammenhang die
persönliche und fachliche Seriosität der Bewerber.

Dem Auswahlgremium werden Vorschläge unter-
breitet, auf deren Basis Vorstellungsgespräche statt-
finden und abschließend die Personalauswahlent-
scheidung unter Federführung des Aufsichtsratsvor-
sitzenden getroffen wird.

Der Aufsichtsratsvorsitzende führt dann die Ver-
handlungen über die Ausgestaltung des Geschäfts-
führeranstellungsvertrages und schließt den Vertrag
ab. Hierbei ist die Querschnittseinheit Beteiligungs-
management des Senators für Finanzen insbesondere
zur Vergütungshöhe, einzelne Vergütungsbestand-
teile und Einhaltung der durch den Senat beschlos-
senen Standards einzubinden. Die Bestellung des Ge-
schäftsführers erfolgt durch Gesellschafterbeschluss
nach vorheriger Endabstimmung mit dem zuständi-
gen Fachressort.

Zum polizeilichen Führungszeugnis: Die Geschäfts-
führer bremischer Beteiligungsgesellschaften stam-
men zum Teil aus dem öffentlichen Dienst. Dem Dienst-
herrn liegt insoweit ein polizeiliches Führungszeugnis
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vor. Gemäß Paragraf 125 c Beamtenrechtsrahmen-
gesetz ist der Dienstherr über alle strafrechtlich re-
levanten Sachverhalte durch das Gericht, die Straf-
verfolgungs- oder Strafvollstreckungsbehörden zu
informieren. Als Teil der Personalakte ist bei Bedarf
eine Disziplinarakte zu führen, die nach Abschluss
des Disziplinarverfahrens Unterlagen über Ermitt-
lungs-, Straf- und Berufsgerichtsverfahren enthält,
soweit ein unmittelbarer innerer Zusammenhang mit
dem Dienstverhältnis besteht.

Zahlreiche Geschäftsführer konnten jedoch aus der
Privatwirtschaft gewonnen werden. Auf die Einho-
lung eines polizeilichen Führungszeugnisses ist in
diesen Fällen – insbesondere mit Blick auf die Son-
dierungen und Bewertungen externer Personalberater
– grundsätzlich verzichtet worden. Nach der gegen-
wärtigen Rechtslage hat jeder Bewerber von sich aus
einstellungsrelevante Vorstrafen zu offenbaren.

Mögliche weitere Nachweise: Ziel des Senats ist
– gerade auch vor dem aktuellen Hintergrund –, Aus-
wahlentscheidungen bei der Besetzung von Geschäfts-
führerpositionen insbesondere im Hinblick auf die
persönlichen und fachlichen Anforderungen weiter
zu optimieren. Der Senat beabsichtigt daher, die fol-
genden Maßnahmen in die Wege zu leiten:

Erstens: Festlegung einheitlicher Standards und
Verfahrensabläufe bei der Auswahl der Geschäfts-
führer. Diese Standards sind im Handbuch Beteili-
gungsmanagement der Freien Hansestadt Bremen
aufzunehmen.

Zweitens: grundsätzlich verbindlich geregelte Vor-
lage eines qualifizierten polizeilichen Führungszeug-
nisses durch den Bewerber. Außerdem ist der Bewer-
ber, unabhängig von seiner Verpflichtung hierzu, nach
einstellungsrelevanten Vorstrafen zu befragen.

Drittens: Einbindung des Senators für Finanzen mit
seiner Querschnittseinheit Beteiligungsmanagement
als zentral für Geschäftsführeranstellungsverträge bei
bremischen Beteiligungsgesellschaften zuständige
Stelle in das Auswahl- und Entscheidungsverfahren.
Entsprechend der Forderung des Rechnungshofs der
Freien Hansestadt Bremen wird im Handbuch Betei-
ligungsmanagement verankert, dass Geschäftsfüh-
reranstellungsverträge durch den Senator für Finan-
zen in seiner Querschnittsfunktion mitzuzeichnen sind.

Zu Frage drei: Ergänzend weist der Senat darauf
hin, dass der bremische Mustergeschäftsführeranstel-
lungsvertrag die Vereinbarung einer sechsmonatigen
Probezeit und eine nur dreijährige Vertragslaufzeit
zu Beginn einer Geschäftsführertätigkeit bei einer
bremischen Beteiligungsgesellschaft vorsieht. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie den Wunsch, eine
Zusatzfrage zu stellen? – Bitte!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Ich sehe aus
Ihrer Antwort, dass das Verfahren deutlich verändert

wird, wahrscheinlich aus der Erkenntnis heraus, dass
es bisher eher nicht so günstig war, wie wir aus ak-
tuellem Anlass erkennen konnten. Die Frage ist:
Warum hat man eigentlich zwei unterschiedliche
Vorgehensweisen für die Geschäftsführer aus der Ver-
waltung und die Geschäftsführer aus der Privatwirt-
schaft zugelassen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das ergibt sich aus dem
Beamtenrahmenrecht. Im öffentlichen Dienst gibt es
die Personalakte, da gibt es Disziplinarverfahren. Es
gibt in der Privatwirtschaft eben nicht öffentlich-recht-
lich ausgestaltete Disziplinarverfahren. Insofern hat
ein Bewerber keine Disziplinarakte, die dann beim
öffentlichen Dienstherrn liegt, das ist eben der Un-
terschied. Deshalb ist unser Informationsstand über
Mitarbeiter und Beschäftigte im öffentlichen Dienst
natürlich besser, als wenn Sie von außen jemanden
einstellen. Ich will Ihnen trotz der Veränderungen,
die wir notwendigerweise machen und die auch be-
rechtigt sind und wir anstreben müssen, nicht allzu
große Hoffnungen machen, dass Sie bei externen Ein-
stellungen jemals ein Restrisiko ausschließen kön-nen.
Meines Erachtens ist die entscheidende Frage, wie
man dann in den Aufsichtsgremien mit den entspre-
chenden Vorgängen umgeht.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Sie haben
sicherlich recht, dass man das nicht hundertprozen-
tig ausschließen kann, aber Sie sind ja auch sicherlich
der Meinung, dass man das Risiko durch solche Ver-
fahren zumindest minimieren kann!

Eine Frage dann noch im Anschluss: Die Geschäfts-
führer der öffentlichen Verwaltung haben Akten, die
Ihnen vorliegen. Wie ist es denn, wenn das Führungs-
zeugnis oder die Akte schon 20 Jahre alt ist und dann
ein neues Verfahren einer neuen Geschäftsführerpo-
sition durch diese Person angestrebt wird? Werden
Sie dann ein neues Führungszeugnis anfordern, oder
gilt dann das, was in der Bewerbungsakte bereits vor-
liegt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Können Sie die Frage einmal
präzisieren, weil ich sie nicht ganz verstanden habe?

Präsident Weber: Bitte, Frau Dr. Mohr-Lüllmann!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Wenn Sie
eine Akte von dem Geschäftsführer aus der Verwal-
tung, aus dem öffentlichen Dienst, haben, wie alt darf
denn das Führungszeugnis sein? Wird das irgendwann
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einmal aktualisiert, wenn ein neuer Posten angestrebt
wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Soweit ich informiert bin,
sind diese Akten aktualisiert, und sie werden auch
durch die Disziplinarakte ergänzt. Insofern sind wir
in dem Bereich auf dem neuesten Stand. Wie gesagt,
das Problem sind die externen Bereiche, wo Sie eben
diese Akten nicht haben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Aber das ist
ja die Antwort! Wenn man sagen kann, dass da so
unterschiedliche Unterlagen vorliegen, dann ist es ja
wohl gerade notwendig, beides auf ein Level zu zie-
hen, und ich sehe ja auch, dass Sie das beabsichtigt
haben.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das versuchen wir ja auch.
Nur, trotzdem machen Sie Unterschiede zwischen Pri-
vatwirtschaft, wo eben dieses Verfahren nicht gän-
gig ist, da kennt man eben das Instrument der Diszi-
plinarakte nicht, und Sie haben unterschiedliche Ver-
fahren im öffentlichen Dienst. Jetzt kommen Sie an
die Schnittstelle, da, wo wir aus dem öffentlichen Be-
reich heraus eine privatrechtliche Gesellschaft haben.
Wenn Sie sich darauf einlassen, eine privatrechtliche
Gesellschaft zu haben, zu gründen und zu führen,
dann müssen Sie sich natürlich auch zum Teil auf die
privatwirtschaftlichen Instrumentarien einlassen und
mit diesen Instrumentarien versuchen, eine optima-
le Auswahlentscheidung zu treffen, die eben aus-
schließt, dass Sie, sage ich einmal, in Schwierigkei-
ten kommen. Da sagte ich Ihnen eben, dass Sie trotz
aller Bemühungen ein Restrisiko sicherlich nicht
ausschließen werden können.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Grot-
heer!

Abg. Grotheer (SPD): Soweit mir geläufig ist, wer-
den ja länger zurückliegende Verurteilungen im Bun-
deszentralregister gelöscht, können also im polizei-
lichen Führungszeugnis dann ohnehin nicht mehr
auftauchen. Außerdem werden Verurteilungen, die
eine Geldstrafe von weniger als 90 Tagessätzen oder
weniger als drei Monate Freiheitsstrafe zum Gegen-
stand haben, ohnehin nicht in ein polizeiliches Füh-
rungszeugnis aufgenommen. Es stellt sich die Fra-
ge, es sind ja in den Aufsichtsräten auch eine Reihe
von Abgeordneten vertreten, ob sich jemals ein Ab-
geordneter in einem Aufsichtsrat nach diesen Ein-
zelheiten erkundigt hat! War das jemals Gegenstand

in den Beratungen, oder hat es niemanden interes-
siert?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das kann ich Ihnen so nicht
beantworten, weil ich bei den vielen Gesellschaften,
die wir haben, natürlich nicht in jedem Aufsichtsrat
zu jeder Zeit anwesend bin. Aber ich habe ja eben
versucht, Ihnen zu beschreiben, wie die Verfahren
gestaltet sind, dass das in der Regel der Aufsichts-
ratsvorsitzende möglicherweise zusammen mit einer
Personalberatung oder gegebenenfalls über einen
Personalausschuss macht, der in der entsprechenden
Gesellschaft etabliert worden ist, und ich gehe davon
aus, dass die Verfahren eingehalten werden. Man
muss das aber natürlich auch irgendwo in den ge-
samtrechtlichen Kontext einordnen. Wenn Sie sich
einmal Paragraf 6 Absatz 2 des GmbH-Gesetzes an-
schauen, dann wissen Sie, dass Sie in Deutschland,
das ist rechtlich geregelt, im Grunde mit einem breiten
Spektrum Geschäftsführer sein können, es sei denn,
Sie haben sich eine bestimmte Reihe von Vermögens-
delikten zuschulden kommen lassen, die dort abschlie-
ßend geregelt sind, die will ich jetzt hier nicht nen-
nen. Sie müssen auch rechtskräftig verurteilt worden
sein, und das GmbH-Gesetz sagt auch in Paragraf 6
Absatz 2, dass das kein Hemmnis für Sie ist, diese
Tätigkeit nach fünf Jahren wieder aufzunehmen. Das
ist die rechtliche Lage. Sie fragen nach den Geschäfts-
führern, aber Sie müssten auch die Frage stellen, wie
Sie mit leitenden Angestellten umgehen, denn auch
da könnte sich ein bestimmtes Potenzial auftun. Also,
Sie müssen die Frage schon in einem Gesamtzusam-
menhang einordnen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Dann will ich das noch prä-
zisieren! Können Sie sich vorstellen, Herr Senator, dass
polizeiliche Führungszeugnisse angefordert worden
wären, wenn aus dem Kreis der Aufsichtsratsmitglie-
der diese Anregung einmal an Sie herangetragen wor-
den wäre?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich bin sicher, wenn sie nach
einem polizeilichen Führungszeugnis fragen würden,
dann wäre das Thema aufgegriffen und geeignet be-
arbeitet worden.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Frau Lin-
nert!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator Nußbaum, Sie haben ja einschlägige Erfah-
rungen! Können Sie meine Einschätzung bestätigen,
dass es in der Privatwirtschaft generell oder jedenfalls
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in gut geführten Unternehmen üblich ist, bei der Ein-
stellung von Führungspersonal Referenzen einzuho-
len?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das hängt von der Ebene
ab, wo Sie einstellen. Ich sage einmal, wenn Sie in
einem sehr engen Umfeld operieren, also beispiels-
weise im Bankbereich oder in sehr spezialisierten Un-
ternehmen, dann ist es in der Tat so, das ist ein pro-
bates Mittel, dass Sie einfach schlichtweg einmal bei
einem Kollegen oder einem bekannten Aufsichtsrats-
mitglied fragen: Wie würdest du, oder wie würden
Sie denn den entsprechenden Herrn oder die entspre-
chende Dame einschätzen? Das hilft Ihnen; wobei man
natürlich wissen muss, dass solche Auskünfte auch
nicht immer objektiv, nicht immer frei von persönli-
chen Problemen sind. Also, wenn dieser Herr oder
die Dame, die sich bewirbt, nicht ganz in Freundschaft
von dem Unternehmen weggehen will, was ja auch
vorkommt, ohne dass es letztlich an ihr, sondern an
den Umständen liegt, dann ist die Auskunft mög-
licherweise auch subjektiv gefärbt. Es ist also ein In-
strumentarium, Referenzen einzuholen in einem Ge-
samtinstrumentarium, dem Sie nachgehen müssen,
um eine möglichst richtige Auswahlentscheidung zu
treffen. Dazu gehört auch, dass man das in der Re-
gel in einem Gremium macht, dass man mehrere Leute
damit befasst, um einmal unterschiedliche Blickwinkel
zu bekommen. Dann kann man nur hoffen und sich
wünschen, dass man die richtige Entscheidung ge-
troffen hat. Personalauswahlentscheidungen gehö-
ren mit zu dem Schwierigsten, was Sie in der Privat-
wirtschaft, aber auch im öffentlichen Bereich tun kön-
nen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Dann
kann ich bitte davon ausgehen, dass wir uns hier einig
sind, dass die Einstellung neben der Formalisierung,
über die wir ja gerade gesprochen haben, auch immer
mit Menschenkenntnis, Fingerspitzengefühl und auch
Engagement bei dem Versuch, über den Bewerber
oder die Bewerberin etwas zu erfahren, einhergehen
muss?

Präsident Weber: Bitte sehr, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das unterstelle ich, das ge-
hört zu einem ordnungsgemäßen Verfahren, und ich
gehe auch davon aus, dass das gemacht worden ist
und gemacht wird.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Emp-
fehlungsschreiben für Marktstudie Cholesterinsen-
ker“. Die Anfrage ist unterzeichnet von den Abge-
ordneten Frau Hoch, Frau Linnert und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Aus welcher Interessenlage heraus wird
mit dem Schreiben der Senatskanzlei vom 7. August
2006 Bremer Ärzten empfohlen, an der Studie der
Firma Bonsai zum Thema Cholesterinsenker teilzu-
nehmen?

Zweitens: Welche gesundheitspolitische Zielsetzung
wird mit dieser Empfehlung verfolgt?

Drittens: Wie vereinbart der Senat dieses Vorge-
hen mit dem ihm auferlegten Neutralitätsgebot?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Schulte.

Staatsrat Schulte: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Die Senatskanzlei hat keine Emp-
fehlung ausgesprochen, an einer Studie zum Thema
Cholesterinsenker teilzunehmen. Weder eine Studie
Cholesterinsenker noch die Absicht, eine solche Studie
durchzuführen, waren der Senatskanzlei bekannt.

Die Senatskanzlei hat lediglich in einem Schrei-
ben vom 3. November 2005 für die Teilnahme am
Testmarkt Bremen geworben. Mit diesem Projekt
werden in Bremen als repräsentativem Abbild der
Bundesrepublik Deutschland Produkte, Innovationen
sowie Vertriebs- und Marktkonzepte modellhaft
getestet. Aus der Etablierung dieses von Bonsai und
TNS Infratest, früher EMNID, entwickelten Testmark-
tes werden positive Einflüsse auf den Wirtschaftsstand-
ort erwartet. Werbung für ein einzelnes Produkt war
damit nicht verbunden. Das Schreiben vom 3. No-
vember 2005 ist ohne Kenntnis oder Mitwirken der
Senatskanzlei mit einem aktuellen Datum und der
zusätzlichen  Adressenaufschrift  „An  alle  Bremer
Ärzte“ versehen worden.

Zu Frage zwei: Die Senatskanzlei hat keine Emp-
fehlung ausgesprochen.

Zu Frage drei: Die Senatskanzlei hat keine Wer-
bung für einzelne Produkte betrieben. Sie hat das
Projekt Testmarkt Bremen wegen seiner positiven
Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort unterstützt.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Habe
ich Sie richtig verstanden, dass das Schreiben der Se-
natskanzlei vom November des letzten Jahres, was
Herr Dr. Heseler unterschrieben hat, von der Firma
Bonsai umdatiert und an die Bremer Ärzte verschickt
worden ist? Ist das richtig?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Schulte: Das haben Sie so richtig verstan-
den. Dies ist auch unverzüglich von uns beanstan-
det worden, nachdem wir es erfahren haben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): In die-
sem Schreiben steht, dass die Freie Hansestadt Bre-
men Bonsai seit 2003 begleitet und sehr am weite-
ren Erfolg dieses Unternehmens interessiert ist. Gibt
es irgendeine Beteiligung an diesem Unternehmen,
und wo ist das besondere Interesse an diesem Un-
ternehmen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Schulte: Es gibt kein besonderes Inter-
esse an diesem Unternehmen, aber es gibt ein Inte-
resse an dem Projekt, was dieses Unternehmen in
Bremen realisiert, nämlich Bremen als Testmarkt, als
repräsentatives Abbild der Bundesrepublik zu nut-
zen, dort Produkte zu testen, weil wir davon ausge-
hen, dass dies ein Faktor, ein Projekt ist, das Aufmerk-
samkeit auf Bremen lenkt und bei der Umsetzung von
konkreten Teilprojekten auch Aufträge für Bremer
Unternehmen und Beschäftigung in Bremen bewir-
ken kann. Wir haben zum Beispiel im Zusammen-
hang mit dem Projekt elektronische Gesundheitskarte
gesehen, dass Bremen hier durch diesen Testmarkt
ein Stück Wettbewerbsfähigkeit hat und wichtige
Projekte hierher ziehen kann.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Im Kern
des Bonsai-Beirats sind ein Vertreter der Stadt Bre-
men, Herr Dr. Klaus Sondergeld, und ein Vertreter
der Bremer Innovationsagentur, Herr Dr. Joachim
Grollmann. Sind sie vom Senat dorthin entsandt
worden, oder welche Funktion haben sie in diesem
Beirat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Schulte: Das Projekt Testmarkt Bremen
ist im Rahmen einer Wirtschaftsförderungsmaßnah-
me unterstützt wurden. Es hat bereits im Jahr 2003
auch eine Unterstützung durch den damaligen Bür-
germeister gegeben. Insofern ist in der Umsetzung
dieser Förderungsentscheidung, damals durch die

BIA, dann auch eine entsprechende personelle Ab-
sicherung erfolgt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Ich frage
noch einmal, was der Vertreter der Stadt Bremen, Herr
Dr. Sondergeld, in diesem Beirat für eine Aufgabe hat!

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Schulte: Ich habe versucht zu erläutern,
welche Bedeutung dieser Testmarkt für Bremen hat.
Ich denke, es ist ein wichtiger Faktor unter dem
Gesichtspunkt Imagewerbung, aber auch unter dem
Gesichtpunkt Wirtschaftsförderung geht es darum,
Projekte nach Bremen zu holen, Unternehmen für Bre-
men zu interessieren. Das ist, glaube ich, eine Auf-
gabenstellung, die sehr nahe bei dem liegt, was der
von Ihnen angesprochene Kollege in seiner Aufga-
be bei Bremen Marketing zu leisten hat, und inso-
fern sehe ich dort durchaus einen unmittelbaren
Zusammenhang.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Eine
letzte Frage! Welche Schritte haben Sie unternom-
men, als Sie erfahren haben, dass das Schreiben vom
November des letzten Jahres umdatiert und mit ver-
sandt worden ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Schulte: Der zuständige Abteilungsleiter,
der dieses Schreiben unterzeichnet hat, hat sich un-
mittelbar – es war, meine ich, am 31. August – an die
Firma gewandt und nachdrücklich darum gebeten,
dies nicht mehr weiter zu verwenden.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf ein Zukunfts-
konzept für die Reinigung – Frauenarbeitsplätze
sichern. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Frau Marken, Dr. Sieling und Fraktion
der SPD.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Reinigungskräfte für den Bereich
der Innenreinigung im öffentlichen Dienst gibt es
derzeit?

Zweitens: Sieht der Senat Möglichkeiten, die Ei-
genreinigung im öffentlichen Dienst abzusichern?
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Drittens: Arbeitet der Senat an Konzepten zur or-
ganisatorischen Optimierung der Eigenreinigung?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Zurzeit, Stand 1. Juli 2006, gibt es
im öffentlichen Dienst 827 Reinigungskräfte, davon
sind 62 beurlaubt. Die 765 aktiven Kräfte verteilen
sich auf die Kernverwaltung mit 518, die Sonderhaus-
halte mit 71 Kräften und die Betriebe und Stiftungen
mit 176 Kräften.

Zu Frage zwei: Die Sicherung der Eigenreinigung
im  öffentlichen  Dienst  war  in  der  Vergangenheit
mehrfach, zuletzt im Rahmen der Tarifauseinander-
setzung um die Wiederinkraftsetzung des Tarifver-
trags Innenreinigung im Jahre 2001, Gegenstand der
Erörterungen auch im politischen Raum. Aufgrund
der bestehenden Sanierungszwänge sind das Land
und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
seinerzeit zu dem Ergebnis gekommen, dass sich die
Gebietskörperschaften das Vorhalten einer im Ver-
gleich zur privaten Wirtschaft wesentlich teureren Ei-
genreinigung im öffentlichen Dienst nicht leisten kön-
nen.

Mit Inkrafttreten des Tarifvertrages für den öffent-
lichen Dienst – TVöD – ist es bezogen auf die Stun-
denlöhne für neu einzustellende Beschäftigte zu ei-
ner Angleichung an die Tarife des privaten Gebäu-
dereinigerhandwerks gekommen. Ob diese Anglei-
chung dazu führen kann, einen Eigenreinigungsan-
teil im öffentlichen Dienst abzusichern, ist vor dem
Hintergrund der in die Wirtschaftlichkeitsbetrachtun-
gen neben den Stundenlöhnen einzubeziehenden
Kostenfaktoren, wie zum Beispiel der Aufwand für
die  betriebliche  Altersversorgung  im  öffentlichen
Dienst, für Overhead sowie anhand der jeweiligen
Reinigungsproduktivität zu prüfen.

Zu Frage drei: Die Thematik „Innenreinigung beim
Land und der Stadtgemeinde Bremen“ wird in die
zurzeit laufende Bearbeitung des ressortübergreifen-
den Themas Liegenschaften einbezogen. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Bezieht der Senat in sei-
ne Überlegungen, wie weiter verfahren wird, auch
Erfahrungen in anderen Städten ein? Soweit mir be-
kannt ist, wird zum Beispiel in Berlin geplant, im Fi-
nanzressort und auch zum Beispiel im Roten Rathaus
zur Eigenreinigung zurückzukehren. In dem Zusam-
menhang habe ich dann auch die Frage: Spielen ei-
gentlich Qualitätsgesichtspunkte dabei eine Rolle?
Mir ist nur gerade ein Leserbrief aus einer Schule in

der Bremer Tagespresse aufgefallen, in dem im Zu-
sammenhang mit der Feinstaubproblematik gesagt
wird, dass, seit in den Schulen nicht mehr Eigenrei-
nigung, sondern Fremdreinigung stattfindet, im Grun-
de genommen die Schüler gezwungen sind, zum Be-
sen zu greifen, um wenigstens einigermaßen den Staub
zu bewältigen.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Zur Frage, ob wir andere
Städte mit einbeziehen: Ja, das tun wir im Rahmen
des Benchmarking. Über Berlin habe ich nicht die-
selbe Information wie Sie. Soweit ich weiß, wird es
da noch kontrovers diskutiert, aber ich kann das gern
noch einmal mit dem Kollegen Sarrazin abklären, der
uns ja immer hilfreiche Ratschläge gibt.

Zur Frage der Qualität von Fremdreinigung und
Eigenreinigung gibt es durchaus ein unterschiedli-
ches Bild. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass es
zu Anfang natürlich eine Skepsis gibt, wenn plötz-
lich die bekannten und bewährten Reinigungskräf-
te nicht mehr da sind und durch Fremdreinigungs-
firmen ersetzt werden. Andererseits haben wir auch
die Erfahrung gemacht, so sagen es jedenfalls die
Rückmeldungen, dass nach einem gewissen Zeitab-
lauf die Nutzer durchaus mit der Fremdreinigung zu-
frieden sind, und zwar aus den unterschiedlichsten
Gründen. Einerseits gibt es nämlich klar definierbare
Service- oder Dienstleistungsvereinbarungen, die das
auch überprüfbar und einforderbar machen, und
andererseits ersparen sich die Nutzer natürlich auch
die Betreuung, weil diese von außen wahrgenommen
wird. Es entfällt also da auch der Betreuungsaufwand
für die Eigenreinigungskräfte.

Wie es im Leben so ist, nicht jeder putzt gleich gut.
Insofern gehe ich einmal davon aus, dass es auch bei
Fremdreinigungsfirmen wie bei der Eigenreinigung
Unterschiede in der Qualität gibt, je nachdem, wer
da am Werke ist.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Ich meine, es wäre ja auch
bei der Eigenreinigung möglich, solche klaren Ver-
einbarungen abzuschließen. Sie hatten ja gesagt, Sie
arbeiten auch an der organisatorischen Optimierung.
Es ist ja immer wieder die Rede davon, die Eigen-
reinigung auch bei der GTM anzusiedeln, genauso
wie die Hausmeister, und dann wäre ja auch die Mög-
lichkeit entsprechender Vereinbarungen gegeben. In
dem Zusammenhang ist auch mir bekannt, dass es
zum Beispiel bei Seestadt Immobilien in Bremerha-
ven eigentlich sehr gut läuft mit einer solchen Kon-
struktion, sie auch schwarze Zahlen schreiben, sich
also an den vorgegebenen Kostenrahmen halten.
Wenn man dann bedenkt, dass sich ja der neue Ta-
rifvertrag für den öffentlichen Dienst – ich glaube,
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Senator Nußbaum kann das alles aufführen, auch
wenn es etwas länger ist – kaum noch von dem Ge-
bäudereinigungstarifvertrag unterscheidet, wäre das
doch, denke ich, ein Modell, dem man nähertreten
müsste.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich sagte Ihnen ja, wir über-
prüfen das im Rahmen des Immobilienmanagements.
Zu Bremerhaven: Bremerhaven hat ja Reinigung und
Hausmeister in einer Gesellschaft zusammengefasst.
Das funktioniert gut, aber natürlich auch mit Blick
darauf, dass ein großer Teil auch fremdvergeben wird.
Wenn man da genau hinschaut, wird man feststel-
len, ohne dass ich mich jetzt auf Prozentzahlen fest-
lege, dass sicherlich auch gut die Hälfte fremdver-
geben wird. Wir lernen ja immer gern von Bremer-
haven, ich besonders, aber in diesem Fall müssen wir
das, glaube ich, differenziert betrachten.

Ich meine, dass es in der Tat durch den neuen TvöD
– also durch die Möglichkeiten, die wir jetzt bekom-
men haben – die Chance gibt, das Thema noch einmal
aufzugreifen, noch einmal abzuklären, dass man zu
verbindlichen Standards kommt, dass man zu Fest-
legungen über die Produktivität kommt und auch zu
einer Festlegung über die Entgelte. Dann wird es
entscheidend sein, das sage ich ganz offen, dass wir
uns zusammen mit den Gewerkschaften, mit ver.di,
an dieser Stelle finden. Ich bin bereit, in diese Dis-
kussion hineinzugehen. Wir müssen nur sicherstel-
len, dass wir auch wettbewerbsfähig sind in diesem
Bereich. Wenn der gute Wille auf beiden Seiten vor-
handen ist, könnte ich mir vorstellen, dass wir da zu
einvernehmlichen Lösungen kommen.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Eine letzte Frage: Das ist
ja kein ganz unbedeutender Bereich, wenn Sie sa-
gen 765 Arbeitskräfte, und das sind vor allen Dingen
Frauenarbeitsplätze. Sehen Sie denn in Ihrer Abwä-
gung auch gerade als öffentlicher Arbeitgeber nicht
auch eine gewisse soziale Verantwortung, Frauen-
arbeitsplätze in diesem Bereich abzusichern, die auch
den rein fiskalischen Gesichtspunkten, von denen Sie
eben gesprochen haben, gegenübergestellt werden
muss, zumal ja Folgekosten von mangelnder sozia-
ler Absicherung letzten Endes auch wieder über den
Sozialetat von der Stadtgemeinde und dem Land
Bremen bezahlt werden müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Natürlich sehe ich diese
Thematik ganz deutlich. Dieser Verantwortung wollen
wir uns ja auch stellen, deswegen gehen wir ja auch
in Gespräche hinein. Ich möchte nur natürlich schon

eine kleine Randbemerkung machen! Es ist ja nicht
so, dass es bei den Fremdreinigungsfirmen nicht auch
Tarife gibt und dort nicht auch Frauen beschäftigt
werden. Ich würde es also nicht nur unmittelbar darauf
fokussieren, sondern ich würde dieses Thema als ganz
gewichtiges Thema natürlich mit in die Gesamtbe-
trachtung einbeziehen. Wir werden unserer Verant-
wortung gerecht werden, wie wir es auch an ande-
ren Stellen tun, aber wir müssen uns schon – und da
werden wir natürlich unterschiedliche Rollen wahr-
zunehmen haben, die Gewerkschaften einerseits und
ich als Vertreter des öffentlichen Arbeitgebers ande-
rerseits – noch einmal zusammenraufen, wie wir das
insgesamt machen, damit das wettbewerbsfähig ist.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Schwarz! – Bitte, Frau Kolle-
gin!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Herr Senator, ich knüpfe
an die letzte Frage von Frau Ziegert an. Wie ist es
bei der Fremdvergabe? Gibt es eine Bedingung, dass
die dann tätigen Frauen – das sind ja zu über 99 Pro-
zent Frauen – sich in sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsverhältnissen befinden, oder ist das keine
Bedingung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Wir haben diese Bedingung
in den allgemeinen Vertragsbedingungen stehen, dass
diese Sachen eingehalten werden. Wir legen auch
großen Wert darauf, dass das eingehalten wird.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Wie wird das überprüft?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Ich gehe einmal davon aus,
ohne dass ich es mir im Einzelnen angeschaut habe,
dass das bei der Auftragsvergabe zum Vertragsbe-
standteil gemacht und auch aufgepasst wird, dass das
eingehalten wird.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die achte und letzte Anfrage trägt die Überschrift
„BAföG-Betrug in Bremen?“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Frau Dr. Spieß, Per-
schau und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Dr. Spieß!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie beurteilt der Senat Presseberichte, nach de-
nen Verdachtsfälle wegen falscher Vermögensanga-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 06 4299

ben bei der Beantragung von BAföG im Lande Bre-
men deutlich seltener an die Staatsanwaltschaft wei-
tergeleitet werden als in anderen Bundesländern?

Wie setzt der Senat den Beschluss der Justizminis-
terkonferenz von 2004 um, demzufolge alle Fälle von
BAföG-Betrug an die Staatsanwaltschaft weiterge-
leitet werden müssen?

Welche Maßnahmen hält der Senat angesichts der
uneinheitlichen Vorgehensweise der Länder für ge-
eignet, um einer Zunahme von Sozialbetrugsfällen
bei der Beantragung von BAföG zu begegnen, ohne
die Studierenden dabei grundsätzlich zu kriminali-
sieren?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung: Der Medienbericht, auf den sich
die Fragestellung bezieht, betraf BAföG-Zahlungen
an Studenten. Insoweit bezieht sich die nachfolgen-
de Antwort auch nur auf das Studenten-BAföG.

Zu Frage eins: In einem Bericht des NDR-Nach-
richtenmagazins „Panorama“ wurde die Praxis der
Studentenwerke Bremen und Berlin im Umgang mit
dem Verdacht von Falschangaben bei BAföG-Anträ-
gen der Praxis der Ämter für Ausbildungsförderung
– insbesondere in Bayern – gegenübergestellt. Un-
erwähnt blieb in dem Bericht, dass auch beim Stu-
dentenwerk Bremen diese Fälle nicht sanktionslos
geblieben sind, sondern mit einem Bußgeld nach
Paragraf 58 des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes geahndet wurden. Selbstverständlich wurden
die zu viel gezahlten BAföG-Leistungen zurückge-
fordert und zurückgezahlt. Die lokalen Medien ha-
ben sich dieses Themas ebenfalls angenommen und
die Handlungsweise des Studentenwerks Bremen ein-
schließlich der von „Panorama“ nicht erwähnten As-
pekte differenzierter dargestellt.

Zu Frage zwei: Ein Beschluss der Justizminister-
konferenz, demzufolge alle Fälle von Falschangaben
bei der Antragstellung von BAföG-Leistungen an die
Staatsanwaltschaft weitergeleitet werden müssen oder
sollen, existiert nicht. Der Strafrechtsausschuss der
Justizministerkonferenz hat sich in seiner Sitzung im
Mai 2004 mit dem Thema befasst, ohne einen der-
artigen Beschluss zu fassen. Dort hat lediglich ein
Erfahrungsaustausch stattgefunden. Auch im Übri-
gen gibt es auf der Bundesebene keine gemeinsa-
men Hinweise oder Empfehlungen seitens der Lan-
desjustizverwaltungen an die Bildungsressorts, wie
dort mit Falschangaben umgegangen werden soll.

Bei vorsätzlichen Falschangaben im BAföG-Antrag
kommt Betrug nach Paragraph 263 StGB in Betracht.
Fahrlässige Falschangaben können als Ordnungswid-
rigkeit nach Paragraf 58 BAföG mit einem Bußgeld

bis zu 2500 Euro belegt werden. Liegen Anhaltspunkte
für ein strafbares Verhalten vor, wird dies bei der
Staatsanwaltschaft angezeigt.

Zu Frage drei: Der Senat hat keinen unmittelba-
ren Einfluss darauf, die Zunahme von Betrugsfällen
zukünftig zu verhindern. Die zur Feststellung des
Anspruchs auf Ausbildungsförderung erforderlichen
Tatsachen sind auf bundeseinheitlichen Formblättern
anzugeben. Darin werden bereits heute die BAföG-
Antragsteller darauf hingewiesen, dass Falschanga-
ben beim Vermögen wegen der Durchführung des
Datenabgleichs nach Paragraf 45 d Einkommensteu-
ergesetz nicht unentdeckt bleiben.

Die öffentliche Berichterstattung und die gegen-
seitige Unterrichtung der Auszubildenden zum Bei-
spiel in Internetforen dürfte den Auszubildenden ver-
stärkt das Risiko, sich einer strafrechtlichen Verfol-
gung ausgesetzt zu sehen, verdeutlicht haben. Die-
se Maßnahmen hält der Senat für ausreichend.

Sollten diese Warnungen Auszubildende dennoch
nicht von Falschangaben abhalten, müssen sie sich
des Risikos des Aufdeckens einer Straftat bewusst sein.
Eine strafrechtliche Verfolgung ist dann unausweich-
lich. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Es ist ja wichtig, dass
man solchen Meldungen auch nachgeht, Herr Sena-
tor. Wie viele Fälle von BAföG-Betrug in Bremen wur-
den an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wie viele weitergeleitet wurden,
weiß ich nicht, aber wir sind 395 Fällen nachgegan-
gen und haben sie mit Ordnungsmaßnahmen belegt.
Die Anzahl der konkreten Fälle, die wir weitergeleitet
haben, kann ich Ihnen in der Wissenschaftsdeputa-
tion nachreichen.

Einen wesentlichen Aspekt meiner Antwort haben
Sie im Prinzip übrigens in Ihrer Fragestellung im letz-
ten Halbsatz gegeben, indem Sie gesagt haben, „ohne
die Studierenden dabei gleich grundsätzlich zu kri-
minalisieren“. Wenn wir die Anzahl der Fälle, die da
vorgekommen sind, in Relation setzen, dann würde
es bedeuten, wenn wir jeden einzelnen Fall der Staats-
anwaltschaft übergeben hätten, und es hätte dort eine
Vorstrafe gegeben, dann hätten wir etwa fünf Pro-
zent der Antragsteller in dem Sinne bereits krimina-
lisiert, mit einer Vorstrafe belegt. Ich glaube, es wäre
ein falsches Vorgehen in dieser Frage, wenn wir viele
der Studierenden, die jetzt zum Beispiel nicht ange-
ben, weil sie es vielleicht auch gar nicht wussten, dass
Oma ein Sparbuch angelegt hat, aber eines Tages
kommt es ans Licht, dann in dieser Form der Staats-
anwaltschaft zuführen. Das hielte ich für nicht rich-
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tig. Insofern finde ich diesen Halbsatz auch in Ihrer
Fragestellung bereits absolut zielführend.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Frau Dr. Spieß, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Sie haben ja darauf
hingewiesen, dass BAföG-Betrug ein Strafvergehen
ist. Es werden ja viele Fälle dann auch weitergelei-
tet. Sie haben jetzt nicht genau angegeben, wie vie-
le weitergeleitet werden. In der Pressemitteilung hieß
es ja auch, dass viele Fälle, sagen wir einmal, auf dem
kurzen Dienstweg schon irgendwo bereinigt werden,
wie Sie es eben ausdrückten: Zufällig weiß man nicht,
dass die Oma ein Sparbuch angelegt hat. Sind Sie
mit diesem Verfahren, diesem Verfahren auf dem klei-
nen Dienstweg einverstanden, wie es zurzeit gelau-
fen ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich denke, dass ich hier mit dem
Verfahren anhand der Analyse, wie das Studenten-
werk die Praxis schildert, das offensichtlich in der
Nachrichtensendung nicht sehr objektiv dargestellt
worden ist, sondern sehr schwarz-weißmalend, eigent-
lich aufgrund der differenzierten Darstellung auch der
Bearbeitung des Themas hier in der Bremer Presse
eigentlich damit zufrieden bin. Ich halte fest: Alle zu
viel ausgezahlten BAföG-Leistungen sind zurückge-
fordert und, glaube ich, zu 95 Prozent bereits wieder
zurückgeflossen. Das ist sehr wichtig. Diejenigen Fälle,
die wir dabei ertappt haben, bewusst betrogen zu
haben, sind strafrechtlich auch verfolgt worden. Das
finde ich sehr wichtig. Sehr wichtig finde ich auch
die Diskussion, die jetzt darüber stattfindet. Sie zeigt
allen Studierenden, dass das kein Kavaliersdelikt ist
und dass wir einen Hartz-IV-Bezieher oder einen
Studenten nicht unterschiedlich bemessen. Beide sind
verpflichtet, ordnungsgemäße und korrekte Angaben
zu machen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU): Ich hätte noch den
Wunsch, dass wir vielleicht in der Wissenschaftsde-
putation erfahren, wie denn der tatsächliche Stand
der Verfahren ist, die dort stattgefunden haben. Wie
Sie ja sagten, haben sie anders stattgefunden, als in
dem Bericht in „Panorama“ dargestellt.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das machen wir!

Präsident Weber: Zu einer weiteren Zusatzfrage
die Abgeordnete Frau Busch!

Abg. Frau Busch (SPD): Herr Senator, stimmen Sie
mir zu, dass wir uns grundsätzlich davor hüten soll-
ten, die Studierenden zu kriminalisieren und uns auf
das Glatteis von Presseberichten zu begeben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da stimme ich Ihnen zu. Das habe
ich eben, glaube ich, auch inhaltlich so ausgedrückt.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wunderbar!)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Busch (SPD): Trifft es zu, dass Fälle, die
an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet werden, in
der Regel ein langes Verfahren vor sich haben? Trifft
es außerdem zu, dass es dann, wenn die Fälle dort
bearbeitet werden, im größten Teil zu Einstellungen
der Verfahren wegen der Geringfügigkeit kommt und
dass das Bußgeld, das dann verhängt wird, in der Re-
gel kleiner ist als das, was in einem anderen Verfahren
verhängt wurde?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da stimme ich Ihnen zu. Das zei-
gen die Erfahrungen.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Richtig!)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Busch (SPD): Könnten Sie sich vorstel-
len – ich möchte das einfach noch einmal erwähnen,
das ist vielleicht noch nicht ganz so deutlich herü-
bergekommen –, dass viele von uns potenzielle Kri-
minelle sein könnten, weil sie nämlich irgendwann
den Fehler begangen und für Kinder, Enkel, Nich-
ten und Neffen bei der Geburt, Taufe oder Ähnlichem
eine Ausbildungsversicherung abgeschlossen haben,
was dann das Kind gar nicht mehr weiß, wenn es voll-
jährig geworden ist? Können Sie sich vorstellen, dass
das die Bagatelle ist, die dieser ganzen Sache eigent-
lich zugrunde liegt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da stimme ich Ihnen zu! Das muss
man dann auch mit sehr viel Fingerspitzengefühl
lösen, um den Studierenden klarzumachen, dass so
etwas in Zukunft auf jeden Fall angegeben werden
muss.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wunderbar!
Schönen Dank!)
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Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Damit ist die Fragestunde beendet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bevor ich
den Tagesordnungspunkt zwei, Aktuelle Stunde,
aufrufe, möchte ich ganz herzlich unseren ehemali-
gen Kollegen und Sprecher des Haushaltsausschusses,
Dieter Mützelburg, begrüßen!

(Beifall)

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stun-
de ist von den Abgeordneten Frau Stahmann, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgen-
des Thema beantragt worden:

25 Millionen Euro Haushaltsloch – Senat ratlos.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. Nuß-
baum.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ein Loch von 25 Millionen Euro klafft im Haushalt
des Jahres 2006. Das ist ein Haushalt, dessen Eck-
daten wir dem Verfassungsgericht gemeldet haben.
Das ist ein Haushalt, an dem die Koalition so lange
herumbasteln und herumschrauben musste, dass es
dazu gekommen ist, dass die Bremische Bürgerschaft
erst am 12. Juli 2006, in der letzten Sitzung vor der
Sommerpause, diesen Haushalt beschließen konn-
te. Die Grünen haben damals die Auffassung vertre-
ten, der Haushalt strotze nur so von Fehlern und von
unzutreffenden Eckdaten und sei hier in der Bürger-
schaft nicht beratungsfähig.

Schon damals muss Ihnen, nach dem, was wir jetzt
heute wissen, klar gewesen sein, dass zumindest für
den Sozialhaushalt der Eckwert völlig unzureichend
war, weil nämlich, wenn in dem Sozialhaushalt Kosten
der Unterkunft, jetzt elf Millionen Euro, absehbar für
das Jahr 2006 fehlen werden, dann bis zur Sommer-
pause die Hälfte, nämlich fünf oder sechs Millionen
Euro, gefehlt hätten. Sie haben hier trotzdem dem
Parlament, ohne zu sagen, dass Risiken darin sind –
das erzählt man dann immer so allgemein –, diesen
Haushalt hier zur Beschlussfassung vorgelegt. Der
Senat hat dann, weil er wusste oder weil er darauf
reagieren wollte, dass wir in einer besonders schlim-
men und schwierigen Haushaltslage sind, und weil
er wusste, dass vieles auf Kante genäht ist, mit Zu-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

stimmung der Grünen und mit Kenntnis des Haus-
haltsausschusses monatliche Controllingberichte be-
schlossen. Die Juli-Ergebnisse der Controllingberichte
sollten Mitte August vorliegen. Es fragt sich nur, wem,
dem Parlament jedenfalls nicht! Ein Senat in der Som-
merpause, ein Senat auf Tauchstation!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Anfang September konnten dann die interessier-
te Öffentlichkeit und auch die Abgeordneten der –
Regierung kann ich nicht sagen – Opposition dann
der „taz“ entnehmen, dass in diesem gerade beschlos-
senen Haushalt ein 25-Millionen-Euro-Loch klafft.
Pressekonferenzen des Senats sind ja sowieso aus der
Mode gekommen, mit denen man in geordneter Form
die Öffentlichkeit informiert über das, was der Se-
nat gerade gelöst oder gerade verschoben hat.

Der Controllingbericht, in dem das dann deutlich
wird, welches Haushaltsloch besteht – 25 Millionen
Euro sind sehr viel Geld, und je weiter das Jahr vor-
anschreitet, desto mehr Geld ist es, desto schwieri-
ger ist es, es irgendwo noch herauszuschnitzen! –,
ergeht dann endlich am 8. September, mit dem Mo-
nat Juli versehen, an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss.

Was überhaupt zu spät gekommen ist – das ist hier
jetzt aber nicht das Thema, darüber müssen wir uns,
glaube ich, noch einmal in anderer Form unterhal-
ten –, sind die Controllingberichte über die Beteili-
gungsgesellschaften. Meine Damen und Herren, Sie
werden es nicht glauben, da wurde dem Haushalts-
ausschuss sage und schreibe am 8. September end-
lich der Controllingbericht für das erste Quartal des
Jahres 2006 vorgelegt. Das ist kein Gebahren eines
Senats, der verstanden hat, in welcher Lage wir hier
sind, wie groß der Druck ist, unter dem einzelne Aus-
gabenposten stehen, wie groß der Druck ist, unter dem
Bremen steht, und wie groß die Anforderung ist, nach
außen zu zeigen, dass wir bereit und willens sind, eine
verantwortliche Finanz- und Haushaltspolitik zu
machen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun hat der Senat sich vorgenommen, bis zum 14.
September Berichte der Ressorts einzusammeln, wie
die entstandenen Probleme gelöst werden sollen. Er
will dann Ende September eine Lösung beschließen
und dem Haushaltsausschuss vorschlagen. Ende
September ist das Jahr zu drei Vierteln herum.

Das 25-Millionen-Euro-Haushaltsloch entsteht
durch Defizite, Mehrausgaben und Mindereinnah-
men im Bereich Inneres in einer Größenordnung von
4,8 Millionen Euro, im Bereich Justiz 5,9 Millionen
Euro, im Baubereich 2,9 Millionen Euro und elf Mil-
lionen Euro bei Sozialleistungen bei Kosten der Un-
terkunft. Wie kann der Senat, zumindest theoretisch,
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wenn er denn in der Lage wäre, eine Lösung zu fin-
den, dieses Haushaltsproblem lösen?

Die traditionelle Methode, zu der Bremen auch in
aller Regel gegriffen hat, war in den letzten Jahren,
dass man einen Nachtragshaushalt macht. Diese Lö-
sung ist zu Recht verstellt. Sie würde das Haushalts-
volumen ausweiten, und auch die Grünen sagen ein-
hellig mit Ihnen gemeinsam, es darf keinen Nach-
tragshaushalt geben, wir müssen die entstandenen
Haushaltslöcher in diesem Haushalt lösen.

Eine weitere theoretische Möglichkeit ist, dass man
sich auf eine Umlage einigt. Alle Ressorts wurden
darauf hingewiesen, dass ein Teil des Geldes, das sie
in ihren Haushalten haben, mit einer Sperre verse-
hen ist. Das ist die sogenannte fünfprozentige Pla-
nungsreserve. Da hat die CDU schon gesagt, das gibt
es auf keinen Fall. Darauf will ich gleich noch einmal
weiter eingehen.

Die dritte theoretische Möglichkeit ist, dass man
mehr Geld einnimmt. Das passiert auch. Bremen hat
nämlich auch bedeutend mehr Steuereinnahmen, die
aber nach erklärtem Willen des Senats und auch im
Konsens mit dem Parlament und insbesondere auch
der Opposition für eine Verminderung der Kreditauf-
nahme verwendet werden müssen und nicht für wei-
tere Ausgaben.

Dann kann man noch auf Rücklagen zurückgrei-
fen, was aber haushaltstechnisch auch schwierig ist,
denn wenn man ein bestimmtes Volumen überschrei-
tet, muss man die Kreditaufnahme erweitern, was wir
ja gemeinsam hier verabredet haben, nicht zu tun.

Die letzte Lösung, und das sage ich Ihnen hier heute,
was man so hört und so, wie Sie das Problem bisher
gehandelt haben, ist: Man verschiebt es ins nächste
Haushaltsjahr. Damit rechne ich, und darauf wird es
hinauslaufen.

Karin Röpke wird zum wiederholten Male gezwun-
gen, den Kakao auch noch zu trinken, durch den sie
gezogen wurde. Das Sozialressort hat schon elf Mil-
lionen Euro Verlustvortrag und soll jetzt, wenn es nach
der CDU geht, die elf Millionen Euro, die entstan-
den sind bei Menschen, die hier von Arbeitslosen-
geld II leben und Anspruch darauf haben, dass der
Staat ihre Miete bezahlt, aus dem eigenen Haushalt
erwirtschaften. Ich will Ihnen das nicht ersparen, Ihnen
hier zu sagen: Sehen Sie es nicht nur haushaltspoli-
tisch! Sehen Sie, was dort inhaltlich passiert!

Im Moment bekommen Hunderte von Menschen
in Bremen Briefe, in denen ihnen mitgeteilt wird, dass
ihre Wohnung zu teuer ist und dass sie in eine Woh-
nung umziehen sollen, die für einen Alleinstehenden
250 Euro kosten darf. Wir alle hier wissen, eingestan-
denermaßen auch durch die Gewos-Studie, dass es
diese Wohnungen in Bremen überhaupt nicht gibt.
Wer jetzt so tut, als könnte das Sozialressort diese
Kosten der Unterkunft, die von Anfang an und se-
henden Auges zu niedrig veranschlagt waren, dadurch

erbringen, dass man das Umzugskarussell noch einmal
verschärft, der hat schlicht und einfach keine Ahnung
und sollte sich in einen Zynikerclub begeben. Mit für
Menschen verantwortliche Politik hat das nichts zu
tun!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Anstatt endlich die Gewoba als unser eigenes Un-
ternehmen dafür zu nutzen, dass wir gemeinsam Kon-
zepte erbringen, wie man mit dem großen Wohnungs-
bestand, den Bremen hat, so umgehen kann, dass man
für diese Bevölkerungsgruppe menschenwürdigen
Wohnraum bekommt, wird hier einfach so getan, als
sei es eine Willensentscheidung, diesen von Anfang
an völlig unzureichenden Haushaltseckwert im So-
zialressort zu erwirtschaften, als sei das Sozialressort
selbst daran schuld, dass es wieder nicht geklappt
hat, und die elf Millionen Euro soll es sich dann eben
aus den eigenen Rippen schneiden. Das ist keine Po-
litik, die eine Gesamtverantwortung für diese Stadt
sieht, sondern das ist nur noch Koalitionsgeschachere!
Wer die Schwächste in diesem Spiel ist, stand sowieso
von vornherein fest.

Am 8. September hat die CDU dann nach einer
Haushaltsausschusssitzung eine außerordentlich son-
derbare Presseerklärung herausgegeben und die Grü-
nen beschuldigt, dass sie die Auffassung vertreten
hätten, die Budgets einzelner Ressorts massiv aus-
zuweiten. Das ist völliger Blödsinn! Ich habe dort das
gesagt, was ich hier auch sage. Das Sozialressort kann
die elf Millionen Euro nicht erwirtschaften, und wenn
Sie es nicht so machen wollen, dass Sie es in das
nächste Jahr schieben, in dem schon elf Millionen Euro
an Defiziten aufgelaufen sind, muss man wahrschein-
lich dazu kommen – das ist Ihr Haushalt, und für den
übernehmen Sie die Verantwortung! –, dass man die
Sache über eine Umlage finanziert. Wenn die CDU-
Fraktion sich hinstellt, mit den Füßen aufstampft und
sagt, diese Umlage werde es nicht geben, dann sa-
gen Sie im Umkehrschluss, es ist uns egal, es inter-
essiert uns überhaupt nicht, welche Folgen es hat,
wenn die Kosten der Unterkunft rabiat und weiter
gesenkt werden, und es interessiert uns auch nicht,
dass es eine Gesamtverantwortung des Senats gibt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
P f l u g r a d t  [CDU]: Eine Umlage würde

auch das Sozialressort betreffen!)

Eine Umlage würde auch das Sozialressort betreffen,
ja! Man kann es sich dann überlegen, ob Sie es her-
ausrechnen, wenn das Ressort es nicht kann. Aber
auf jeden Fall haben Sie doch einfach nur erst einmal
mit dem Fuß aufgestampft, und es interessiert Sie
überhaupt nicht, ob eine Lösung zustande kommt,
die im Gesamtinteresse Bremens ist!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Vor diesem Hintergrund ist der Senat ratlos. Die
Zeitverzögerung, die passiert, weil Sie nicht wissen,
wie Sie das Problem lösen wollen, erschwert die Lö-
sung. Zum wiederholten Male macht der Zustand der
Großen Koalition hier sinnvolle Lösungen unmöglich.
Das Verschieben ins nächste Jahr ist haushaltspoli-
tisch unverantwortlich. Ich glaube, Sie haben sich
längst davon verabschiedet, in Zukunft regieren zu
wollen, und es interessiert Sie überhaupt nicht mehr,
dass im nächsten Haushaltsjahr, nämlich im Haus-
halt 2007, eine noch höhere Sparquote auf dem Haus-
halt lastet als im Jahr 2006. Sie wissen ganz genau,
dass man es dort dann auch nicht lösen kann, und
so machen Sie einmal weiter! Diese Regierung ge-
fährdet die Zukunft Bremens hoffentlich nicht mehr
lange!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Jeder hat es gemerkt, Frau
Linnert hat den Wahlkampf eröffnet: 25-Millionen-
Haushaltsloch, Senat ratlos! Aktuelle Stunde!

Wir haben es am Freitag im Haushaltsausschuss
diskutiert. Wir haben Controllingberichte, keine Halb-
jahresberichte, sondern sie gingen bis zum 31. Juli
2006. Die Größenordnungen, die dort von den Res-
sorts vermerkt wurden, sind vom Senat beraten wor-
den mit der Aufforderung, bis Ende September im
Senat einen Beschluss herbeizuführen, wie die Durch-
führung des Haushaltsvollzuges, und zwar in Höhe
insbesondere des Ausgabevolumens, das wir im Par-
lament  beschlossen  haben,  sichergestellt  werden
kann.

Eines ist klar, und das haben wir auch zu den Haus-
haltsberatungen deutlich gesagt, von daher wundere
ich mich natürlich auch ein bisschen über die Aus-
führungen der Pressemitteilung meines Kollegen
Pflugradt: Auch die SPD hat immer deutlich gemacht,
einen Nachtragshaushalt für nicht erbrachte Eigen-
beiträge kann es nicht geben. Wir befinden uns in
einem Klageverfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht, und wir sind uns dessen durchaus bewusst.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt im Haushaltsgesetz, und auch das haben
wir mit dem Haushalt verabschiedet, klare Regelun-
gen darüber, wie der Haushaltsvollzug durchzufüh-
ren ist. Eine Regelung ist die allseits bekannte und
auch unbeliebte Regelung der 95-Prozent-Quote. Die
Ressorts sind gehalten sicherzustellen, dass im Ok-
tober darüber entschieden werden kann, wie der Haus-
haltsvollzug durchzuführen ist oder ob noch Maßnah-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

men zur Bewirtschaftung gemacht werden müssen,
und dass bis zum Oktober nicht mehr als 95 Prozent
des veranschlagten Ausgabevolumens ausgegeben
werden. Dieser 95-Prozent-Regelung liegt ein diffe-
renziertes Quotenmodell zugrunde, das auch bundes-
weit Beachtung findet.

Bremen ist in dieser Frage ziemlich weit, weil das
Modell nämlich genau berücksichtigt, dass nicht jede
Ausgabe gleich ist, dass es welche gibt mit gesetzli-
chen Verpflichtungen. Wir haben eine Differenzie-
rung in sechs verschiedene Kategorien, das heißt, so
wird versucht, möglichst gerecht an dem Bindungs-
grad der Ausgaben der Ressorts orientiert zu ermit-
teln, welche Beiträge überhaupt einzelne Ressorts von
ihrem Anschlag leisten können, wenn es darum geht,
dass man zum Beispiel Umlagen bilden muss, um be-
stimmte Ausgaben zu tätigen, wo der Senat eine Ge-
samtverantwortung übernimmt.

Mit diesem Quotenmodell hat sich auch der Senat
in den Ferien beschäftigt, und Sie haben eben ge-
sagt, es hätte keine Pressekonferenz oder Mitteilung
oder irgendetwas gegeben. Auch das konnte man sehr
deutlich der Presse entnehmen, dass es diese Vorla-
ge gegeben hat, sie ist vor den Controllingberichten
Ende August im Senat gewesen und auch verabschie-
det worden. Es hat dort eine Veränderung gegeben
in dem Quotenmodell, zum Beispiel Personalkosten
sind herausgerechnet worden, weil wir da eigene
Kriterien haben, PEP-Quoten und so weiter, und alle
Ressorts haben ihre Ausgaben daraufhin überprüft,
welche Verpflichtung dem tatsächlich zugrunde liegt.

25 Millionen Euro Haushaltsloch nach Darstellung
der Ressorts! Wir wissen aus der Erfahrung, dass na-
türlich die Ressorts auch eine gewisse Vorsicht wal-
ten lassen, wenn es darum geht, einmal nachzuha-
ken, wie es eigentlich mit dem jeweiligen Haushalt
aussieht. Das mag auch durchaus taktische Gründe
haben. Wenn man hört, dass ein Ressort des Koaliti-
onspartners höchstwahrscheinlich mit Löchern kommt,
dann sieht es am Ende irgendwie schlecht aus, wenn
auf der anderen Seite nicht auch ein Ressort ist, das
Bedarfe anmeldet. Das ist das übliche Spiel, das uns
jedes Jahr irgendwann im Haushaltsvollzug begeg-
net.

Es sind einige Positionen aufgeführt, von denen man
sagen kann, da muss wirklich noch einmal geschaut
werden, da glauben wir, dass die Ressorts in der Lage
sind, diese auch selbst darzustellen, beziehungsweise
trifft es irgendwie alle Ressorts. Energiekosten sind
ein solcher Punkt, hierbei ist nicht ein Ressort be-
sonders belastet, weil es seine Räume heizen muss
oder Benzin braucht, es sind alle.

Es gibt aber auch Ausgaben, und Sie haben einen
Punkt angesprochen, die sind nicht von Bremen ver-
ursacht, und denen kann auch hier nur geringfügig
entgegengesteuert werden, das sind die elf Millio-
nen Euro Unterbringungskosten im Sozialhilfebereich.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 064304

(A) (C)

(B) (D)

Aber auch hier hat der Senat eindeutig, und ich denke,
die Sozialsenatorin hat auch diese Aufgabe angenom-
men, gesagt, liebe Sozialsenatorin, auch du bist ge-
fordert, in deinem Bereich zu schauen, welche Steu-
erungsmöglichkeiten es da gibt. Es gibt keinen Be-
reich wie Soziales, in dem wir so differenzierte Con-
trollingberichte haben, die uns natürlich auch schon
im ersten halben Jahr vorgelegen haben, und auch
da war bereits sehr differenziert absehbar, wo es mög-
liche Haushaltsprobleme geben kann. Also, auch diese
elf Millionen Euro sind nicht vom Himmel gefallen
in den Sommerferien, sondern wer sich intensiv mit
den Zahlen aus dem Sozialressort beschäftigt hat, hätte
das durchaus vorher schon feststellen können.

Wir haben ein abgestuftes Verfahren, das sieht vor,
dass jedes Ressort erst einmal selbst sehen muss, wie
es mit den Anschlägen zurechtkommt. Dann gibt es
die sogenannte Senatorenbudgetverantwortung, die
nichts mit Inhalten zu tun hat, sondern mit dem Zu-
fall, welche Ressorts gerade zu welchem Senator ge-
hören, und am Ende steht die Gesamtverantwortung
des Senats. Wir als Haushaltsgesetzgeber haben dem
Senat als Kollegialorgan einen bestimmten Haushalt
für seine Ressorts zur Verfügung gestellt, und wir er-
warten, und das wurde uns auch zugesichert, dass
wir in der nächsten Sitzung des Haushaltsausschus-
ses die Ergebnisse der Senatsberatung beraten kön-
nen. Unsere Position war eindeutig, wir erwarten nicht
eine Vorlage, in der steht, wie es nicht geht, sondern
wir erwarten eine Vorlage, aus der deutlich wird, dass
dieser Senat insgesamt den Haushaltsvollzug, die
Eigenanstrengung Bremens, so wie wir sie im Par-
lament beschlossen haben, darstellen wird, und ich
bin zuversichtlich, dass es dem Senat auch gelingen
wird.

25 Millionen Haushaltsloch sind die eine Seite dieser
Berichte. Es gibt auch einige Ressorts, Sie haben ei-
nige aufgeführt, die das Loch produzieren, das sind,
glaube ich, vier, da gibt es aber noch einige mehr,
und wenn man die Summen zusammenzieht, dann
geben sie eine Jahresprognose ab, die bei zirka 18,4
Millionen Euro im Plus liegt. Man kann die beiden
Zahlen erst einmal gegenüberstellen, weil wir ins-
gesamt so etwas wie ein Finanzierungssaldo und sol-
che Größen betrachten müssen, und dann stellt man
fest, dass 25 Millionen Euro irgendwann zu sieben
Millionen Euro werden. Das klingt bei vier Milliar-
den Euro Gesamtausgaben nicht mehr ganz so dra-
matisch, auch 25 Millionen Euro sind bei vier Milli-
arden Euro Gesamtausgaben 0,6 Prozent. Mag man
dann ausrechnen, was sieben Millionen Euro sind,
so dürfte es etwa bei 0,2 Prozent sein.

Das, glaube ich, ist ein Betrag, der hier nicht dazu
führen sollte, dass wir im Parlament im September
in Panik geraten. Wir haben klare Absprachen, es gibt
eine klare Terminsetzung, das ist der Oktober, auch
das steht im Haushaltsgesetz, und ich bin mir sicher,
dass wir im Haushaltsausschuss notfalls entsprechen-
de Maßnahmen einleiten werden.

Was ich auch deutlich sagen möchte, betrifft die
Frage der Bewirtschaftungsmaßnahmen: Einige Res-
sorts haben vor den Ferien in der Presse groß ver-
kündet, sie machten jetzt Bewirtschaftung. Toll! Ich
würde mir wünschen, dass sichergestellt wird, dass
das tatsächliche Handeln dann auch diesen vollmun-
digen Erklärungen entspricht.

(Beifall bei der SPD)

Was man vor den Ferien beobachten konnte, war nicht
immer unbedingt so. Wer Bewirtschaftungsmaßnah-
men verhängt, der sollte auch noch einmal genau
schauen, was das eigentlich bedeutet.

Wir haben Verlustvorträge, das haben Sie ange-
sprochen, wir haben für den Bereich Arbeitsressort
am Freitag beschlossen, wir akzeptieren einen wei-
teren Verlustvortrag in Höhe von elf Millionen Euro
auf das Jahr 2007. Dieser ist rein technisch bedingt,
es handelt sich hier um die Zahlungen aus der EU,
die wir für unsere vielen Arbeitsmarktprogramme be-
kommen, und diese Mittel fließen eben erst in 2007.
Da kann man nicht ernsthaft erwarten, dass Karin
Röpke bei ihrem knappen Budget irgendwelche Vor-
finanzierungsmöglichkeiten in ihrem Haushalt fin-
det.

Der Kollege Pflugradt hat im Haushaltsausschuss
erklärt, dass die CDU kein Quotenmodell mitmachen
wird. Ich weise nur darauf hin, der Senat hat sich in
den Ferien genau mit diesem beschäftigt. Warten wir
ab, welche Vorschläge aus dem Gesamtsenat kom-
men!

Ansonsten sind wir natürlich immer offen für kre-
ative Vorschläge, wie man gerade auch im Sozialbe-
reich diese Einsparungen tätigen kann. Herr Kolle-
ge Schuster hat gestern darauf hingewiesen, da gäbe
es noch eine Position, das wäre eine freiwillige Aus-
gabe, zum Beispiel die Frage der stundenmäßigen
Betreuung in Kindergärten, aber ich glaube, das kann
keiner von uns hier ernsthaft wollen, dass wir die
Stunden, die wir dort haben, reduzieren würden, um
das Haushaltsloch zum Beispiel bei den Unterkunfts-
kosten zu stopfen. Das ist, glaube ich, Konsens hier
im Haus.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen,
insgesamt elf Millionen Euro haben wir allein im
Arbeitsressort an Verlustvorträgen. Jetzt kann man
meinen, auch das wäre eine ganz dramatische Zahl
über alle Ressorts, Sie haben das als unmögliches Fi-
nanzgebaren der Großen Koalition dargestellt. Ins-
gesamt belaufen sich die Verlustvorträge auf 39,5 Mil-
lionen Euro. Viele davon, und das wissen wir alle, sind
seit Jahren angehäuft, werden immer wieder vor sich
hergetragen, werden kaum reduziert.

Auf der anderen Seite haben wir Rücklagen der
Ressorts, auch diese sind dem Finanzcontrollingbe-
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richt zu entnehmen, sie betragen 86 Millionen Euro.
Wenn ich die beiden Zahlen miteinander vergleiche,
habe ich immer noch eine positive Größe von 46,5 Mil-
lionen Euro. Die Entnahme von Rücklagen ist aller-
dings schwierig, diesen Hinweis gibt es auch im Con-
trollingbericht, uns Haushältern ist er bekannt. Wenn
wir Rücklagen verwenden wollen, um zusätzliche
Ausgaben im Vollzug zur Deckung zu bringen –

(Glocke)

ich bin gleich fertig! –, gefährdet das die Einhaltung
des Primärsaldos und der geplanten Kreditaufnah-
me. Der einzige Weg, dies zu verhindern, ist, wenn
durch Rücklagen in gleicher Höhe Reste gebildet
werden am Ende des Jahres. Das sehe ich ein we-
nig skeptisch, wir haben es mit deutlich reduzierten
Haushaltsanschlägen  zu  tun.  Wir  haben  enorme
Sparanstrengungen unternommen, ich bin aber zu-
versichtlich, dass uns der Haushaltsvollzug 2006 wie
geplant gelingen wird, und ich denke, dass wir in der
nächsten Sitzung des Haushaltsausschusses dies auch
zur Zufriedenheit aller lösen werden.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Liebe Frau Linnert, eine kleine
Korrektur: Die Haushaltsberatungen haben nicht am
12. Juli stattgefunden,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ja, am 14.!)

sondern am 14. Juni.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Da haben Sie der Opposition aber
einmal einen eingeschenkt! – Heiterkeit
beim Bündnis 90/Die Grünen und bei der
SPD – Abg. F o c k e  [CDU]: Es kommt aber

noch mehr!)

Im Hinblick auf Ihre Formulierungen „Zynikerclub“
und so weiter: Bei der Haushaltsberatung am 14. Juni
haben Sie von der Endzeitstimmung der Großen
Koalition gesprochen, und am Schluss der Debatte
haben wir damals festgestellt, dass es in vielen Be-
reichen Übereinstimmung gegeben hat. Jedenfalls
habe ich das als Fazit der Haushaltsberatung gezo-
gen, und wenn Sie sagen, dass der Senat ratlos sei
in Anbetracht der 25-Millionen-Lücke, dann glaube
ich, auch hier irren Sie.

Ich will darauf hinweisen, als die Eckwerte 2005
im Senat beschlossen wurden, wussten alle im Se-

nat, wie eng dieser Haushalt gestrickt ist, alle wuss-
ten in der Koalition, wie eng dieser Haushalt gestrickt
ist. Als wir im Haushaltsausschuss im Mai dieses
Jahres die Haushalte beraten haben, wussten wir alle,
wie eng die einzelnen Haushalte sind. Der Kollege
Ravens hat über den Justizhaushalt berichtet und hat
davon gesprochen, dass es dort Probleme gibt. Frau
Wiedemeyer als Berichterstatterin für den Bereich
Inneres hat ausdrücklich die Haushaltsrisiken aufge-
schrieben, hat darüber mit den Sprechern geredet,
Herr Kleen hat gesagt, dass es dort Probleme gibt,
er hat das gewusst. Herr Herderhorst hat gesagt, dass
die Haushaltsmittel eigentlich nicht ausreichten im
Bereich des Inneren. So haben wir über Probleme bei
Soziales geredet und über die anderen Bereiche auch.

Wir haben also alle gewusst, dass wir Probleme ha-
ben werden, und wir haben auch gewusst, dass wir
Lösungen herbeiführen müssen. Deswegen haben wir
zum Beispiel auch Paragraf 2 a in das Haushaltsge-
setz hineingeschrieben. Sobald erkennbar ist, dass
es Probleme gibt, ist der Haushaltsausschuss darüber
zu informieren. Wir haben in der Juli-Sitzung des
Haushalts- und Finanzausschusses darüber geredet,
dass jetzt zum September ein Bericht gegeben wird.
Uns alle hat das also nicht überrascht, dass es dort
Probleme geben wird, jedenfalls nicht die, die sich
damit beschäftigt haben, die die Vorlagen gelesen
haben, und ich gehe davon aus, dass Abgeordnete
die Vorlagen, die sie bekommen, auch lesen. Wer sie
gelesen hat, hat gewusst, welche Probleme es gibt.
Auch Herr Kollege Schuster hat gewusst, welche
Probleme in seinem Bereich sind. Also, das haben wir
alle gewusst.

Wir haben auch gewusst, und der Senat selbst hat
das auch gewusst, als er im April die Klage nach
Karlsruhe abgeschickt hat, dass es Risiken in diesem
Jahr gibt, auch im nächsten Jahr. Gleichwohl hat der
Senat beschlossen, und ich will aus der Klageschrift
zitieren,

(Abg. Frau Linnert [Bündnis 90/
Die Grünen]: Au ja!)

weil es wichtig ist, dass wir uns das alle wieder in Er-
innerung rufen, was der Senat beschlossen und was
die Koalition mitgetragen hat, ich glaube, die Grü-
nen allerdings auch. „Dabei wurde ein Ausgaben-
korridor festgelegt, mit dem sichergestellt wird, dass
hinsichtlich der Primärausgaben ab 2008 das Ausga-
benniveau der Stadtstaaten Berlin und Hamburg
unterschritten wird, im Haushaltsjahr 2009 ein aus-
geglichener Primärsaldo erzielt wird und spätestens
im Jahr 2012 unter der Voraussetzung einer einma-
ligen oder zeitlich gestaffelten Sanierungshilfe ein
Ausgleich des konsumtiven Saldos und somit ein
verfassungskonformer Haushalt erzielt wird. Mit den
Beschlüssen zum Doppelhaushalt wurden weitere
Ausgabensenkungen umgesetzt. Insgesamt werden
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die Primärausgaben im Jahr 2007 um rund acht Pro-
zent unter dem Niveau des Jahres 2004 liegen.“

Meine Damen und Herren, dazu haben wir uns ver-
pflichtet, und deswegen dürfen wir den Haushalts-
rahmen nicht ausweiten. Wir dürfen keine Steuer-
mehreinnahmen, die wir haben, für Mehrausgaben
verwenden, das ist für meine Begriffe eindeutig, und
für meine Begriffe gehören auch Einsparungen bei
Zinsausgaben gegebenenfalls dazu.

Jetzt haben Sie, Frau Linnert, die Anmerkung ge-
macht, wir seien mit den Quoten nicht einverstan-
den, das haben Sie problematisiert.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dass Sie keine Umlage wollen und

selbst keine Lösung haben!)

Wir wollen keine Umlage, völlig richtig! Keine Pro-
bleme hat das Wirtschaftsressort, das hat aber kaum
konsumtive Ausgaben. Konsumtive Ausgaben hat das
Kulturressort – wollen Sie da kürzen? –, hat das Bil-
dungsressort und hat das Wissenschaftsressort. Wollen
Sie im Bereich Bildung kürzen? Wollen Sie das Res-
sort mit Quoten umlegen? Wollen Sie denen Quoten
auferlegen?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, es geht nicht anders! Dann ma-

chen Sie einen anderen Vorschlag!)

Nein, wir wollen das nicht! Das sage ich ganz deut-
lich, wir wollen das Bildungsressort verschonen!

(Beifall bei der CDU)

Es nützt doch nichts, den Ressorts wie dem Sozial-
ressort, dem Justizressort, dem Innenressort, die so-
wieso Probleme haben, noch zusätzliche Quoten auf-
zuerlegen, wenn sie sowieso schon Probleme haben,
die Eckwerte zu erfüllen. Warum sollen Sie denen zu-
sätzliche Quoten auferlegen? Wenn Sie denen aber
keine Quoten auferlegen, dann müssen Sie das aus
den Ressorts nehmen, die ich eben genannt habe.
Wenn Sie das auch nicht wollen, dann müssen Sie
auf Steuermehreinnahmen zurückgreifen, das wol-
len Sie aber auch nicht. Also, was wollen Sie? Wo-
her wollen Sie das Geld denn nehmen?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Was wollen Sie?)

Sie haben den Antrag im Haushalt, in der Sozial-
deputation, dass die Elf-Millionen-Lücke vom Finanz-
senator ausgeglichen wird. Soll er das aus seinem
Haushalt nehmen oder von Steuereinnahmen? Der
Finanzsenator hat doch schon Probleme. Woher soll
der Finanzsenator das nehmen? Das müssen Sie dem
Haus schon einmal sagen, damit Wahrheit und Klar-

heit hier auch deutlich zutage kommen, sonst ist es
eine scheinheilige Diskussion, die Sie führen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass das
Problem bei diesem Haushalt, bei einem Vier-Milli-
arden-Euro-Haushalt, eine Lücke von 25 Millionen
Euro bei der eng gestrickten Lage, die wir in den Haus-
halten haben, kein großes Problem und lösbar ist.
Allerdings, ich wiederhole das, was unsere Fraktion
beschlossen hat, sind wir der Auffassung, dass alle
Probleme gelöst werden müssen ohne Nachtragshaus-
halt, ohne dass Steuermehreinnahmen in Anspruch
genommen werden und dass jedes Ressort seine ei-
genen Haushaltsprobleme löst. Unsere Senatoren ha-
ben erklärt, dass sie das machen wollen. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich meine, die Aktuelle Stunde findet
zu Recht statt. Es muss doch allen Beteiligten immer
wieder die erschreckende Haushaltssituation und der
miserable Haushaltsvollzug vor Augen geführt wer-
den.

Zur Erinnerung, das muss man wissen, wenn man
jetzt über die 25 Millionen Euro redet und dann die
Relation zu dem beschlossenen Haushalt sieht: Wir
reden über einen Haushalt, der zu einem wesentli-
chen Teil, nämlich zu fast einem Drittel, kreditfinan-
ziert ist, der nicht verfassungsgemäß ist und auch das
selbst gesetzte Kriterium, nämlich die sogenannten
Primärausgaben abzudecken, nicht erreicht. Das muss
man erst einmal im Hintergrund des Kopfes bewe-
gen. Diese 25 Millionen Euro, ich werde gleich noch
einmal ausführen, dass es wahrscheinlich noch mehr
sein werden, muss man als zusätzliches Risiko zu den
Risiken sehen, die man ohnehin schon im Haushalt
hat. Da sollte man wenigstens erwarten, wenn man
dies im Hinterkopf hat, dass die beschlossenen Haus-
haltseckwerte und die restriktiven Vorgaben dazu
eingehalten werden.

Wir haben es alle gewusst, das haben Sie eben
gesagt, Herr Pflugradt! Sicherlich, die Haushälter
haben es gewusst und der Senat mit Sicherheit auch.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Die
Deputationen auch!)

Sicher, die Deputationen auch! Die Koalition lässt die
Dinge aber nach meiner Einschätzung schleifen. Das
ist genau der Vorwurf, der auch in dem Thema der
Aktuellen Stunde hier erhoben wird.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 06 4307

Das Haushaltsloch für dieses Jahr ist nämlich noch
größer als die eben genannten 25 Millionen Euro. Man
muss nur die ausgeklammerten Bereiche dazu neh-
men. Fast zwölf Millionen Euro Mindereinnahmen
gibt es im Produktbereich Arbeit wegen der verzö-
gerten EU-Zahlungen. Diese sollen zwar später noch
eingehen, wann genau und ob in der veranschlag-
ten Höhe, ist offen. Dieses Loch muss von Bremen
zwischenfinanziert werden.

Dann die eben schon genannten zusätzlichen Aus-
gaben im Produktbereich 41 im Bereich des Sozial-
ressorts wegen der gestiegenen Ausgaben im Bereich
des Arbeitslosengeldes II, konkret die Kosten der
Unterkunft! Hier streitet man sich mit dem Bund über
die Höhe seiner Kostenbeteiligung.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Das wird
für 2006 gar nicht mehr relevant!)

Der Ausgang dieses Streits ist völlig offen. Wir ha-
ben eine Position im Haushalt, wir wissen aber nicht,
ob diese Position gehalten werden kann. Unser Bür-
germeister, wenn ich das richtig gelesen habe, be-
fürchtet sogar, dass wir ein wesentlich schlechteres
Verhandlungsergebnis mit dem Bund erreichen wer-
den im nächsten Jahr,

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Das hat
er nicht gesagt!)

so dass wir dann irgendwie hier die Frage beantwortet
haben müssen, wie das denn in unserem Haushalt
untergebracht werden kann. Wie die Lösung dazu
aussehen soll, ist völlig offen. Das ist auch ein Pro-
blem, über das man reden muss.

Ohne die genannten Bereiche beträgt das zum Jah-
resende prognostizierte zusätzliche Haushaltsloch
knapp 25 Millionen Euro, und das vor dem Hinter-
grund der Tatsache, dass bis Juni 2006 eine vorläu-
fige Haushaltswirtschaft bestand und die meisten
Ressorts inzwischen sogar Bewirtschaftungsmaßnah-
men beschlossen haben. Da ist es doch sehr erstaun-
lich, um nicht zu sagen verheerend, wenn man die-
ses Ergebnis dann zur Kenntnis bekommt. Es zeigt,
dass die vorläufige Haushaltswirtschaft und die Be-
wirtschaftungsmaßnahmen offensichtlich nicht gegrif-
fen haben beziehungsweise greifen. Die vielen Aus-
nahmen und Sonderbeschlüsse im ersten Halbjahr
2006 haben die eigenen Ambitionen und hehren Ab-
sichten nach meiner Auffassung ad absurdum geführt.

Zwei Ressorts haben sich an die vom Haushalts-
gesetzgeber beschlossenen Vorgaben und Eckwer-
te gehalten, die anderen Ressorts leider nicht. Dort
gibt es noch nicht einmal Vorschläge zur Abdeckung
der Haushaltsrisiken. Der Senat hat diese Ressorts
gebeten, noch im September Vorschläge zur Abde-
ckung der Haushaltsrisiken zu machen. Ende Sep-
tember will der Senat entscheiden, Anfang Oktober

dürften wir die Ergebnisse dann im Haushalts- und
Finanzausschuss haben. Da bin ich gespannt, was wir
dort vorgelegt bekommen.

Die Reaktion des Senats, das möchte ich aber fest-
stellen, kommt nach meiner Auffassung viel zu spät.
Die derzeitigen Haushaltsprobleme sind schon seit
Monaten bekannt. Sie waren auch im Grunde genom-
men bekannt, als wir den Haushalt beschlossen hatten
und in den Haushaltsvollzug eintraten, denn zu dem
Zeitpunkt ergaben sich schon sehr schnell die Pro-
bleme, mit denen wir es heute zu tun haben. Es ist
auch zu erkennen, dass offensichtlich Ressorts den
Ernst der Haushaltslage bis heute nicht verinnerlicht
haben. Dies gilt im Übrigen auch für einige Fachde-
putationen und damit für einige dort tätige Abgeord-
nete. Das hat Herr Pflugradt vorhin auch gesagt, wir
wussten das alles.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Welche
denn?)

Der Umgang mit den Problemen ist nicht so, wie
man das vor dem Hintergrund der restriktiven Haus-
haltspolitik eigentlich fordern müsste. Ich finde es
unredlich, heroische Haushaltsbeschlüsse zu fassen
und auf die haushalts- und finanzpolitische Misere
Bremens hinzuweisen, in den Fachdeputationen dann
aber getrieben von den Ressortegoismen Beschlüs-
se zu fassen, die zwar schön, aber nicht finanzierbar
sind. Die schöne Welt des immerzu verfügbaren Gel-
des ist lange vorbei. Das muss man im Übrigen auch
den parteipolitischen Strategen innerhalb der Koa-
lition sagen, die immer noch meinen, sie könnten hier
ihre Duftmarken im politischen Geschäft setzen. Das
Staatsschiff Bremen muss als Ganzes gesehen wer-
den und dass dieses Schiff sich in größter Gefahr
befindet. Für partei- oder ressortpolitische Egoismen
gibt es keinen Spielraum mehr.

Die Koalition hat sehenden Auges, das ist vorhin
auch schon gesagt worden, die bestehenden Haus-
haltsprobleme in Kauf genommen. Als Stichworte
seien hier genannt die vielen in dem Doppelhaushalt
2006/2007 eingeplanten Risiken – einige sind vorhin
schon benannt worden –, die Mehrausgaben für das
Weihnachtsgeld der Beamten möchte ich hier noch
ergänzen, die angeblich haushaltsneutral sein sollen,
was aber wegen der Unsicherheiten im Tarifgeschäft
und wegen des Wahljahres 2007 fraglich sein dürf-
te. Auch die Einnahmen, die man ab 2007 aus der
Erhöhung der Vergnügungssteuer eingeplant hat,
sollen durch Beschluss der Koalition zu den Steuer-
sätzen um ein Drittel reduziert werden. Statt 1,5 Mil-
lionen Euro zusätzlicher Einnahmen erwartet man
dann nur noch eine Million Euro. Das heißt also, man
plant durch die Gesetzgebung, die man heute auf den
Weg bringen will, Mindereinnahmen im beschlosse-
nen Haushalt. Auch das muss man sehen, wenn man
über solche Beträge und Differenzen diskutiert.
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In seinem jüngsten Finanzcontrollingbericht kommt
der Senator für Finanzen zu dem auf das Jahresen-
de hochgerechneten Ergebnis, dass das konsumtive
Finanzierungsdefizit zwar um rund 16 Millionen Euro
hinter dem Anschlagswert zurückbleibt, der Finan-
zierungssaldo insgesamt sich aber um rund 52 Mil-
lionen Euro gegenüber dem veranschlagten Wert
verschlechtern wird und der sogenannte Primärsal-
do – die Zinsen sind da nicht enthalten, die Primär-
ausgaben sollen nur die übrigen konsumtiven Aus-
gaben abdecken – um rund 60 Millionen Euro höher
ausfällt, als bei der Haushaltsaufstellung erwartet.

Das finde ich ein katastrophales Ergebnis. Wenn
man bedenkt, dass gerade der Primärsaldo Messlat-
te für eine Rückkehr Bremens zu einer seriösen und
verfassungsmäßigen Haushaltswirtschaft sein soll, ist
die Verschlechterung dieses Wertes nicht nur ein
Beweis für die weiterhin bestehende Schludrigkeit
und Sorglosigkeit hier in Bremen. Es ist auch verant-
wortungslos im Hinblick auf die Bemühungen in Karls-
ruhe, nämlich die Klage, die wir dort betreiben, und
die Bemühungen in Berlin im Zusammenhang mit der
zweiten Stufe der Föderalismusreform.

Die Koalition ist unfähig, das bremische Haushalts-
geschehen solide und seriös zu gestalten. Es wird
höchste Zeit, dass der Wähler im nächsten Jahr hier
sein Urteil darüber abgibt. Senat und Koalition ha-
ben für die Bewältigung der Probleme kein Rezept.
Bei der Haushalts- und Finanzausschusssitzung am
vergangenen Freitag konnte man nur die vollmun-
dige Erklärung hören, dass es keinen Nachtragshaus-
halt geben soll, wobei dies insoweit wieder relativiert
wurde, als diese Aussage nur in Bezug auf die nor-
malen Haushaltsrisiken gelten soll. Andere Risiken
könnten durchaus einen Nachtragshaushalt begrün-
den.

Es wurde auch gesagt, dass Steuermehreinnahmen
zur Reduzierung des Kreditbedarfs verwendet wer-
den sollen, nicht jedoch zur Finanzierung des Haus-
haltsloches. Ein schöner Vorsatz, dem ich allerdings
keinen Glauben schenke! Von erhöhten Eigenanstren-
gungen ist überhaupt nicht die Rede, obwohl diese
Anstrengungen doch gerade bei der Klage in Karls-
ruhe ausdrücklich betont wurden. Die Glaubwürdig-
keit bremischer Aussagen und Zusagen zur Haushalts-
und Finanzpolitik hat offensichtlich nur einen sehr
geringen Haltbarkeitswert.

Ich kann die Koalition und ihren Senat nur auffor-
dern, wenigstens die selbst gesteckten Ziele und Vor-
gaben ernst zu nehmen und das bremische Staats-
schiff über Wasser zu halten. Die beiden Controlling-
berichte zeigen den desaströsen haushalts- und fi-
nanzpolitischen Sachverhalt. Es wird höchste Zeit, die
aus dem Ruder laufende Entwicklung zu stoppen.

Die für dieses Jahr erwarteten höheren Steuerein-
nahmen sollten zur Reduzierung der Kreditaufnah-
me verwendet werden, da bin ich d’accord mit dem,
was vorhin schon gesagt wurde, nicht zur Finanzie-

rung des selbst verschuldeten Haushaltsloches. Das
erzwingt nach meinem Verständnis zusätzliche Spar-
und Umschichtungsbeschlüsse im Haushalt. Da spielt
natürlich auch die Planungsreserve eine Rolle, die
dann mit Sicherheit verwendet werden muss, um be-
stimmte zwingende Ausgaben abzudecken.

Im Übrigen muss die restriktive Haushalts- und Fi-
nanzpolitik, die wir hier in Bremen fahren, auch auf
Bremerhaven und auf die bremischen Gesellschaf-
ten, die von Zuschüssen und Zuweisungen sowie von
Kreditermächtigungen leben, durchschlagen. Das ge-
hört jedenfalls auch zu den Kernaufgaben des Senats.
– Vielen Dank für die Aufmerksamkeit!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich freue mich als Finanzsenator
über jede Unterstützung und auch über die Sorge,
die zum Ausdruck kommt. Ich unterstelle einmal, Frau
Linnert, dass Sie mit Ihrem Debattenbeitrag die Sorge
um unser gemeinsames Anliegen, nämlich die Kla-
ge in Karlsruhe gut durchzusteuern, unterstützen wol-
len. Ich kann mich aber trotzdem nicht des Eindrucks
erwehren, als wenn hier etwas durcheinandergegan-
gen wäre.

Wir führen eine Debatte über Planzahlen. Wir füh-
ren eine Debatte über das, was noch kommen wird.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Das erinnert mich ein bisschen daran, als würden Sie
jetzt schon Kapitän und Mannschaft – um bei dieser
Metapher zu bleiben – verantwortlich machen wol-
len: Wir sollen das Schiff verlassen, obwohl zunächst
nur einmal ein paar dunkle Wolken aufgezogen sind.
Ich meine, es gibt überhaupt keinen Anlass zurzeit,
dieses Schiff zu verlassen und in die Beiboote zu sprin-
gen, sondern wir sind auf Kurs.

In der Tat ist es doch so, wir fahren hier Haushalts-
ansätze, die ehrgeizig und ambitioniert sind, die na-
türlich genau unseren Wunsch ausdrücken, einen Ei-
genbeitrag zu erbringen. Sonst wäre das Leben ganz
einfach, wenn wir uns großzügige Eckwerte vorge-
nommen hätten. Das wissen wir, das ist hier auch
schon gesagt worden, dass alle in Kenntnis dieses ehr-
geizigen Zieles diesen Haushalt verabschiedet ha-
ben.

Ich habe in meiner Haushaltsrede seinerzeit schon
gesagt – und das ist auch geteilt worden –, dass die
eigentliche Herausforderung nicht so sehr im Ab-
schluss dieses Haushalts liegt, sondern im Vollzug,
im Durchsteuern dieses Haushalts. Dem muss unse-
re ganze Anstrengung gelten. Wenn Sie sich einmal
die Zahlen ansehen, Sie haben sie ja vorliegen per



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 06 4309

Ende Juli, dann zeigt das, dass wir mit unserem Haus-
halt auf Kurs sind.

Ich will Ihnen noch einmal einzelne Zahlen nen-
nen: Wir haben von Januar bis Juli insgesamt 2,213
Milliarden Euro ausgegeben. Daran sieht man schon,
dass viele Ausgabepositionen im Verhältnis zum Vor-
jahr deutlich reduziert worden sind. Ich mache es ein-
mal konkret: Wir haben die Investitionsausgaben in
den ersten sieben Monaten des Jahres um 69 Milli-
onen Euro reduziert. Wir haben die Personalausga-
ben, die 6,5 Millionen Euro unter den Planwerten lie-
gen, und wir sind bei den sonstigen konsumtiven Aus-
gaben um 7,5 Millionen Euro unter dem Planwert.

Das ist erst einmal der Ist-Zustand, und gleichzei-
tig läuft es auch gut in Bremen! Man muss das auch
einmal positiv ausführen und nicht nur wie Sie hier
eine Art Endzeitstimmung heraufprojizieren. Wenn
Sie sich die steuerabhängigen Einnahmen in Bremen
anschauen, dann haben wir um zehn Prozent bessere
Einnahmen als im Vorjahr.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Interessant ist, dass sich insbesondere die ertragsab-
hängigen Steuern, also Körperschaftssteuer und Ge-
werbesteuer, deutlich besser entwickeln. Unser Fi-
nanzierungsdefizit – eine ganz wichtige Kenngröße
für die zukünftige Entwicklung der Haushalte Bre-
mens und in der mittelfristigen Finanzplanung – fällt
um 94 Millionen Euro geringer aus als zum gleichen
Zeitpunkt im Vorjahr. Da kann man nicht sagen, es
laufe schlecht.

Ich meine auch, dass wir ein transparentes Verfah-
ren gewählt haben. Sie wissen, dass wir eine lang-
fristige Ausrichtung haben, einen Fünfjahresplan, die
auf Konsolidierung hinausläuft. Wir haben über Pa-
ragraf 132 a Landesverfassung eine restriktive Haus-
haltsbewirtschaftung sichergestellt. Wir haben natür-
lich die Risiken, die erkennbar waren, die bereits bei
der  Haushaltsaufstellung  auch  deutlich  geworden
sind, im Auge, und wir sind dort dicht daran.

Ich kann jedenfalls sagen, dass wir zum jetzigen
Zeitpunkt, an dem wir diese Debatte führen – des-
wegen wundere ich mich auch über den Zeitpunkt –,
keine Budgetüberschreitung zu vermelden haben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das wäre ja noch schöner!)

Aber dennoch debattieren wir heute!

Natürlich haben wir im laufenden Haushaltsjahr,
ich sagte es schon, eine besondere Verpflichtung zur
Einhaltung unserer Ausgaben und Anschläge. Es ist
wichtig, dass wir uns insbesondere mit Blick auf die
Klage vor dem Bundesverfassungsgericht hier dar-
an halten. Da sehe auch Ihre Unterstützung, die nehme

ich auch sehr dankbar auf, dass wir alle wissen, dass
wir keinen „normalen Haushalt“ führen, sondern
einen besonderen Haushalt. Wir sind auf dem Radar-
schirm der Länderkollegen des Bundes und auch des
Bundesverfassungsgerichts. Deswegen ist es wich-
tig, dass wir auch daran bleiben und uns jetzt nicht
zur Ruhe setzen.

Ich möchte noch etwas zum Ablauf des Verfahrens
sagen! Wir führen planmäßig das Controlling durch,
wir haben dieses Controlling auf der Basis der Da-
ten von Januar bis Juli durchgeführt, und wir haben
natürlich eine Vorausschau ergänzend bis zum Jah-
resende mitgeliefert. Was den zeitlichen Horizont an-
geht, haben wir von den Ressorts am 3. August ihre
Einschätzungen, Bewertungen und Analysen, wie sie
die Weiterentwicklung extrapolieren, wie sie sie bis
zum Jahresende fortschreiben, erhalten, und wir ha-
ben dann diese Ergebnisse am 24. August, also zeit-
nah, im Rahmen von Verwaltungsleiterrunden ge-
meinsam mit den Ressorts erörtert.

Im Rahmen dieser Erörterung wurde deutlich, dass
die Ist-Werte extrem positiv sind, aber dass die Pro-
gnosen, die in dieser Runde von den einzelnen Ver-
waltungsleitern abgegeben worden sind, natürlich
auch mit einem bestimmten Hintergrund abgegeben
wurden, nämlich sich möglichst auch Freiraum für
das einzelne Ressort – das kennt man als Finanzer,
Herr Perschau – bis zum Jahresende verschaffen zu
wollen. Wir sind auf die Zahlen, die wir im Control-
lingbericht genannt haben, wenn man die Gesamt-
zahl nimmt von 42 Millionen Euro respektive berei-
nigt um die Kernprobleme auf 25 Millionen gekom-
men. Wir haben dann bei einer differenzierten Ana-
lyse dieser Probleme festgestellt, dass wir eigentlich
unterschiedliche Risiken, unterschiedliche Qualität
in den Faktoren haben und auch davon ausgehen,
dass wir diese Risiken – und auch das ist eine gemein-
same Einschätzung – auch zu einem guten Teil durch
interne Steuerungsmaßnahmen auffangen können.

Um genau das zu gewährleisten, haben wir am 5.
September den Senat mit den Controllingdaten be-
fasst und am 8. September den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss direkt  in seiner ersten Sitzung nach
der Sommerpause informiert. Ich denke, zeitnaher
kann man nicht daran sein. Die Daten liegen vor, und
deswegen ist es auch gut, dass wir darüber debat-
tieren. Ich bin aber der festen Meinung, dass wir noch
nicht jetzt im September ein Manöver des letzten Au-
genblicks einleiten müssen, wenn wir noch Chancen
sehen, dieses Problem gemeinsam, zusammen mit den
Kollegen, mit den Ressorts, zu steuern.

Wir haben uns mit den Verwaltungsleiterkollegen
darauf verständigt, dass wir am 14. September noch
einmal eine revidierte Stellungnahme bekommen, mit
der noch einmal auch mit Blick auf die Gesamtver-
antwortung deutlich wird, ob es bei diesen Zahlen
bleibt oder ob wir mit anderen Zahlen rechnen müs-
sen. Deswegen, denke ich, Sie sind darin eingebun-
den.
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Ich möchte noch einmal etwas zu den Risiken sa-
gen, sie sind hier im Detail angesprochen worden.
Wir haben Risiken unterschiedlichster Qualität. Die
zwei großen Positionen sind die Kosten der Unterkunft,
also im Sozialbereich elf Millionen Euro, es sind aber
auch Risiken im Justizressort von 4,6 Millionen Euro,
die aus den Betreuungskosten respektive aus den Ver-
braucherinsolvenzen resultieren. Zu diesen Positio-
nen möchte ich einmal etwas sagen! Dies alles sind
Positionen, bei denen Bremen letztlich keine Steue-
rungsmöglichkeit hat. Es ist ein generelles Problem
auf Länderebene, dass die Kosten für die Unterbrin-
gung, nämlich wegen einer Fehleinschätzung der Ent-
wicklung der Bedarfsgemeinschaften, auseinander-
laufen und es gerade in den letzten Monaten hier in
allen Ländern zu Budgetüberschreitungen kommt.

Sie wissen, dass wir in diesem Zusammenhang mit
dem Bund Revisionsverhandlungen führen, weil die
Regelung, die jetzt verständigt ist, im Jahr 2006 aus-
läuft. Im Jahr 2007 muss es zu einer neuen Regelung
kommen. Es gibt hier große Abweichungen zwischen
den Vorstellungen der Länder respektive der Kom-
munen und dem Bund. Wir haben in Bremen seinerzeit
mit 110 Millionen Euro geplant, wir haben letztlich
60 Millionen Euro bekommen, und wenn die Entwick-
lung sich so fortschreibt, werden wir dann vielleicht
mit elf Millionen Euro herausgehen. Das zeigt aber
auch gerade – und hier, meine ich, müssen wir auch
zusammenstehen –, wir können nicht Risiken, die uns
der Bund, ob es bei den Betreuungskosten, bei den
Insolvenzen, bei den Kosten der Unterkunft ist, je-
desmal einfach in unseren Landeshaushalt hinein-
schreiben und zur Tagesordnung übergehen.

Deswegen begrüße ich es und bin auch sehr froh
darüber, dass wir gemeinsam mit Frau Röpke, mit
Herrn Böhrnsen und dem Finanzressort versuchen,
dieses für uns wichtige Thema, Kosten der Unterbrin-
gung, das uns als Stadtstaat natürlich mit überpro-
portionaler Schärfe trifft, mit dem Bund zu regeln, und
als Haushaltsnotlageland nicht einfach sagen: Da sind
einmal Gesetze gemacht worden, da ist uns bei der
Gesetzgebung zugesagt worden, wir sollen entlas-
tet werden, und wir stellen fest, dass es uns den Haus-
halt sprengt. Deswegen sehe ich diese Position, die
sich sowohl im Justizressort als auch im Sozialressort
spiegelt, mit einer auch an den Bund gerichteten Ver-
antwortung und nicht so sehr nur ausschließlich im
Rahmen der Landesgesetzgebung.

(Beifall bei der SPD)

Was die übrigen Positionen angeht, so bin ich der
festen Überzeugung, dass der Senat und alle Haus-
haltsverantwortlichen die bremischen Interessen bei
der Verfassungsgerichtsklage nicht gefährden wer-
den und wir alle zusammenstehen werden, um ge-
meinsame Probleme dann auch zu lösen. Es gibt na-
türlich verschiedene Möglichkeiten, wie man mit die-
sen Themen umgehen kann. Die Umlage ist ein The-
ma, aber es gibt natürlich auch Möglichkeiten, bei

den Investitionen sich noch einmal umzuschauen. Man
kann über Investitionskürzungen gehen, man kann
weitere zentrale Gegensteuerungsmaßnahmen ma-
chen, auch im Sinne von Einsparungen. Wir werden
uns das im Detail ansehen müssen.

Ich denke, ab dem 14. werden wir wirklich eine
verlässliche Rückmeldung der einzelnen Ressorts ha-
ben. Dann werden wir auch einschätzen können, wie
wir gegensteuern können, und wir werden im Haus-
halts- und Finanzausschuss in der ersten Oktoberwo-
che, unmittelbar nach einer Senatsbefassung, hierüber
berichten. Sie können davon ausgehen, dass der Senat
und auch der Finanzsenator Ihnen hier Vorschläge
machen, die auch verständigungsfähig sind. Wir
denken nicht daran, einen Nachtragshaushalt zu
machen, wir denken auch nicht daran, Einnahmen
zu verwenden, es sei denn zur Schuldentilgung. Ich
würde es begrüßen, wenn wir in diesem gemeinsa-
men Sinne weiter auch gemeinsam an der Lösung
dieser für Bremen zentralen Probleme arbeiten könn-
ten. Dazu lade ich Sie recht herzlich ein! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Das nette Bild
von dem Kapitän, der von Bord geht, weil ein klei-
nes Wölkchen droht, das weise ich zurück! Das ver-
niedlicht auch die Bremer Lage. In Wirklichkeit ist
es so, das Ding steuert auf einen Eisberg zu, und Sie
wollen erst einmal in aller Ruhe Chopin zu Ende hören.

Die Redebeiträge der Großen Koalition bestätigen
die Kritik der Grünen. Sie räumen ein, 25 Millionen
Euro werden es wohl werden, der Finanzsenator hofft,
es ist ein bisschen weniger, und Sie legen kein Kon-
zept vor, wie Sie es lösen wollen. Herr Kollege Pflu-
gradt, ein bisschen auch Frau Wiedemeyer, im Grunde
reden Sie sich hier doch um Kopf und Kragen, indem
Sie dem Parlament gebetsmühlenhaft erzählen, dass
das doch alle gewusst haben. Ja, das war die Behaup-
tung der Opposition, dass es alle gewusst haben, dass
Sie nämlich sehenden Auges einen Haushalt beschlos-
sen haben, der nichts taugt, in dem man nicht nur
Risiken benennen kann, sondern bei dem man weiß,
dass es Eckwerte gibt, die völlig unzureichend und
unzutreffend waren. Sie sind sehenden Auges dort
hineingeschleudert und haben jetzt keine Lösung
dafür. Diese Eckwerte hätten Sie nicht beschließen
dürfen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Mir  wird  eigentlich  immer  deutlicher,  dass  Ihr
Hauptproblem, das Hauptproblem Ihrer Art zu regie-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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ren eine total isolierte Ressortsichtweise ist. Sie ha-
ben nicht verstanden, dass es um Bremen insgesamt
geht,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

dass es um einen gemeinsamen Haushalt geht und
es dem Kulturressort und dem Bildungsressort nicht
egal sein kann, dem Gesamtsenat nicht egal sein kann,
ob Menschen sicher in ihrer Wohnung verbleiben kön-
nen oder ob wir Teile der Stadt in Angst und Schre-
cken versetzen. Sie tun so, als sei das Ressortbudget
irgendetwas, was ein Senator oder eine Senatorin in
schwierigen Verhandlungen erbeutet hätte, und das
muss man dann mit Zehen und Klauen verteidigen,
weil es nämlich meines ist. Sie haben nicht verstan-
den, dass es um etwas Gesamtes, Gemeinsames für
Bremen geht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie sind erstarrt in Ressortegoismen, und das ist auch
Ihre Haushaltspolitik: Dann keinen Millimeter dem
anderen gönnen, dem feindlichen Ressort, vielleicht
sogar noch geführt von einer anderen Partei! Was ist
das für eine schlimme Sichtweise auf eine Stadt, die
ein Recht darauf hat, dass abgewogen wird zwischen
der Frage: Wo kann man noch etwas herausschnit-
zen, und vor allem, welche Folgen hat das eigent-
lich für die Bevölkerung? Natürlich ist es so, dass Sie
jetzt in der Lage, in der Sie jetzt sind, die Wahl zwi-
schen Pest und Cholera haben, natürlich ist es so, dass
eine Umlage schmerzhaft ist und niemand Lust dar-
auf hat und das totalen Ärger macht, nur, da haben
Sie sich doch gerade selbst hineinmanövriert! Jetzt
sich hier hinzustellen und den Grünen – obwohl wir
Ihren Haushalt ganz fundamental angegriffen und
gesagt haben, dass er das Papier nicht taugt, auf dem
er steht – das jetzt anlasten zu wollen, dass wir über
Bildung sparen wollen, das ist wirklich absurd!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie haben sich da hineinmanövriert, dass es kei-
ne Wahl mehr gibt. Es gibt meiner Meinung nach nur
die Wahl: Umlage oder verschieben in 2007! Die CDU,
das sage ich Ihnen hier, will das Zweite, weil sie gar
nicht bereit ist, für die Zukunft in Bremen Verantwor-
tung zu übernehmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Pflugradt hat hier gesagt: Jedes Ressort selbst,
und dann sollen die doch sehen, wie sie klarkommen!
Die Innendeputation hat letzte Woche gesagt, der
Senator hat gesagt,

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Sie haben die
Oppositionsrolle so verinnerlicht, dass Sie

gar nicht mehr geradeaus sehen!)

Inneres kann es nicht, um das hier aus diesem Ge-
ruch, dass es nur um das  Sozialressort gehe, heraus-
zubringen. Ich weise Sie noch einmal darauf hin, dass
es sich bei den Kosten der Unterkunft – Senator Nuß-
baum hat zu Recht gesagt, es handelt sich um Leis-
tungen, die wir hier erbringen müssen – nicht um
irgendeinen Posten handelt, über den man einmal so
ein bisschen darüberbürsten kann. Wollen Sie wirk-
lich, dass das Sozialressort gezwungen ist, Menschen
in die Wohnungslosigkeit zu manövrieren? Das wird
das Ergebnis sein, wenn man auf diesen Haushalts-
posten weiter herumtrommelt.

Da habe ich einen richtigen Dissens mit Ihnen, Herr
Wedler. Herr Wedler, Sie haben hier eine inhaltsleere
Sichtweise auf Haushaltseckwerte, und Sie weigern
sich, sich vorzustellen, dass sich dahinter Menschen-
schicksale verbergen und ob es überhaupt möglich
ist, bestimmte Einsparungen zu erbringen. Damit will
ich nichts zu tun haben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man muss sich vorstellen, was das für unsere Stadt
bedeutet, was man hier tut.

Ich gebe Herrn Senator Nußbaum Recht – das ist
auch lange in der Sozialdeputation besprochen wor-
den –, dass das, was gerade bundesweit läuft, das
Gezerre über die Frage, welche Länder und Kommu-
nen werden wie stark entlastet bei der Frage Kos-
ten der Unterkunft, ein absolut absurdes Theater ist.
Wenn man noch ein mieses Zeugnis für den Zustand
braucht, in dem sich der Föderalismus in Deutsch-
land zurzeit befindet, dann ist das wirklich der Gip-
felpunkt.

(Zuruf des Abg. P e r s c h a u  [CDU])

Nein, das ist nicht eine Nummer kleiner! Da gibt
es wirklich Bundesländer, die stellen sich hin und
wollen, dass die Entlastung des Bundes nach dem
Königsteiner Schlüssel verteilt wird. Absurder geht
es doch nicht! Das war doch gerade die Hoffnung,
den Bund daran zu beteiligen, dass es in bestimm-
ten Bundesländern oder in Großstädten für die Ge-
bietskörperschaften nicht mehr finanzierbar ist, was
an Armutskosten entsteht. Ich habe es hier so ver-
standen, dass man das auch vielleicht gemeinsam so
sehen könnte, und dann bieten wir an, dass wir in
der nächsten Bürgerschaftssitzung gemeinsam hier
im Parlament dem Präsidenten des Senats bei seinen
Verhandlungen den Rücken stärken. Es muss so sein,
dass die Gebietskörperschaften, die die größten Ar-
mutskosten zu tragen haben, auch den größten Teil
an Entlastungen bekommen. Da finden Sie uns auf
Ihrer Seite.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Als Erstes möchte ich darauf hin-
weisen, dass wir am Montag in der Fraktion einen
Antrag beschlossen haben, in dem wir den Senat –
den  haben  wir  den  Sozialdemokraten  hoffentlich
schon zugeleitet –

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Noch liegt
er nicht vor!)

bei seinen Verhandlungen nachdrücklich unterstüt-
zen wollen mit solch einer Initiative im Hinblick auf
Hartz IV, im Hinblick auf die Verhandlungen mit Herrn
Müntefering und Herrn Steinbrück. Das wollen wir
auch mit solch einem Beschluss der Bürgerschaft zum
Ausdruck bringen.

Frau Linnert, wenn Sie Ihre Kraftausdrücke ins rich-
tige Verhältnis setzen zu den konstruktiven Vorschlä-
gen, die Sie hier einmal machen! Sie haben gesagt,
Sie wollen eine Umlage, aber gleichzeitig wollen Sie
doch nicht das Bildungsressort belasten. Oder wol-
len Sie sagen, dass das Kulturressort die Probleme
des Sozialhaushalts lösen soll?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie wollen das ja nicht verstehen,

Herr Pflugradt, das ist das Problem!)

Sie sagen immer das, was Sie nicht wollen, aber
was Sie wollen, das sagen Sie nicht! Wenn Sie das
täten, wenn Sie uns sagen würden, woher Sie das Geld
hernehmen wollen – –! Aus den Steuermehreinnah-
men, sagen Sie, wollen Sie es nicht, aus dem Bildungs-
ressort wollen Sie das doch wohl auch nicht nehmen,
oder wollen Sie das? Dann sagen Sie das doch einmal!
Das wollen wir doch einmal von Ihnen hören! Oder
wollen Sie das aus dem Kulturressort nicht?

Eine Umlage aus dem Sozialressort oder aus dem
Justizressort, aus dem Innenressort bringt doch nichts,
die haben doch sowieso schon zu wenig Geld.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist doch Ihr Haushalt!)

Woher soll das Geld denn kommen? Dann sagen Sie
es doch einmal!

(Beifall bei der CDU)

Sie werfen uns vor, wir würden nur auf die ande-
ren Ressorts sehen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das ist doch so! Das ist doch

immer so!)

Ich habe doch ausdrücklich gesagt: Wir wollen nicht,
dass beim Bildungsressort gekürzt wird, dass die
Probleme, die wir haben, zulasten des Bildungs- oder
des Wissenschaftsressorts gehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen, dass die Wissenschaftsausgaben so blei-
ben, wie sie sind, und auch die Bildungsausgaben.
Wir schauen nicht nur auf unsere eigenen Ressorts.
Das habe doch ausdrücklich gesagt, oder haben Sie
nicht zugehört? Deswegen: Behaupten Sie doch hier
nicht einfach irgendetwas, was nicht stimmt und nicht
gesagt worden ist! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen.

Verbraucherschutz im Lebensmittelbereich stärken –
 Mehr Informationen zugänglich machen

Mitteilung des Senats vom 29. August 2006
(Drucksache 16/1116)

Wir verbinden hiermit:

Schluss  mit  der  Augenwischerei:  Verbraucher-
schutz im Lebensmittelbereich wirklich herstellen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. September 2006

(Drucksache 16/1134)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Röpke.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! In der heutigen Sitzung
diskutieren wir erneut über das Thema Verbraucher-
schutz, ein Thema, bei dem man leider sagen muss,
dass es momentan aktueller ist denn je. Als wir un-
mittelbar vor der Sommerpause gemeinsam mit un-
serem Koalitionspartner den Antrag „Verbraucher-
schutz im Lebensmittelbereich stärken – Mehr Infor-
mationen zugänglich machen“ einbrachten, konnten
wir die derzeit aktuellen Gammelfleischskandale in
München und Niederbayern sowie, seit Montag be-
kannt, weitere Gammelfleischskandale in Hessen und
im Saarland nicht erahnen. Fast täglich gibt es neue
Skandale in neuen Städten und Orten. Diese krimi-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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nellen Geschäftemacher kann man nur mit einem Wort
beschreiben: widerlich!

(Beifall bei der CDU – Vizepräsident
R a v e n s  übernimmt den Vorsitz.)

So ärgerlich und besorgniserregend diese erneu-
ten Fälle von sogenanntem Gammelfleisch sind, so
eindeutig zeigt es auch, wie wichtig das Thema Ver-
braucherschutz ist und welche erhebliche Bedeutung
es für die Bevölkerung hat. Leider müssen wir in die-
sem Zusammenhang auch feststellen, dass aufgrund
jahrelanger Querelen zu Zeiten der rotgrünen Bun-
desregierung zu viel Zeit verloren wurde, um einen
vernünftigen und zuverlässigen Verbraucherschutz
für die Bevölkerung sicherzustellen.

Bevor ich auf die Antwort des Senats am 29. Au-
gust 2006 eingehen möchte, lassen Sie mich etwas
zu der aktuellen Diskussion sagen: Ich halte es für
besonders begrüßenswert, dass sich der Bundesver-
braucherminister Horst Seehofer nun mit seinen Lan-
deskollegen auf einen Maßnahmenkatalog zum Schutz
der Verbraucher einigen konnte. Der vorliegende Ent-
wurf von Herrn Seehofer zum Verbraucherinforma-
tionsgesetz und der vorgeschlagene Maßnahmenka-
talog sind wichtige und längst überfällige Schritte hin
zu einem verlässlichen Schutz unserer Bürger vor
schwarzen Schafen in der Lebensmittelindustrie.

(Beifall bei der CDU)

Als Beispiel dafür möchte ich die länderübergrei-
fende Qualitätssicherung mit Prüfung nennen. Die
Länder haben sich dazu verabredet, einheitliche Stan-
dards für Lebensmittelkontrollen einzuführen. Eine
Prüfung der Kontrollbehörden ist dabei ebenfalls not-
wendig, um eine Qualitätssicherung zu gewährleis-
ten. Ebenfalls haben sich die Minister auf die Nen-
nung der Namen von Unternehmen geeinigt, die ge-
gen gesetzliche Bestimmungen verstoßen und im Falle
von Gesundheitsgefahr und Verstößen nun auch öf-
fentlich genannt werden müssen. Dies hat nichts mit
Anprangerei zu tun. Es ist eine gerechtfertigte Maß-
nahme gegen Kriminelle, die aus reiner Profitsucht
Gesundheitsschädigungen der Bevölkerung in Kauf
nehmen. Vor dieser Skrupellosigkeit muss die Bevöl-
kerung zuverlässig geschützt werden.

Ebenso fordern die Minister die Justizbehörden auf,
den Strafrahmen konsequent auszuschöpfen und zu
überprüfen. Der geltende Strafrahmen und Sankti-
onierungen bei Verstößen bei lebensmittelrechtlichen
Bestimmungen müssen konsequenter ausgeschöpft,
überprüft und, falls erforderlich, auch erhöht werden.
Nur so wird es gelingen, Unternehmer stärker abzu-
schrecken. Mehr Kontrollen allein werden diese ab-
schreckende Wirkung nicht zeigen, davon bin ich fest
überzeugt. Derjenige, der die Gesundheit von Men-
schen vorsätzlich aufs Spiel setzt, gehört hinter Git-

ter, denn nur Abschreckung ist ein gutes Instrument,
um kriminelle Machenschaften zu verhindern.

(Beifall bei der CDU)

Notwendig ist ebenfalls eine Verbesserung des In-
formationsmanagements der Länder. Künftig sollen
die Minister einen schnelleren Informationsaustausch
zwischen Landes- und Bundesbehörden durchsetzen.
Eine verbesserte Kooperation von Kontroll- und Straf-
verfolgungsbehörden ist ebenfalls notwendig. Ein
regelmäßiger Erfahrungsaustausch zwischen Lebens-
mittelüberwachung und Strafverfolgungsbehörden
wird diese Kooperation verbessern. Eine Zuverläs-
sigkeitsprüfung für Lebensmittelunternehmer ist
ebenfalls verabredet worden. Die Zuverlässigkeit von
Lebensmittelunternehmen soll künftig regelmäßig
überprüft werden. Bei wiederholten oder gravieren-
den Verstößen gegen das Lebensmittelrecht soll ein
Berufsverbot ausgesprochen werden können. Dieses
Berufsverbot muss auch wirksam sein. Es darf nicht
sein, dass, wie es im norddeutschen Raum gesche-
hen ist, der Geflügelhändler unter irgendeinem an-
deren Namen dann auf einmal weiter handelt. Das
geht nicht!

Ebenfalls wurde eine Kodierung von Lebensmit-
teln für die Rückverfolgung vereinbart. Dies muss auf
EU-Ebene durchgesetzt werden, um eine effektive-
re und schnellere Rückverfolgbarkeit zu ermöglichen.
Wenn wir Verbraucherschutz sinnvoll und vor allem
effektiv gestalten wollen, so kann dies nur gelingen,
wenn Bund und Länder an einem Strang ziehen und
diese Maßnahmen zur Bekämpfung von Missbrauch
und Verstößen gegen das Lebensmittelrecht verein-
heitlicht werden. Nur mit einer gemeinsamen Stra-
tegie, wie auch schon bei der Vogelgrippe, wird es
möglich sein, den schwarzen Schafen in der Lebens-
mittelindustrie das Handwerk zu legen.

Meine Damen und Herren, nach wie vor ist der Ver-
braucherschutz in unserem föderalen System eine Ho-
heitsaufgabe der Länder. Jedoch werden wir nur eine
flächendeckende, funktionierende Überwachung und
Gewährleistung von Standards sicherstellen, wenn
einheitliche Standards im gesamten Bundesgebiet
gelten und diese auch einheitlich überprüft, verfolgt
und mit einer Bestrafung geahndet werden. Vor die-
sem Hintergrund ist das von der Bundesregierung
eingebrachte und zur Diskussion gestellte Verbrau-
cherinformationsgesetz mehr als zu begrüßen und
hätte schon lange auf den Weg gebracht wer-den
müssen. Deswegen haben wir es auch getan.

(Beifall bei der CDU – Zurufe vom
Bündnis 90/Die Grünen)

Dies geht aus der Senatsvorlage vom 29. August
2006 hervor. Damit bin ich bei der Mitteilung des
Senats: Einer der Kernpunkte dieser Gesetze ist der
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freie Zugang zu Informationen. Den Bürgern wird
künftig Zugang zu den bei den Behörden des Bun-
des, der Länder und den Gemeinden vorhandenen
Informationen im Anwendungsbereich des Lebens-
mittel- und Futtermittelgesetzes oder auch des Wein-
gesetzes eröffnet. Den Anspruch auf Zugang zu In-
formationen bezieht sich vor allem auf vier Bereiche:
erstens auf Verstöße im Bereich des Lebensmittelge-
setzes, zweitens, von Erzeugnissen ausgehende Ge-
fahren oder Risiken für Gesundheit, drittens auf die
Information in Bezug auf Kennzeichnungs- und Be-
schaffenheitsmerkmale und viertens auf die Überwa-
chungsmaßnahmen im Rahmen der behördlichen
Tätigkeiten.

Wie in der Mitteilung des Senats erwähnt, können
wir festhalten, dass mit dem vorgelegten Verbraucher-
informationsgesetz ein richtiger und wichtiger Schritt
unternommen wird. Es ist für uns daher begrüßens-
wert, dass der Senat dieses Gesetzesunterfangen im
Bundesrat unterstützt. Ergänzend zu dem von den
Landesministern verabredeten Maßnahmenkatalog
sind ebenfalls kurz- und mittelfristig zu realisieren-
de Vorhaben des Landes Bremen zu erwähnen, die
durch das am 1. Januar 2006 in Kraft getretene neue
EU-Lebensmittelrecht gefordert werden.

Hierbei möchte ich folgende Maßnahmen kurz als
besonders wichtig und sinnvoll hervorheben: erstens
die Umsetzung des Prinzips der Eigenverantwortlich-
keit in den Betrieben, zweitens die Gebührenkoppe-
lung nach der Einstufung an das System der Risiko-
beurteilung zum gezielten und effektiven Ressour-
ceneinsatz, drittens die Zusammenführung von In-
spektionstätigkeiten und Probemanagement zu den
einheitlichen Kontrollkonzepten und viertens dann
die Erstellung, Durchführung und Fortschreibung von
bedarfsgerechten Qualifizierungskonzepten für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung.

Meine Damen und Herren, insgesamt bleibt mir
zu sagen, dass wir alles dafür tun müssen, kriminel-
le Machenschaften aufzudecken, dass Leuten, die mit
dem Leben und der Gesundheit der Menschen spie-
len, das Handwerk gelegt wird. Dazu ist das Programm
von Herrn Seehofer mehr als gut geeignet. Auf den
Antrag der Grünen, der dazu noch eingebracht wor-
den ist, werde ich dann antworten, wenn er auch
erklärt worden ist. – Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Brumma.

Abg. Brumma (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten haben uns immer für einen starken Ver-
braucherschutz und ein weitgehendes Informations-
recht stark gemacht. Da fehlt es bei uns nicht. Wir
sind immer am Ball gewesen.

Wenn wir jetzt wieder die Fälle, die von Bayern
ausgehen, sehen und feststellen, wie groß die krimi-
nelle Energie und wie niedrig das jeweilige Schuld-
bewusstsein ist, da ist Handeln angesagt.

(Beifall bei der SPD)

So sicher wie das nächste Tiefdruckgebiet kommt,
meine ich, so sicher scheint auch der nächste Lebens-
mittelskandal. Wenn wir jetzt nicht daran gehen, was
vorgestern in Bayern war, war gestern in Cloppen-
burg, und man hört es, dass in Bremerhaven auch
schon etwas gefunden wurde, allerdings kann hier
grünes Licht gegeben werden. Hier war das Fleisch
noch gut, es waren 27 Kilo.

Wir in Bremen haben eine Lebensmittelkontrolle,
die rotiert, sie ist also nicht immer bei dem gleichen
Händler, wie es zum Beispiel in Bayern der Fall war.
Hier in Bremen haben wir auch unangemeldete Kon-
trollen. Das ist schon einmal ein wichtiger Punkt.
Allerdings schützt es nicht vor eventuellen Proble-
men. Inzwischen ist bei uns ein Drittel der Kühlhäu-
ser überprüft, und es geht weiter. Das ist ein Aspekt
aus dem Zehn-Punkte-Programm, das EU-weit durch-
geführt werden soll.

In den letzten Tagen haben wir erlebt, wie sich Bay-
ern und der Bund gegenseitig Blockade und Unfä-
higkeit vorwarfen. Jeder fordert vom anderen bes-
sere Kontrollen und mehr Kompetenzen. Herr See-
hofer will bundesweite Kompetenzen ausweiten. Ich
frage nur: Warum hat er das dann nicht bei der Fö-
deralismusdiskussion gefordert?

(Beifall bei der SPD)

Dort wäre die Möglichkeit gewesen, aber da ha-
ben wir von ihm leider nichts gehört. Gegenwärtig,
an jedem Tag, gibt es neue Vorschläge, einerseits
Kronzeugenregelung, Berufsverbote und so weiter.
Mich wundert, dass noch niemand die Videoüberwa-
chung für alle Schlachthöfe und Bauernhöfe ins Spiel
gebracht hat. Von daher sollte man in Sachen Fleisch
nüchtern herangehen und die Probleme – –.

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Dann sollten
Sie auch einmal versuchen, etwas nüchter-

ner heranzugehen!)

Wer aus unserer Sicht Fleisch falsch etikettiert, der
betrügt. Wer betrügt, begeht eine Straftat, das ist ganz
einfach! Wer eine Straftat begeht, hat ein starkes In-
teresse zu flüchten. Hier darf der Staat eben nicht
nachlassen, die Betrüger einzuholen.

(Beifall bei der SPD)

Für uns ist es eine Selbstverständlichkeit. Deshalb
erwarten wir als Verbraucher drakonische Strafen und
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ein engmaschiges, gezieltes Kontrollnetz. Allerdings
reichen die gegenwärtigen Strafmaßnahmen nicht
ganz aus. Damit kann man das Problem auch nicht
lösen. Es muss eine wirtschaftliche Betrachtung des
Problems vorgenommen werden. Die Tatsache, dass
es überhaupt ein Entsorgungsproblem bei Fleisch gibt,
ist ein klares Indiz für Überproduktion. Die Tonnen
an Fleischbergen mit abgelaufenem Verfallsdatum,
die bei den jüngsten Kontrollen bekannt geworden
sind, stammen noch aus der Zeit, als die Fleischpro-
duktion durch die EU subventioniert wurde. Seit 2003
wird dieser grobe Unfug zum Glück schrittweise zu-
rückgefahren. Ausbrechen kann man aus diesem Teu-
felskreis allerdings nur durch eine politische Macht-
verlagerung hin zum Verbraucher. Diejenigen, die
das größte Interesse haben, gutes Fleisch zu essen,
werden die besten Kontrolleure sein. Allerdings müs-
sen sie auch entsprechende Werkzeuge erhalten. Dazu
gehören aus unserer Sicht Informationen und Trans-
parenz.

Meine Damen und Herren, bereits im Februar ha-
ben wir das Thema aufgrund einer SPD/CDU-Anfrage
hier diskutiert und dann auch die bremische Situa-
tion analysiert. Inzwischen hat die Bundeszentrale für
Verbraucherschutz in einer Untersuchung festgestellt,
dass sich der gesundheitliche Verbraucherschutz im
Land Bremen deutlich verbessert hat. Dies wurde auch
durch eine Greenpeace-Untersuchung bestätigt. Al-
lerdings meinen wir, wir müssen weiter eng am Ball
bleiben, damit wir unseren Mittelplatz verlassen und
an die Spitze aufrücken können.

(Beifall bei der SPD)

Bremen ist ein wichtiger Standort für die Nahrungs-
und Genussmittelindustrie, die auch eine starke Ex-
portorientierung hat, das kann man jetzt auch in der
„WirtschaftsWoche“ nachlesen. Bremen ist die Stadt
des Exports, und da, denke ich, ist es notwendig, dass
wir gute Qualität liefern.

Meine Damen und Herren, nun noch ein paar An-
merkungen zu den aktuellen Maßnahmen, die in der
vergangenen Woche zwischen den Ministern der
Länder und des Bundes und den Senatoren getrof-
fen wurden! Es wurde ein 13-Punkte-Plan verabschie-
det. Er sieht eine länderübergreifende Qualitätssiche-
rung nach einheitlichen Standards vor – das ist wich-
tig –, außerdem Zuverlässigkeitsprüfungen für Un-
ternehmen und dass Schwerpunktstaatsanwaltschaf-
ten gegründet werden und die Arbeit zwischen der
Lebensmittelüberwachung und der Staatsanwaltschaft
verbessert wird. Aus unserer Sicht sollten auch die
Lebensmittelkontrolleure in Sachen Strafverfolgung
weitergebildet werden, damit die Verfahren schnel-
ler laufen. Ferner soll der Strafrahmen konsequent
ausgeschöpft werden. Das ist nötig, wenn man über-
legt, welche Strafen auferlegt werden und wie viele
Gewinne die Firmen machen. Es ist verabredet, dass
man Vermögens- und Gewinnabschöpfungen durch-

führen will. Das, finde ich, ist sinnvoll und sollte auch
konsequent angewandt werden.

Es wurde von meinem Vorredner schon angespro-
chen, dass die verpackten Lebensmittel neu codiert
werden sollen und auch ein Verbot des Fleischver-
kaufs unter dem Einstandspreis durchgeführt werden
soll. Mit dem Preis sinkt auch die Moral im Fleisch-
geschäft, und deswegen finde ich es sinnvoll, dass
die Wirtschaftsminister jetzt darangehen und hier ein-
schreiten wollen.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt kommen wir aber zum entscheidenden Punkt!
Die Namensnennung wurde beschlossen, also, der
Name soll genannt werden, wenn Fleisch mit falscher
Auszeichnung gehandelt wird. Hier gibt es natürlich
Kritik, auch von unserer Seite, denn es ist ein biss-
chen vage. Dies kann aber aufgehoben werden durch
Argumente wie Verletzung des Betriebsgeheimnis-
ses, dann dauert der Rechtsstreit lange, und es gilt
ja bei uns zunächst die Unschuldsvermutung, und bis
das Urteil gefällt ist, kann es Monate dauern. Hier
soll eine Evaluierung stattfinden, ob dies tatsächlich
auch so ist. Uns verunsichert natürlich die Aussage
von Horst Seehofer, wie er sie im neuesten „Spiegel“
tätigt. Mit Genehmigung des Präsidenten möchte ich
hier gern zitieren:

„Vor allem im kleinen Kreis räumte Seehofer nach-
her ein, dass er weitere Defizite sehe. Zum Beispiel
gehe ihm das Verbraucherinformationsgesetz, das in
der kommenden Woche den Bundesrat passieren soll,
nicht weit genug. So dürfen danach Privatpersonen
Unternehmen zwar nach den Inhaltsstoffen von Pro-
dukten fragen, doch diverse Klauseln werden zuver-
lässig dafür sorgen, dass die Firmen nicht ernsthaft
antworten müssen. Mehr als diese Gesetzesvorlage
sei aber angesichts des Widerstands aus dem Wirt-
schaftsflügel der Union nicht möglich gewesen“, klagt
Seehofer. Meine Damen und Herren, ich glaube, hier
müssen wir noch Klarheit haben, damit wir hier vo-
rankommen.

(Beifall bei der SPD – Abg. I m h o f f
[CDU]: Zitat Dritter!)

Hört, hört!

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Da waren Sie
selbst dabei!)

Sie   können ja  einen  Leserbrief  an  den  „Spiegel“
schreiben!

Wie gesagt, das sind für uns Kompromissmaßnah-
men. Wir werden dem zustimmen, auch im Bundes-
rat, allerdings geht unsere Zielrichtung noch viel
weiter. Wenn man die europäische Ebene sieht, zum
Beispiel gibt es in Dänemark an jedem Betrieb einen
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Smiley. Wir kennen das aus unseren Controllingbe-
richten: Wo ein Lächeln ist, ist der Betrieb positiv
bewertet  worden. Es wird auch noch der Untersu-
chungsbericht an die Tür gehängt, und man hat fest-
gestellt, früher waren es 70 Prozent mit „sehr gut“
bewertete Betriebe im Lebensmittelbereich, inzwi-
schen sind es 80 Prozent. Das sind gangbare Mög-
lichkeiten.

In Großbritannien kann man auf Internetseiten nach-
forschen, wie die Produkte sind und welche Einschrän-
kungen und Probleme es gab. Auch gibt es das so-
genannte Whistleblower Gesetz in Großbritannien,
also wenn jemand aus dem Betrieb etwas vorbringt,
dass es nicht mit rechten Dingen zugeht, dann ist er
arbeitsrechtlich geschützt. Das sind Möglichkeiten,
an die man näher herankommen sollte. Auch in Ös-
terreich gilt zum Beispiel, wenn man bestrafen will,
muss die Strafe nicht an eine Person gebunden sein,
sondern eine Firma kann auch bestraft werden. Wenn
noch Kapital vorhanden ist, dann kann man heran.
Das sind Möglichkeiten, die man nutzen sollte.

Es steht auch in dem 13-Punkte-Programm, dass
man hier von anderen europäischen Ländern lernen
und diese Erfahrungen in nächster Zeit auch mit
berücksichtigen will. Von daher sagen wir, wir stim-
men diesem Gesetzentwurf im Bundesrat zu. Den
Antrag der Grünen lehnen wir ab, weil er nicht ziel-
führend ist, denn darin wird gesagt, wir sollen im Bun-
desrat nicht weitermachen, wir sollen es dort ableh-
nen und nacharbeiten. Deshalb lehnen wir den An-
trag ab und wollen, dass jetzt zumindest dieser Kom-
promiss, der in Berlin beraten wird, durchgeführt wird.
Wir wollen nicht noch weitere fünf Jahre warten, bis
so ein Verbraucherinformationsgesetz auf den Weg
kommt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Im Moment, muss ich gestehen, bin ich jetzt etwas
verwirrt. Herr Brumma, Sie haben dargelegt, dass
Ihnen das Verbraucherinformationsgesetz nicht weit-
reichend genug ist, dass es nicht das erfüllt, was es
eigentlich vorgibt. Trotzdem sagen Sie, dass Sie un-
serem Antrag, der doch fordert, das Verbraucherin-
formationsgesetz über Nachbesserung durch den Bun-
desrat wirklich zu einem Verbraucherschutzgesetz im
eigentlichen Sinne des Wortes zu machen, nicht zu-
stimmen können.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Das ist
Dialektik!)

Herr Dr. Schuster, diese Dialektik kann ich wirklich
nicht mehr verstehen! Ich finde, wir sollten doch

aufhören, hier irgendwelche Augenwischerei zu be-
treiben.

Ich komme zu Ihnen, Herr Imhoff! Es ist doch deut-
lich geworden – und man muss doch das, was an
Fachwissen bekannt ist, wahrnehmen und auch ak-
zeptieren –, dass dieses Gesetz so nicht ausreichend
sein wird. Von daher hier diese Augenwischerei zu
betreiben und so zu tun, als hätten wir dann das In-
strument, einen wirklich guten Verbraucherschutz zu
gewährleisten, finde ich einfach ein Werfen von
Nebelkerzen, und das finde ich nicht richtig und red-
lich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt ist ja deutlich, dass wir zunächst mit unserem
Antrag eine Verschärfung des Verbraucherinforma-
tionsgesetzes wollen, indem der Bundesrat das ab-
lehnt und dann das, was notwendig ist, über den
Vermittlungsausschuss auch eingearbeitet wird. Da
ist vor allen Dingen notwendig, dass bei den Mög-
lichkeiten der Nennung von schwarzen Schafen und
denjenigen Firmen, die unsaubere Praktiken machen,
nachgebessert wird. Da gibt es so, wie jetzt der Ge-
setzentwurf vorliegt, einfach zu viel Spielraum, um
das aufgrund von Fragen des Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisses zu verhindern.

Ich möchte hier an den Foodwatch-Chef Bode er-
innern, der im „Weser-Kurier“-Interview vom 6. Sep-
tember auf die Frage des Journalisten, dass doch die
Verbraucher aufgrund des Verbraucherinformations-
gesetzes von Herrn Seehofer umfassend informiert
werden können, sagt, ich zitiere: Eben nicht! Herr See-
hofer sagt, an den Pranger gestellt wird, wer schlechtes
Fleisch liefert. Das aber ist so nicht wahr. Seehofer
täuscht insofern die Verbraucher. Dieses Verbraucher-
informationsrecht besteht nur in wenigen Ausnah-
mefällen, etwa, wenn ein Verstoß gegen das Lebens-
mittelrecht von einem Gericht rechtskräftig festge-
stellt wird. Das kann Jahre dauern.“ Soweit das Zi-
tat!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, man muss nicht näher erläutern, dass
die Lebensmittel leider dann in der Tat schon in den
Mägen der Verbraucher und Verbraucherinnen ge-
landet sind und so kein Schutz mehr gewährleistet
wird.

Meine Kolleginnen und Kollegen von der CDU,
wenn Sie Ihre Worte wirklich so meinen und dann
diesen Worten auch die Taten folgen lassen, dann müss-
ten Sie sich sowohl unseren Forderungen anschlie-
ßen als auch unseren grünen Antrag mit verabschie-
den. Ich möchte Sie, Herr Imhoff, da auch noch einmal
aus dem „Weser-Kurier“ zitieren. Ich habe eben deut-
lich gemacht, im Prinzip kann man die Nennungen
aufgrund von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
kaum zeitnah ermöglichen. Jetzt sagt aber Herr Im-
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hoff im „Weser-Kurier“ vom 11. April: „Herstellern
und Händlern, die absichtlich verdorbene Ware in den
Verkehr bringen, muss die Betriebserlaubnis entzo-
gen werden. Die Verantwortlichen müssen zur Infor-
mation der Verbraucher öffentlich benannt werden
können, damit diese Handlungsweisen spürbare Kon-
sequenzen haben.“ – Soweit das Zitat!

Ich möchte das jetzt nicht weiter auseinanderneh-
men – Sie haben das ja hier heute noch einmal ent-
sprechend dargelegt –, aber ich möchte auch noch
einmal ganz deutlich machen, dass diese Möglich-
keiten, die hier bezüglich des Verbraucherinforma-
tionsgesetzes behauptet werden, nicht gegeben sind
und dringender Nachbesserungsbedarf besteht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich komme jetzt zum zweiten Punkt unseres An-
trags, den ich auch für sehr wichtig halte, weil wir uns
nur über die Verbesserung von bürokratischen Struk-
turen unterhalten – und ich finde, das ist aus den vor-
angegangen Beiträgen immer deutlich geworden –,
ohne eigentlich die notwendige Basis zu verbessern.
Ohne Kontrolleure und Kontrolleurinnen geht näm-
lich gar nichts, und da hilft auch, was ich ja immer
begrüße, eine von der EU durchgeführte Vereinheit-
lichung und Harmonisierung nicht. Auch die Frage
des Kompetenzgerangels zwischen Bund und Län-
dern hilft nicht. Was wirklich nur helfen würde, wä-
ren häufigere Kontrollen, und das geht nur, wenn man
hinreichend viele Kontrolleure und Kontrolleurinnen
hat. Hier liegt Bremen schlecht, auch nach den Un-
tersuchungen des Verbraucherschutzindexes.

Ich möchte betonen, dass wir Grünen ausdrück-
lich die Forderungen des Vorsitzenden des Verban-
des der Lebensmittelkontrolleure unterstützen. Ich
finde, Frau Senatorin, wer ihm dann wie Sie oder Ihr
Haus Panikmache unterstellt, hat noch nicht gese-
hen, wie die wirkliche Anzahl der Kontrollen ist und
damit natürlich auch die Wahrscheinlichkeit, etwas
zu entdecken. Ich möchte das kurz mit Zahlen be-
nennen: Bei 6000 Betrieben in Bremen und der auch
richtigen und durchzuführenden risikoorientierten
Überwachungsstruktur müssten in Bremen 12 000
Kontrollen im Jahr durchgeführt werden. Bremen hat
zehn Kontrolleure und Kontrolleurinnen. Das kann
man leicht teilen, das ist eine einfache Rechnung, ich
glaube, das können Sie jetzt auch nachvollziehen. Das
würde bedeuten, dass jeder Kontrolleur und jede
Kontrolleurin 1200 Kontrollen im Jahr durchzufüh-
ren hätten, und zwar vernünftige, richtige und sub-
stanzielle Kontrollen. Meine Damen und Herren aus
diesem Hause, das geht effektiv nicht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Somit ist, glaube ich, auch unsere zweite Forde-
rung des Antrags deutlich geworden. Wir wollen, dass
die Anzahl der Kontrollen erhöht wird, und damit ist

eine Personalaufstockung verbunden. Ich glaube, dass
uns ein bürokratischer Wasserkopf nicht hilft, son-
dern dass wir in der Tat die Personen vor Ort brau-
chen, die hinschauen und dann entsprechend die
Maßnahmen ergreifen. Herr Brumma, da möchte ich
Ihnen abschließend wirklich noch einmal zustimmen:
Natürlich muss man den jetzigen Rahmen ausschöp-
fen, da gibt es auch noch viele Spielräume. Ich glaube,
an der Stelle herrscht Einigkeit. Ich finde es jetzt ein
bisschen schade, dass Sie die Notwendigkeiten, die,
glaube ich, der eine oder andere hier auch nicht leug-
nen kann, nicht in Taten umsetzen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir behandeln heu-
te wieder einmal das unendliche, leidige Thema „Ver-
braucherschutz im Lebensmittelbereich stärken –
mehr Informationen zugänglich machen“. Das hört
sich im ersten Moment wirklich sehr gut an, aber wie
sieht das in der Realität aus? Bayern sagt, der Bund
ist unfähig und hat versagt, der Bund sagt, Bayern
wäre unfähig und hätte versagt, und ich sage Ihnen,
beide haben zu 100 Prozent recht!

Ein ekliger Gammelfleischskandal jagt den ande-
ren, und die Medien kommen mit ihren seitenlangen
Berichterstattungen über weitere unzählige Fleisch-
skandale nicht mehr nach. Ein Jahr nach Bekannt-
werden des ersten Fleischskandals in Bayern fragen
sich doch viele Millionen Verbraucher völlig zu Recht,
wieso solche ekligen Fleischskandale fast nur durch
Zufall aufgedeckt werden, das heißt durch Anzeige
von Mitarbeitern oder ehemaligen Mitarbeitern und
nicht, wie es eigentlich der Fall sein sollte, durch Kon-
trollen der dafür gut bezahlten Lebensmittelkontrol-
leure, die anscheinend in einigen Fällen sehr stark
sehbehindert durch die zu kontrollierenden Fleisch-
betriebe gelaufen sind.

Meine Damen und Herren, ich meine damit selbst-
verständlich nur diese Lebensmittelkontrolleure, wo
in den von ihnen vorher angeblich kontrollierten Un-
ternehmen im Nachhinein ekliges Gammelfleisch fest-
gestellt worden ist. Es kann doch nicht sein, und es
darf nicht angehen, dass in dem angeblich vorher kon-
trollierten Unternehmen Gammelfleisch entdeckt wird,
wo das Haltbarkeitsdatum schon seit zirka vier Jah-
ren abgelaufen ist, und das, obwohl dieser Betrieb
angeblich kurz vorher regelmäßig kontrolliert wor-
den ist. Keiner will davon angeblich etwas gemerkt
haben.

Meine Damen und Herren, das ist ein Unding, das
ist ein Skandal sondergleichen! Solche Lebensmit-
telkontrolleure sollten bei einem nachgewiesenen
Fehlverhalten persönlich mit zur Rechenschaft gezo-
gen werden.
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Tatsache ist doch, dass außer jeder Menge Absichts-
erklärungen und leeren Versprechungen von politisch
Verantwortlichen dieser rotschwarzen Chaosregie-
rung auch im sehr wichtigen Bereich des Verbrau-
cherschutzes nichts Effektives passiert ist. Da wer-
den von den politisch Verantwortlichen Millionen
Verbraucher auf Kosten ihrer Gesundheit, sogar auf
Kosten ihres Lebens, denn eine Fleischvergiftung kann
im schlimmsten Fall unter Umständen sogar tödlich
enden, rücksichtslos belogen. Das ist eine ganz kla-
re politische Aussage, ein ganz klares politisches Ver-
sagen ungeahnten Ausmaßes.

Da sagt doch zum Beispiel der verantwortliche Ver-
braucherschutzminister, das muss man extra betonen,
Horst Seehofer von der CDU, schon seit 2005 groß-
mundig – Herr Präsident, ich darf zitieren, doch hö-
ren Sie es sich einmal ruhig an! –: „Kriminellen Ge-
schäftemachern das Handwerk legen, in Extremfäl-
len Freiheitsstrafen, das werden wir durchsetzen,
häufiger ohne Vorankündigen kontrollieren!“ Ich
frage mich, wieso überhaupt nicht ohne Vorankün-
digungen kontrolliert wird, ich frage Sie, und ich sage
Ihnen, solche Lebensmittelkontrollen müssen grund-
sätzlich ohne Vorankündigungen durchgeführt wer-
den, denn eine Kontrolle mit Vorankündigung ist für
mich keine Kontrolle. Da sagt Herr Seehofer: „Wir
brauchen mehr Dichte bei den Kontrollen.“ Das hört
sich alles sehr gut an, nur, die politische Umsetzung,
der politische Wille, dies auch politisch in Taten um-
zusetzen, fehlt.

Meine Damen und Herren, ich darf das Wort „Lüge“
offiziell nicht mehr benutzen, deshalb können sich
unsere Bürgerinnen und Bürger bei der Umsetzung
dieser leeren Versprechungen und Aussagen von Mi-
nister Seehofer und den nachweislich zunehmenden
bundesweiten ekligen Fleischskandalen selbst ein
eigenes Meinungsbild über den Begriff von Ehrlich-
keit, Umsetzung und politischer Glaubwürdigkeit von
gemachten Versprechungen verantwortlicher, etab-
lierter Politiker der Altparteien bilden. Ich glaube, dass
der Begriff gar nicht einmal so abwegig ist, weil sich
trotz der leeren Versprechungen von Herrn Seeho-
fer praktisch, wie vorhin schon erwähnt, nichts Ef-
fektives im Bereich des Verbraucherschutzes zum
Schutz und zum Wohl der Verbraucher geändert hat.
Nichts!

Mir ist nicht bekannt, meine Damen und Herren,
dass es zum Beispiel mehr vorher nicht angekündigte
Kontrollen oder überhaupt mehr Kontrollen gegeben
hat, dass härtere Strafen ausgesprochen worden sind.
Die Geldstrafen sind angesichts der Millionengewinne
doch wirklich lächerlich. Eine Geldstrafe von zum
Beispiel 20 000 Euro zahlen diese Mafiosi doch aus
ihrer Portokasse. Darüber hinaus ist mir aber auch
nicht bekannt, dass neue Gesetze zum Schutz der Ver-
braucher vor Gammelfleisch beschlossen und umge-
setzt worden sind.

Darum ist es dringend erforderlich, dass der Ver-
braucher endlich schnellstens vor den kriminellen

Machenschaften dieser skrupellosen Fleischmafia
geschützt wird. Darum fordert die DVU nachweislich
schon seit Jahren einen effektiven Verbraucherschutz
im Allgemeinen mit den eindeutigen, rigorosen For-
derungen, dass diesen kriminellen Händlern ein so-
fortiges lebenslanges Berufsverbot ausgesprochen
wird, dass sie mit einer hohen Haftstrafe sowie ei-
ner deutlich höheren Geldstrafe belegt werden müs-
sen und dass die Namen und Firmenbezeichnungen
dieser kriminellen Betriebe und Firmen sofort zwangs-
weise veröffentlicht werden. Das heißt mehr Kontrol-
leure, mehr Kontrollen, mehr Transparenz.

Meine Damen und Herren, das sind konkrete Vor-
schläge und Maßnahmen zur Bekämpfung der aus-
ufernden Gammelfleischkriminalität zum Schutz und
im Interesse vieler Millionen Verbraucher. Diese
Forderungen und Maßnahmen hätten schon seit Jah-
ren politisch effektiv umgesetzt werden müssen.
Reden Sie nicht nur über den Verbraucherschutz, son-
dern setzen Sie die schon vor einem Jahr von Ver-
braucherschutzminister Seehofer versprochenen Maß-
nahmen auch endlich in politische Taten um! Damit
würden Sie für den Verbraucherschutz schon sehr viel
getan und Konkretes erreicht haben. Hierzu haben
Sie immer die uneingeschränkte Unterstützung der
DVU, und das schon seit Jahren. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe Ihnen versprochen, Ihnen
noch zu erzählen, welche Meinung wir zu Ihrem An-
trag haben. Sie, meine Damen und Herren vom Bünd-
nis 90/Die Grünen, fordern, dass künftig die Unter-
nehmen, die  gegen das Lebensmittelrecht verstoßen,
namentlich genannt und öffentlich gemacht werden
sollen. Das ist bereits im Entwurf des Verbraucher-
informationsgesetz der Bundesregierung enthalten.
Sie fordern weiter ernsthaft, dass wir den derzeit vor-
liegenden Gesetzentwurf im Bundesrat anhalten sol-
len, um wieder in endlose Debatten einzusteigen, um
möglicherweise noch ein paar Nachbesserungen zu
erreichen!

Sie fänden es wirklich sinnvoll und hilfreich, jetzt
momentan wie zu Zeiten Ihrer Regierungskonstel-
lation nichts zu tun, obwohl gerade ein Gesetz der
Länder und des Bundes vorliegt und Einigkeit über
die zukünftige Vorgehensweise herrscht? Was wol-
len Sie der Bevölkerung denn erklären? Ja, wir müssen
noch erst einmal wieder diskutieren? Da sind wir wie-
der am Punkt von gestern, nicht nur schnacken, son-
dern auch etwas tun, und wir tun etwas!

(Beifall bei der CDU)

Mit dem vorliegenden Entwurf von Herrn Seehofer
liegt endlich ein wirksames Maßnahmenpaket vor,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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das dem Verbraucherschutz und der Bevölkerung eine
Verbesserung geben wird. Es will keiner behaupten,
dass es perfekt und allumfassend ist, und dass sich
in der Praxis vielleicht auch noch einmal Ergänzungs-
wünsche ergeben, schließe ich nicht aus. Doch wir
müssen endlich etwas tun, und das tun wir, und des-
wegen ist es richtig, das zu unterstützen.

(Beifall bei der CDU)

Zu der Kontrolle, die Sie nun in dem Antrag for-
dern, extra Kontrolleure und was weiß ich nicht al-
les, kann ich nur sagen, wir haben gerade mit allen
Ländern vereinbart, einheitliche Standards, einheit-
liche Kontrollen durchzuführen, und jetzt wollen Sie
wieder eine Bremensie aufmachen! Nein, das kön-
nen wir nicht mittragen, und deswegen wollen wir
diesen Antrag auch nicht unterstützen. Ich muss ins-
gesamt noch einmal sagen, mir kommt das mit Ih-
rem Antrag so vor: Sie wollen auf den Zug von Herrn
Seehofer aufspringen, Sie hecheln hinterher und lie-
gen auf den Schienen. Das ist der Punkt, den wir hier
haben.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Vizepräsident Ravens: Sind Sie bereit, eine Zwi-
schenfrage anzunehmen?

Abg. Imhoff (CDU): Von Frau Dr. Mathes immer!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Frau Dr. Mathes!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Können Sie mir bitte erklären, was daran die Bremen-
sie ist, dass man die Anzahl der Lebensmittelkontrol-
leure erhöht? Was wäre daran das spezifisch Bremi-
sche, wenn man sich aus dem unteren Drittel der An-
zahl der Überwachung und Kontrollen in Richtung
des Mittelwerts aller Bundesländer bewegen würde?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Abg. Imhoff (CDU): Liebe Frau Dr. Mathes, bei dem
Maßnahmenpaket haben wir nun gerade gehört, das
habe ich auch ausgiebig erläutert, dass wir Einzel-
standards haben wollen, einheitliche Standards, dass
wir eine einheitliche Kontrolldichte haben wollen.
Natürlich werden wir uns an diesen Maßstäben, wie
wir sie bundesweit handhaben, auch zukünftig mes-
sen. Insofern ist da doch kein Problem. Da können
wir doch jetzt nicht einmal eben eine kurze Ausschrei-
bung durchführen, noch einmal zehn Leute einstel-
len. Bis diese geschult worden sind, ist das alles über-
fällig. Wir müssen jetzt sehen, dass wir das im Bun-
deskontext einheitlich auf den Weg bringen, und das
ist der richtige Weg und kein anderer.

Was ich noch einmal zu Ihnen sagen möchte, Herr
Brumma: Sie sagten, es wäre eine Selbstverständlich-

keit, und Frau Mathes hat, glaube ich, auch so argu-
mentiert, dass schwarze Schafe sofort eingesperrt wer-
den und dass das nun endlich auf den Weg gebracht
werden muss. Ich frage mich, wenn das so selbstver-
ständlich ist, warum die rotgrüne Bundesregierung
das damals nicht so selbstverständlich schnell auf den
Weg gebracht hat. Wo war denn die grüne Verbrau-
cherschutzministerin Frau Künast? Wo war sie? Wo
war sie nach sieben Jahren? Weg ist sie, verschwunden
ist sie! Sie haben doch in Wirklichkeit da überall her-
umgetrickst, zum Beispiel bei der Legehennenver-
ordnung und so weiter, aber bei dem Verbraucher-
schutzinformationsgesetz haben Sie nichts gemacht.
Es war Ihnen nicht wichtig genug!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen )

Wenn Sie es nicht hören wollen, sage ich es noch
einmal: Es war Ihnen nicht wichtig genug! – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat Frau Senato-
rin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich kann mich den Ausführungen meiner Kol-
leginnen und Kollegen anschließen, wenn es darum
geht anzuprangern, was wir hier zurzeit in Deutsch-
land erleben. Ein Fleischskandal jagt offensichtlich
den nächsten. Es gibt hier gewissenlose, skrupello-
se Menschen, die mit den gesundheitlichen Gefah-
ren für ihre Mitmenschen spielen, denen das offen-
sichtlich völlig egal ist. Die Hauptsache ist, sie ma-
chen ihren Profit. Bedenklich ist es auch, dass nicht
nur die Lieferanten mitmachen, sondern dass es of-
fensichtlich auch genug Abnehmer gibt, denen die
Qualität der Fleischprodukte offensichtlich auch völlig
egal ist. Die Hauptsache ist, dass sie daran verdie-
nen.

Das Ganze ist in eine Kultur des Konsums einge-
bettet, die auch immer wieder durch Preisdumping,
Schnäppchenjagd und Billigprodukte animiert wird.
Das ist doch die Szenerie, in der wir uns jetzt bewe-
gen. Es ist kein Wunder, dass Verbraucherinnen und
Verbraucher zurzeit völlig verunsichert sind und völlig
zu Recht ein konsequenteres Vorgehen gegen diese
skandalträchtigen Unternehmer, ein Vorgehen für
mehr Transparenz und mehr Information und auch
härtere Strafen fordern.

Vor diesem Hintergrund des aktuellen Skandals
haben sich die Verbraucherministerinnen und Ver-
braucherminister des Bundes und der Länder in der
letzten Woche getroffen und haben noch einmal eine
sehr gute Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern bestätigt. Sie haben sich verabredet, diese Zu-
sammenarbeit weiter zu intensivieren, und sind zu
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der Auffassung gekommen, dass die Kompetenzen
klar geregelt sind, und die zu Beginn dieses Treffens
in der Presse geäußerten Wünsche, doch mehr Zen-
tralisierung im Bund zu schaffen, sind von den Län-
dern auch völlig zu Recht zurückgewiesen worden,
weil eine Zentralisierung, eine zusätzliche Bürokra-
tie auf der Bundesebene, uns hier überhaupt nicht
weiterhilft.

Herr Imhoff, noch ein Wort an Sie! Sie sprechen
immer vom Seehofer-Katalog. Ich enttäusche Sie un-
gern, ich halte auch sehr viel von Herrn Seehofer. Aber
es war nicht sein Katalog, sondern es war ein Kata-
log, der von allen Kolleginnen und Kollegen und vor
allen Dingen aus den Ländern heraus erarbeitet wor-
den ist. Das möchte ich Ihnen noch gern wegen der
guten Zusammenarbeit mit auf den Weg geben.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des
Abg. I m h o f f  [CDU])

Ich möchte es trotzdem doch noch einmal darstel-
len, dass die Länder auch eine wichtige Rolle bei
diesem wichtigen Thema spielen. Ein Schlüssel die-
ses Katalogs, und das zieht sich auch heute durch diese
Debatte, ist die Frage: Wie schaffen wir es, mehr Qua-
lität zu sichern? Wir brauchen leistungsstarke Über-
wachungsstrukturen. Da sind wir uns alle einig. Of-
fensichtlich gibt es Differenzen bei der Frage: Was
ist dazu der Schlüssel? Was ist der Schwerpunkt, wenn
wir uns um diese Frage bemühen?

Die Grünen legen einen sehr großen Schwerpunkt
auf die personelle Ausstattung. Das wird von ande-
ren Betrachtern anders gesehen. Aus meiner Sicht
ist die personelle Ausstattung eine wichtige Frage,
aber nicht die alleinige Frage, wenn es darum geht,
sondern die Qualität spielt eine sehr große Rolle. Das
Qualitätsmanagement soll länderübergreifend ver-
bessert werden. Der Umsetzungsprozess läuft, und
es sind jetzt einheitliche Standards risikobasiert fest-
gelegt worden.

Wenn wir noch einmal auf Bremen kommen, kön-
nen wir feststellen, dass wir zurzeit 16 Kontrolleure
im Land Bremen haben, die amtlich tätig werden, die
9600 Einzelkontrollen im vergangenen Jahr durch-
geführt haben, die die Schlachthöfe permanent kon-
trollieren und die seit Februar 2006 auch zusätzliche
Schwerpunktaktionen in kleineren Betrieben mit Kühl-
und Gefrierräumen, also insbesondere in Metzgereien,
Fleischereien, Kantinen und Catering-Firmen, durch-
führen.

Selbstverständlich muss man immer wieder die Fra-
ge stellen: Kann man da nicht noch besser werden,
müssen wir uns nicht noch deutlich an der einen oder
anderen Stelle in der Qualität verändern, optimieren?
Diese Frage stellt sich natürlich nicht nur in Bremen,
sondern bundesweit. Deswegen haben auch die Län-
der verabredet, dass sie eine Auditierung der Kon-
trollbehörden durchführen wollen. Das finde ich rich-

tig und gut, weil damit eine objektive Betrachtung
in einem solchen Auditierungsprozess erfolgen kann,
die dann sicherlich noch an der einen oder anderen
Stelle zu weiteren Optimierungen führt. Es ist ein Ver-
fahren, das dann von außen kommt, bei dem von
außen diese Auditierung vorgenommen wird. Ich be-
grüße das außerordentlich. In Bremen ist diese Be-
trachtung von außen kürzlich durch die EU-Inspek-
tion durchgeführt worden, auch eine sehr gründliche
Inspektion, einschließlich Einfuhrkontrolle. Da ist
festgestellt worden, dass hier in Bremen keine maß-
geblichen Defizite festzustellen sind.

Es geht darum, innerhalb der Lebensmittelüber-
wachung besser zu werden. Dazu spielt das Verbrau-
cherinformationsgesetz eine wichtige Rolle, weil es
die Transparenz verbessern soll. Der zentrale Punkt,
um den sich auch die Debatte heute gedreht hat, ist,
wie es bestellt ist mit der Nennung von Namen der
schwarzen Schafe, denn das soll ja dazu dienen, dass
diese riskieren, unter Umständen Umsatzeinbußen
in enormen Maße hinzunehmen. Diese Regelung, die
wir jetzt im Gesetz haben, ist deutlich kritisiert wor-
den, auch heute von den Grünen. Es ist auch aus mei-
ner Sicht so, und das habe ich auch im Vorfeld auch
in der letzten Debatte schon gesagt, dass an der ei-
nen oder anderen Stelle die Interpretation dieser Re-
gelung bei der Namensnennung, insbesondere der
Ausschlussgründe, nicht klar ist. Das ist ein Grund
dafür, dass alle Länder gesagt haben: Wir sehen das
auch so, wir brauchen an dieser Stelle, aber auch noch
an anderen Stellen eine Evaluation, weil wir dieses
Gesetz noch einmal auf seine Optimierung hin über-
prüfen wollen.

Der Bundesrat wird in der nächsten Sitzung vor-
aussichtlich eine Entschließung verabschieden, in der
genau diese Evaluation begleitet und jetzt schon fest-
gelegt wird, dass regelmäßig über den Prozess der
Untersuchung berichtet werden soll, dass schon kon-
krete Vorschläge erarbeitet werden sollen und zum
Beispiel auch ein Negativkatalog erarbeitet werden
soll, der ganz klar regelt, in welchen Fällen keinesfalls
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse dazu führen
dürfen, dass der Name dieses schwarzen Schafes nicht
genannt wird.

Vor diesem Hintergrund und vor dem Hintergrund,
dass 2001 und 2004 Anläufe zur Gesetzesbefassung
gescheitert sind, und vor dem Hintergrund, dass wir
es uns in dieser Situation nicht leisten können, die-
ses Gesetz jetzt nicht zu verabschieden, haben alle
Länder und auch der Bund gesagt, jawohl, wir ver-
abschieden jetzt dieses Gesetz mit dem Anspruch, es
dann auch deutlich im zweiten Schritt zu verbessern,
aber diesen ersten notwendigen, wichtigen Schritt tun
wir jetzt. Das sieht ausdrücklich auch Bremen so.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Zu dem Punkt Verschärfung der Strafe will ich jetzt
nichts weiter ausführen, das ist schon ausführlich
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dargestellt worden. Mir ist noch wichtig, den Punkt
Vermögensabschöpfung aufzugreifen. Auch das ist,
denke ich, notwendig, dass wir alles dafür tun, dass
Gewinne aus illegalen Geschäften nicht bei denje-
nigen bleiben dürfen, die diese Geschäfte getätigt
haben. Ich bin auch dafür, Berufsverbote zu prüfen,
denn allein die Zulassung zu entziehen oder ruhen
zu lassen, genügt offensichtlich nicht, sondern wer
in ganz maßgeblicher Weise die Vorschriften in der
Lebensmittelsicherheit verletzt, darf dann auch in die-
ser Branche nicht mehr tätig sein.

Wir dürfen auch nicht vergessen, dass die Verant-
wortung bei der Wirtschaft liegt. Nach den EU-Re-
gelungen gibt es eine ganz klare Verpflichtung der
Unternehmen, die Gewährleistung der Lebensmit-
telsicherheit in allen Produktions- und Vertriebsstu-
fen zu gewährleisten. Sie sind dafür verantwortlich,
dass es eine regelmäßige Eingangs- und Ausgangs-
kontrolle gibt. Das ist die ausdrückliche rechtliche Ver-
pflichtung der Unternehmen.

Preisdumping, das habe ich eingangs gesagt, ist
ein großes Problem. Deswegen bin ich auch sehr froh,
dass der Wirtschaftsminister auf der Bundesebene an
einem Gesetzentwurf arbeitet, um das zu unterbin-
den. Auch ist notwendig gewesen die Vereinbarung
der Länderminister, dass eine Erweiterung der Mel-
depflicht stattfindet und alle Unternehmen, die auch
eine Ware angeboten oder geliefert bekommen, die
nicht in Ordnung ist, verpflichtet sind, dies zu mel-
den. Die EU-Kommission hat ja zugesagt, dass sie das
in der nächsten Änderung aufnehmen wird.

Zusammengefasst ist das, was die Verbrauchermi-
nister des Bundes und der Länder in der vergange-
nen Woche beschlossen haben, der richtige Weg. Es
sind konkrete Vereinbarungen getroffen worden, die
umgesetzt werden. Es sind die richtigen Stellschrau-
ben bedient worden, um mehr Lebensmittelsicher-
heit in Deutschland herzustellen. – Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 16/1134 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der  Mitteilung  des  Senats,  Drucksache  16/1116,
Kenntnis.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung bis 14.40 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.07 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder

um 14.40 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe Seniorinnen und Senioren aus He-
melingen. Herzlich willkommen in unserem Hause!

(Beifall)

Umsetzung des Zuwanderungsgesetzes

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. April 2006

(Drucksache 16/988)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 11. Juli 2006

(Drucksache 16/1079)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Rö-
wekamp, ihm beigeordnet Staatsrat Dr. vom Bruch.

Ich würde den Bürgermeister gern fragen, ob er
die Antwort mündlich wiederholen will. Das ist nicht
möglich. Ich gehe aber davon aus, dass er es nicht
möchte.

Aus dem Grunde glaube ich aber, dass wir trotz-
dem in eine Debatte eintreten möchten. Wenn das
dann der Fall ist, dann erteile ich zuerst dem Abge-
ordneten Dr. Güldner das Wort.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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legen! Ich denke, wir fangen trotzdem an, auch wenn
der Senat noch nicht präsent ist. Es ist ja vielleicht
ganz interessant, einmal zu hören, ob die Replik auf
die Rede der Opposition schon vorher feststand und
dann  doch  vorgetragen  wird  oder  ob  sie  spontan
kommt.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die Grünen –
Heiterkeit – Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Um-

gekehrt ist es genauso!)

Genau!

Wir reden heute über die Antwort des Senats auf
eine Große Anfrage der Grünen zur Bilanz des Zu-
wanderungsgesetzes. Sie erinnern sich vielleicht, dass
die Frage des Zuwanderungsgesetzes für die Grü-
nen seit vielen Jahren ein Schwerpunkt der Politik
war, dass wir sehr viele Vorstöße in diese Richtung
unternommen haben, dass aber am Ende – und ich
sage es jetzt einmal so, damit wir auch in der Debat-
te vielleicht den richtigen Ton treffen – ein Gesetz
herausgekommen ist, bei dem sehr viele Köche ei-
nen Brei gekocht haben, den wir heute zu bewerten
haben, wie er uns schmeckt. Es verbietet sich dann
von selbst, auf einen der vielen Köche zu zeigen und
zu sagen, nur der ist schuld an diesem Brei, wenn es
denn an diesem Gesetz etwas zu kritisieren gibt, son-
dern da haben sehr viele mitgewirkt.

Sie wissen, dass die rotgrüne Bundesregierung
dieses Zuwanderungsgesetz auf den Weg gebracht
hat, dass aber durch die Mehrheit der unionsregier-
ten Länder im Bundesrat der Bundesrat mit befasst
war. Sie wissen, dass im Vermittlungsausschuss vie-
le Jahre, viele Sitzungen lang gerungen wurde und
dass wir dann heute ein Ergebnis zu bewerten ha-
ben, wie es dann seit dem 1. Januar 2005 umgesetzt
worden ist.

Für uns Grüne waren im Wesentlichen drei Punk-
te wichtig. Sie wissen, dass wir uns in diesen Fragen
eben wegen der Konstellation, die ich gerade erwähnt
hatte, dort nicht vollständig durchsetzen konnten. Das
Erste war, wir brauchen in gewissen Bereichen und
unter gewissen Konditionen weitere Zuwanderungen.
Wir wollen ein weltoffenes Land sein. Wir sehen, dass
andere Länder vor allen Dingen wirtschaftlich, aber
auch in verschiedenen anderen Punkten, kulturell,
sozial, sehr profitieren, wenn sie ihre Grenzen unter
bestimmten Bedingungen offen gestalten.

Wir haben einen demografischen Wandel. Das Wort
ist sehr strapaziert. Viele Prognosen gehen aber na-
türlich in Richtung Fachkräftemangel und Mangel an
qualifizierten Kräften in vielen Branchen und Berei-
chen. Deswegen wollten wir Grünen ein Zuwande-
rungsgesetz, das auch tatsächlich diese Zuwanderung
nicht im riesigen Stil, wie es manchmal behauptet wor-
den ist, sondern sinnvoll gesteuert ermöglicht und ge-
setzlich regelt. Das war unser erster Schwerpunkt.

Der zweite Schwerpunkt war, das Ausländerrecht
ist in den vergangenen Jahren sehr kompliziert ge-
worden. Es beinhaltet sehr viele Probleme bei der Um-
setzung des Ausländerrechts. Es sollte, so die Inten-
tion, zu einer Vereinfachung des Ausländerrechts kom-
men, und es sollten ein paar Nachbesserungen in ei-
nigen Bereichen des Ausländerrechts gemacht wer-
den. Ich komme im Einzelnen noch einmal darauf
zurück.

Der dritte Schwerpunkt, und ich denke, dass wir
hier große Einigkeit im Parlament haben, sollte sein,
dass – vielleicht ein bisschen spät für die Bundesre-
publik Deutschland, wenn man bedenkt, dass die Zu-
wanderung von Arbeitskräften 1955 mit der Zuwan-
derung italienischer Landwirtschaftsgehilfen nach
Baden-Württemberg und Bayern begonnen hat – die
Integration der zugewanderten Menschen in unse-
re Gesellschaft gesetzlich geregelt und endlich bun-
deseinheitlich gefasst und nun noch verstärkt nach
vorn gebracht werden sollte.

Dieser Dreischritt, finde ich – und jetzt werden wir
auch schauen, was dann tatsächlich bei diesem Ge-
setzeswerk vor Ort herausgekommen ist –, signali-
siert nach wie vor die richtige Konzeption in Bezug
auf Zuwanderung, Ausländerrecht und Integration.
Ich glaube, dass die heutige Situation mehr denn je
zeigt, meine Damen und Herren, dass wir da auf ei-
nem richtigen Weg waren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist durch die vielen Verhandlungen, durch die
Widersprüche auch zwischen den unterschiedlichen
Parteien und Gremien, die befasst waren, ein sehr
gemischtes Gesetzeswerk dann dabei herausgekom-
men, was teilweise auch mit der heißen Nadel ge-
strickt war, obwohl man relativ lange darüber bera-
ten hat. Trotzdem gibt es eine ganze Reihe von po-
sitiven Ergebnissen. Das zeigt nicht nur die Antwort
des Senats auf die Große Anfrage der Grünen, das
zeigt auch die sehr intensiv laufende Evaluierung des
Zuwanderungsgesetzes, die auf Bundesebene läuft.

Ich hatte gerade letzten Freitag Gelegenheit, mit
Herrn Dr. Albert Schmidt, dem Präsidenten des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge, über diese
Fragen zu sprechen. Ich fand es noch einmal sehr in-
teressant, wie er betont hat, dass dies das erste Ge-
setz in der Bundesrepublik Deutschland ist, das bereits
evaluiert wurde, bevor es überhaupt in Kraft getre-
ten ist, das heißt eine Evaluierung, eine wissenschaft-
liche Begleitung von Anfang an. Von daher haben
wir heute ja auch die Möglichkeit, weil einige Zwi-
schenberichte der Evaluierung schon vorliegen, wenn
wir heute Bilanz des Zuwanderungsgesetzes sagen,
nicht nur über gefühlte Bilanzen, sondern über tat-
sächliche Fakten und eine Reihe von Ergebnissen
dieser Evaluierung zu sprechen.

Schauen wir uns einmal die verschiedenen Schwer-
punkte an, die ich genannt habe! Zuwanderung ge-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 06 4323

steuert und begrenzt, aber eben doch mit Offenheit
für Menschen, die zu uns kommen sollten, war in-
tendiert. Es ist in diesem Punkt, was tatsächliche Zu-
wanderung angeht, nicht viel dabei herausgekom-
men. Selbst, und das ist jetzt ein bisschen die Ironie
dieses Gesetzes, in den Punkten, in denen sich CDU,
SPD, die Grünen und FDP einig waren, dass wir in
diesen Feldern Zuwanderung wollen, dass sie alle
wollten, und die auch mit Zustimmung dieser Parteien
in das Gesetz hineingeschrieben wurden, müssen wir
sehen, dass bei diesem Gesetz nicht sehr viel heraus-
gekommen ist.

Nehmen wir uns einmal die verschiedenen Punk-
te vor! Es sollte ein Punktesystem geben, ähnlich der
amerikanischen Greencard, wo besonders Menschen
durch verschiedene Kriterien wie berufliche Fähig-
keiten, da ging es auch um ökonomische Fähigkei-
ten, um andere, Bildungsabschluss und so weiter,
Punkte sammeln konnten, um nach Deutschland
zuzuwandern. Dieses Punktesystem ist erst gar nicht
in die Endfassung des Gesetzes aufgenommen wor-
den, es ist leider gekippt worden. Letzte Woche ha-
ben gerade noch einmal wieder die Spitzenverbän-
de  der  deutschen  Wirtschaft  eingefordert,  dass
Deutschland ein solches Punktezuwanderungssystem
dringend braucht. Ich kann heute nur noch einmal
sagen, es ist sehr schade, dass damals, praktisch in
letzter Minute, dieses Punktesystem gekippt worden
ist. Wir werden es mit Sicherheit alle noch erleben,
dass  wir  gemeinsam  ein  solches  Punktesystem in
Deutschland haben werden, weil wir diese Zuwan-
derung, gerade in diesem Bereich der Menschen, die
ich genannt habe, dringend brauchen, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann gab es auch einen Konsens, dass wir eine
unbefriedigende Situation bei den Studierenden mit
Abschluss haben. Wir bilden die Menschen hier in
Deutschland aus, sie machen einen Universitätsab-
schluss. Alle hatten gemeinsam beschlossen, dass
Studierende dann auch die Möglichkeit haben soll-
ten, bei uns einen Arbeitsplatz anzutreten. Hier sind
die Hürden so hoch gehängt worden, indem man die
Arbeitsaufnahme nur in dem sehr eng gefassten
Bereich gestattet hat, in dem die jeweiligen Absol-
venten studiert haben. Da praktisch von den Zahlen
her kaum nennenswerte Erfolge in diesem Bereich
erzielt wurden, auch bundesweit, nicht nur in Bre-
men, das ist keine bremische Besonderheit, hat die-
se Regelung sehr wenig gebracht.

Dann, auch im Konsens, das ging auch von Par-
teien aus, die der Wirtschaft etwas näher stehen wie
CDU und FDP, aber auch SPD und die Grünen wa-
ren damit völlig einverstanden, sollten Selbständige,
die ein Unternehmen in Deutschland gründen wol-
len, die selbständig, die mit eigenem Kapital wirtschaf-
ten wollen, unter diesen Bedingungen zugelassen wer-

den, nach Deutschland zuzuwandern. Nur, und das
ist ein bisschen das Problem dieses Gesetzes, fast an
allen Stellen hat man dann Bedingungen hineinge-
schrieben, bei denen sich heute noch jeder, der sich
das anschaut, an den Kopf fasst. Man hat gesagt, das
geht nur, wenn sie mindestens eine Million Euro in-
vestieren oder zehn Arbeitsplätze von Beginn an schaf-
fen und garantieren können.

Natürlich hat auch ein System, das sich mit einer
solchen Bedingung quasi in sich wieder unmöglich
macht, keine Erfolge erzielt. Es sind praktisch fast
keine oder nur sehr wenige Selbständige und Unter-
nehmer nach Deutschland gekommen, um hier zu in-
vestieren oder eben diese Arbeitsplätze zu schaffen,
weil man diese unsinnigen Regelungen in dieses
Gesetz hineingeschrieben hat. Ich finde es jetzt noch
sehr traurig und sehr schade, dass das damals durch-
gesetzt worden ist, einen solchen Unsinn in ein sol-
ches Gesetz hineinzuschreiben, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Gleiche gilt für die Frage der sogenannten
Hochqualifizierten. Auch da war man sich einig, auch
da gab es einen Konsens, die können wir gebrauchen,
die ziehen vor allen Dingen in die USA, die ziehen
nach Großbritannien, nach Australien, nach Neusee-
land, Deutschland braucht sie. Sie kennen diese eine
Zahl, die so bemerkenswert ist: Die Hälfte aller ame-
rikanischen Nobelpreisträger ist aus dem Ausland
eingekauft, wenn Sie so wollen, ist aus dem Ausland
geholt. Das ist nämlich die Frage der Hochqualifizier-
ten. Auch hier haben wir es nicht geschafft, prakti-
kable Anforderungen in diesem Gesetz zu schaffen,
dass wir bei den Hochqualifizierten tatsächlich eine
stärkere Anwahl von Deutschland als Zielland her-
beigeführt haben. Das ist sehr schade, weil wir in all
diesen Gruppen einen politischen Konsens hatten,
dass wir es wollen. Die Zahlen, die heute dabei her-
ausgekommen sind, sind so ernüchternd, dass man
sagen kann, in diesem großen Feld haben wir durch
das Zuwanderungsgesetz kaum Fortschritte gemacht,
jedenfalls wenn, dann nur sehr gering.

Der zweite Bereich, den ich angesprochen hatte,
war das Ausländerrecht und das Arbeitserlaubnis-
recht. Hier kann man auf der Habenseite verbuchen,
dass es bei den vielen Aufenthaltstiteln, die es vorher
gab, eine ganz klare Vereinfachung und Zusammen-
fassung der unterschiedlichen Aufenthaltstitel gege-
ben hat. Das erleichtert allen, den Behörden aller Art,
den Betroffenen selbst, natürlich die Arbeit, wenn man
nicht mehr wie vorher mit so vielen verschiedenen
Titeln wie Aufenthaltsbefugnis, Aufenthaltserlaub-
nis und so weiter herumjongliert.

Es ist auch positiv, dass die EU-Bürger, die ja in-
zwischen als Unionsbürger zu uns gehören, die auch
das kommunale Wahlrecht genießen, aus dem Aus-
länderbereich herausgenommen sind und nun wie
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Einheimische zu den normalen Meldestellen gehö-
ren – so soll die EU ja gedacht sein! –

(Glocke)

und sich wie normale Bürger dieses Landes hier be-
wegen können, ohne beim Aufenthaltsrecht hier be-
sonders behandelt zu werden.

Lassen Sie mich als letzten Punkt noch sagen, Herr
Präsident, dann können wir vielleicht auf eine zweite
Runde verzichten, ich möchte es nur noch einmal an-
sprechen: Bei der Integration waren wir uns auch po-
litisch einig, dass hier sehr viel stärker nach vorn ge-
gangen werden soll. Hier hat sich das Verfahren dann
teilweise in der Praxis doch als zu bürokratisch er-
wiesen. Auch die Frage der Stunden für die Sprach-
kurse ist umstritten. Hier sehen viele den Punkt, dass
noch einmal nachgelegt werden muss, was die Finan-
zierung und die Anzahl der Stunden angeht. Ansons-
ten hat Bremen dort, wie ich finde, sehr gute Zahlen
vorzuweisen, was die Frequenz bei diesen Sprach-
und Integrationskursen angeht.

Im abschließenden Satz lassen Sie mich noch einmal
sagen, was mir an der Antwort des Senats nicht ge-
fallen hat: Man verweist ganz oft auf die Zuständig-
keit des Bundes. Das ist zunächst natürlich richtig,
weil der Bund federführend ist. Gleichwohl gibt es
die Auslegung der Ermessensmöglichkeiten, die wir
im Lande haben, die oberste Landesbehörde kann
ja das Ermessen in vielen Fragen auslegen, und auch
bei der Umsetzung des Gesetzes, die durch unsere
bremischen Ausländerbehörden dann letztendlich er-
folgt, gibt es doch sehr viele Defizite, die wir in Bre-
men aufarbeiten können.

Über die Ausländerbehörde werden wir aufgrund
einer Anfrage der SPD das nächste Mal eingehen-
der sprechen. Auf das Bleiberecht werden wir mor-
gen noch einmal näher eingehen. Deswegen spare
ich das hier aus. Nur der generelle Verweis auf den
Bund in der Verantwortung scheint mir nicht gerecht-
fertigt. Bremen hat so viele Hausaufgaben, die aus
diesen Fragen hervorgehen in der Umsetzung des
Zuwanderungsgesetzes, dass es auch für uns in Bre-
men noch sehr viel zu tun gibt. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist Herr
Kollege Kleen.

Abg. Kleen (SPD)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Mitteilung des Senats auf die Gro-
ße Anfrage bestätigt uns, was der Osnabrücker Mi-
grationsexperte Klaus Bade in einem Beitrag für „Die
Zeit“ so beschrieben hat, ich zitiere mit Erlaubnis:
„Bislang geht das Ringen der Großen Koalition in
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Berlin um eine Verbesserung des Zuwanderungsge-
setzes auf dem in aller Regel durch Schlachtenlärm
gekennzeichneten Feld vergleichsweise geräuschlos
ab.“ Ich glaube, jedem ist der Schlachtenlärm noch
gut in Erinnerung, den wir um die Verabschiedung
des Zuwanderungsgesetzes, des Aufenthaltsgeset-
zes gehabt haben. Bade schließt daraus, dass mit
grundlegend neuen Erkenntnissen nicht zu rechnen
ist, und er bedauert das.

Die Große Anfrage kommt ebenfalls gewissermaßen
unaufgeregt und auf leisen Sohlen daher. 15 Mona-
te nach dem Inkrafttreten, so heißt es, sei es Zeit, eine
erste Bilanz der Auswirkungen zu ziehen und gege-
benenfalls Nachbesserungen vorzuschlagen. So ein-
fach ist das nicht, weil, wie in der Antwort zu Frage
22 aufgezeigt wird, es dringenden Handlungsbedarf
aus EU-Recht gibt. Nicht weniger als elf EU-Richtli-
nien sind umzusetzen, darunter klingende Namen wie
die Richtlinie „Familiennachzug“ oder „Langfristig
Aufenthaltsberechtigte – Aufnahmebedingungen“,
die Freizügigkeitsrichtlinie, die Studentenrichtlinie,
die Opferschutzrichtlinie oder andere. Manche Um-
setzungsfristen dieser Richtlinien drängen, andere sind
bereits überfällig. Bei dem zugrunde liegenden Pro-
blem sieht es nicht anders aus, einige Probleme drän-
gen sehr nach Lösungen, andere sind längst überfällig.
Am deutlichsten wird das, glaube ich, in der Frage
nach dem Bleiberecht.

Es gibt also eine Menge zu tun. Ich finde, die Rah-
menbedingungen dafür, etwas zu tun, sind so schlecht
nicht. Die Zuwanderungszahlen sind mit den erdrü-
ckenden Zahlen von Anfang der Neunzigerjahre nicht
mehr vergleichbar. Breiteren Teilen der Bevölkerung
sind inzwischen die Folgen der demografischen Ent-
wicklung, man muss es an dieser Stelle einfach auch
sagen, deutlich vor Augen. Einerseits wird den Men-
schen immer klarer, dass Deutschland nicht nur tat-
sächlich, sondern, inzwischen von allen Seiten ein-
gestanden, Einwanderungsland ist und dass Deutsch-
land Einwanderungsland sein muss. Immer deutli-
cher wird, dass langfristig um Zuwanderung und
gerade um Zuwanderung internationaler Eliten ge-
worben werden muss. Andererseits brauchen die
Menschen sich nur umzusehen. Nach Zahlen des
Statistischen Bundesamtes hat jeder fünfte Einwoh-
ner in Deutschland einen Migrationshintergrund, bei
den unter Fünfundzwanzigjährigen sogar jeder vierte,
ein Drittel der ausländischen Bevölkerung lebt 20
Jahre oder länger in Deutschland, ein Fünftel länger
als 30 Jahre, 70 Prozent der Ausländer unter 18 Jah-
ren wurden in Deutschland geboren.

Diese Zahlen sagen eine Menge aus, aber sie sa-
gen leider nichts über den Zustand der Integration
in unserem Lande aus, genauso wenig oder genauso
viel die Zahlen über die Teilnahme an Integrations-
kursen, wobei ich diese überhaupt nicht kleinreden
will. Die Integrationskurse sind in Bremen, Dr. Güldner
hat darauf hingewiesen und auch die Senatorin auf
eine Anfrage von uns vor einiger Zeit, sehr erfolg-
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reich angelaufen. Es haben sich viel mehr Teilneh-
merinnen und Teilnehmer insbesondere aus dem Kreis
der länger hier lebenden Migranten gemeldet, als man
erwartet hat, was auch deutlich macht, dass der Bil-
dungswille der Migrantinnen und Migranten, der ih-
nen ja manchmal von bösen Zungen abgesprochen
wird, viel größer ist als manchmal angenommen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die SPD sagt sehr deutlich, sie würde gern sehen,
wenn die Stundenzahl für die Integrationskurse von
600 auf 900 Stunden erhöht würde, aber wir schau-
en auf den Haushalt des Bundes. Dazu gibt ja Frage
sechs die Andeutung einer Antwort. Die Haushalts-
ansätze des Bundes halten keineswegs Schritt mit der
Forderung, die Integrationspolitik zu einem Schwer-
punkt zu machen, was nach meiner Einschätzung
absolut nötig wäre. Die Haushaltsansätze von 208
Millionen Euro in 2005 werden in den beiden Fol-
gejahren, also 2006 und 2007, auf 148 Millionen Euro
heruntergefahren, vor allem mit dem Hinweis, dass
2005 nur 90 Millionen Euro abgeflossen sind. Welch
Wunder, wenn das Gesetz erst am 1. Januar in Kraft
tritt und lange nicht klar ist, wer eigentlich teilneh-
men kann und wer eigentlich anbietet! Der Bund hat
zugesagt, jeder Kurs, der gefordert wird, wird auch
bezahlt. Das hören wir gern, daran wollen wir ihn aber
messen. Die Kürzung der Haushaltsansätze ist aber
schon einmal ein ziemlich blödes Signal.

Es müssen allerdings auch eigene Anstrengungen
der Migrantinnen und Migranten hinzukommen. Das
Sprachenlernen wird sicher das ganze künftige Le-
ben bestimmen, insbesondere wenn sie in Schule und
Beruf weiterkommen wollen. Hierfür gibt es neben
den Integrationskursen in Bremen eben noch viele
weitere Möglichkeiten. Der Evaluationsbericht des
Bundes, den Dr. Güldner angesprochen hat, wird dazu
Auskunft geben, welche weitergehenden Verbesse-
rungen es geben wird. Wir wissen, dass die Senato-
rin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und So-
ziales in den Gremien des Bundesamtes vertreten ist
und sicher mithilft, die positive Weiterentwicklung
zu fördern und uns das dann auch in den Deputatio-
nen zu berichten.

Ich habe schon darauf hingewiesen, Integration lebt
aber nicht nur von der Teilnahme an Kursen. Ziel der
Integration ist die volle gesellschaftliche Teilhabe.
Grundlage des Zusammenlebens sind die Werte und
Normen des Grundgesetzes, insbesondere die Ach-
tung der Menschenwürde, die Gleichberechtigung
von Männern und Frauen, die Meinungsfreiheit und
die Glaubensfreiheit. Integrationspolitik darf sich nicht
allein an die Zugewanderten richten, sondern auch
an die aufnehmende Gesellschaft. Dabei helfen dann
weder falsche Illusionen von konfliktfreier Multikul-
turalität noch immer neue Forderungen nach repres-

sivem, hartem Durchgreifen mit Sanktionen oder Ab-
schiebungen ohne Ende.

Damit wären wir bei der Reform des Zuwande-
rungs- und Aufenthaltsrechts. Wir haben uns ja vor-
genommen, über das zentrale Thema Bleiberecht
morgen zu reden. Grundsätzlich ist, wie schon bei der
heutigen Beratung des Zuwanderungsrechts, zu be-
mängeln, dass es nach meiner Überzeugung immer
noch zu vielen Migrationspolitikern schwerfällt, Zu-
wanderungspolitik positiv zu bewerten, die Chancen
zu sehen und sich um diese zu kümmern. Viel zu häu-
fig steht die Begrenzung im Vordergrund, und dann,
finde ich, macht auch der Ton die Musik.

Herr Dr. Güldner hat das Punktesystem angespro-
chen und die Forderung noch einmal erhoben, wie
sie ja von Fachleuten erhoben wird, dort weiterzu-
kommen. Der beratende Zuwanderungsrat ist dann
nur eine Folge. Ein solches Punktesystem hätte aber
das grundsätzliche Signal: Wir wollen Zuwanderung,
wir kämpfen mit im Wettbewerb um die besten Köpfe,
und wir kämpfen für ein gesellschaftliches Klima, in
dem sich Neubürger und Migranten wohlfühlen und
bleiben wollen, am besten am Ende als Deutsche mit
Migrationshintergrund und unter Landsleuten.

Dazu, und das noch einmal zum gesellschaftlichen
Klima, passt es aber nicht, wie es jetzt leider im Eva-
luationsbericht, der in dem Entwurf vorliegt, wieder
passiert, wenn das Thema Familiennachzug nicht
unter dem grundgesetzlichen Schutz der Familie dis-
kutiert wird, sondern nur unter dem Stichwort Zwangs-
verheiratung. Wenn man von den nachziehenden Fa-
milienangehörigen am liebsten auch noch verlangen
möchte,  dass  sie  gefälligst  im  Heimatland  einen
Deutschkurs besuchen sollen, dann kann man nur
sagen, das geht an der Realität in vielen Herkunfts-
ländern völlig vorbei.

(Beifall bei der SPD)

Hier wird leider wieder das allgemeine Klima der
Debatte um die Reform des Zuwanderungsrechts
negativ belastet. Damit soll das Thema Zwangsver-
heiratung in keiner Weise relativiert werden, die SPD
hat das Nötige dazu oft genug gesagt. Mit einer dras-
tischen Hebung des Nachzugsalters wird den betrof-
fenen Personen das Leben aber eher schwerer ge-
macht als erleichtert. Im Übrigen frage ich mich
manchmal, ob dann auch mit der gleichen Elle ge-
messen wird, wenn sich eine Liebesbeziehung an der
Wall Street oder in deutschen Korrespondentenbü-
ros in Washington zu einer Ehe ausweitet und dann
Familiennachzug betrieben werden soll. Lieber gar
nicht fragen möchte ich mich, wie man mit den Gat-
tinnen von Berufsspielern eines Bundesligavereins
umgeht, deren Nachzug von Fans dringend gefordert
wird, damit endlich befreit aufgespielt werden kann.
– Danke!

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Bei der Antwort des
Senats auf die Große Anfrage vom Bündnis 90/Die
Grünen bleibt der Senat meines Erachtens einige er-
forderliche Auskünfte schuldig. Das fängt bereits da-
mit an, dass bezüglich der 3263 Personen nicht deut-
scher Nationalität, die seit Inkrafttreten des sogenann-
ten Zuwanderungsgesetzes bis zum 24. April 2006
an Integrationskursen im Land Bremen teilgenom-
men haben, in einer typischen Art und Weise mitgeteilt
wird: „Über das Alter und die Dauer des bisherigen
Aufenthalts der Teilnehmer sowie zur freiwilligen oder
verpflichtenden Teilnahme liegen keine statistischen
Daten vor.“

Auch in Bezug auf die vom 1. Januar 2005 bis zum
30. April 2006 eingereisten sage und schreibe 4413
Ausländer, die im Land Bremen ihren Wohnsitz be-
gründet haben, glänzt der Senat durch eine erschre-
ckende Ahnungslosigkeit. Die Antwort, die eigent-
lich gar keine ist, lautet, das muss man sich wirklich
einmal auf der Zunge zergehen lassen: „Eine Auf-
schlüsselung ist wegen nicht erforderlicher statisti-
scher Erfassung nicht möglich.“ Auch in Bezug auf
die Frage von Familien- und Kindernachzug wird
beeindruckend lapidar geantwortet: „Eine statistische
Erfassung dieser Personengruppe erfolgt nicht.“

Auch bezüglich der 3532 Nicht-Deutschen, die zum
31. März 2006 im Land Bremen geduldet wurden,
heißt es: „Über die Dauer und Befristung der Duldung
sowie über das Alter der Geduldeten liegen keine
statistischen Daten vor.“ So geht das lustig weiter, wie
zum Beispiel auch in puncto nicht durchgeführter
Abschiebungen. Dazu die Aufklärung nach Art des
Senats, nach Art des Hauses: „Statistische Daten für
die genannten Fallgruppen liegen nicht vor.“ Ge-
radezu irrwitzig wird in diesem Zusammenhang aus-
geführt, anhand der vorliegenden Daten könne nicht
ermittelt werden, wie hoch der Anteil der Erteilung
von Aufenthaltserlaubnissen sei und so weiter.

Schon diese wenigen Beispiele zeigen doch, dass
die Zuwanderung von Ausländern weitgehend mit
Verschleierungspraktiken der politisch Verantwort-
lichen erfolgt. Nun frage ich Sie: Für wie blöd hal-
ten Sie eigentlich unsere Bevölkerung, und zweitens,
warum brauchen wir eigentlich bei solchen nichts-
sagenden Antworten einen von Steuergeldern sehr
gut bezahlten Senat, der eigentlich genauso nichts-
sagend ist und arbeitet wie seine Antworten?

In der Mitteilung des Senats zur Umsetzung des
Zuwanderungsgesetzes wird mit keiner Zeile auf die
großen Gefahren hingewiesen, die unsere Bürger-
innen und Bürger jetzt schon durch die Entstehung
von Parallelgesellschaften täglich erleiden, ertragen
und erdulden müssen. Neun Monate nach Inkraft-
treten des von Multikulti-Traumtänzern gefeierten

Zuwanderungsgesetzes warnte etwa, und das ist nur
einer von vielen, jetzt sollten Sie genau zuhören, der
Bremer Politikwissenschaftler Stefan Luft von der
Universität Bremen vor einer Dynamik der Desinte-
gration. Weiterhin stellte der Experte fest, dass die
sogenannte Integration von Ausländern weitestge-
hend gescheitert sei und dass Parallelgesellschaften
und ethnische Kolonien hierzulande alles andere als
eine Legende, sondern im wahrsten Sinne des Wor-
tes handfeste Realität seien.

Allein die polizeilichen Kriminalitätsstatistiken
bringen deutlich zum Ausdruck, wohin multikultu-
relle Wahnvorstellungen bereits geführt haben. Es
kann doch nicht bestritten werden, dass es auch im
Land Bremen jugendliche Ausländer an Schulen gibt,
die immer gewalttätiger werden. Es überrascht mich
überhaupt nicht, wenn angesichts dieser erschrecken-
den Tatsache aus Steuergeldern unendliche, sehr teure
Kampagnen der Verlogenheit wie zum Beispiel „Ge-
walt von rechts“ initiiert werden, um von diesen Re-
alitäten abzulenken. Das wundert mich überhaupt
nicht.

Der niedersächsische Ex-Minister Christian Pfeif-
fer sagte angesichts der kulturellen Abschottung jun-
ger Migranten: „Gerade unter den jungen Auslän-
dern entwickelt sich diese besondere Intensität.“ Das
führt dazu, dass man als Kompensation mit gewalti-
ger Kraft Einzelne unterdrückt und sich damit stark
und mächtig fühlt. Hierzu schreibt die unverdächti-
ge „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ bereits am 26.
Mai 2003, Herr Präsident, ich darf die „FAZ“ zitie-
ren: „Darf man von einem verdeckten ethnischen
Bürgerkrieg in unseren Städten sprechen?“ Hinter-
grund ist die Tatsache, dass Ausländer auch in der
Sparte der Gewaltverbrechen in Deutschland erheb-
lich überrepräsentiert sind, auch wenn man inzwi-
schen eingebürgerte Täter, die einen deutschen Pass
besitzen, abrechnet.

Bündnis 90/Die Grünen schreibt in seiner Großen
Anfrage, es sei nun Zeit, eine erste Bilanz der Aus-
wirkung des Zuwanderungsgesetzes zu ziehen. Die
Entwicklung der Ausländerkriminalität wird hier voll-
kommen ausgeklammert und außer Acht gelassen.
Sie haben es erwähnt: Rauschgifthandel, Ehrenmor-
de, Zwangsehen und so weiter. Das brauche ich hier
nicht extra zu erklären, wahrscheinlich, weil ich Ih-
nen das schon namens der Deutschen Volksunion in
unzähligen Redebeiträgen mit Zahlen und Fakten
schwarz auf weiß immer wieder deutlich bewiesen
habe, dass es eine nachweisbare, bei der Polizei be-
kannte Tatsache ist, dass bundesweit der Anteil aus-
ländischer Tatverdächtiger und Täter in den Berei-
chen Rauschgifthandel, Frauenhandel, Vergewalti-
gung, sexueller Nötigung, ich habe es eben erwähnt,
Ehrenmorde und anderer Gewalttaten besonders
eklatant ist.

Die bereits zitierte „FAZ“ forderte, dass in allen
Polizeistatistiken auch alle Opfer nach ethnischer
Zugehörigkeit aufgelistet werden. Schön, denn als
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Konsequenz müsste das Strafdelikt rassistisches Ge-
waltverbrechen endlich auch auf ausländische Tä-
tergruppen erweitert werden, bisher können rassis-
tische Verbrechen nämlich nur Deutschen zugeord-
net werden! Dass aber mit zweierlei Maß gemessen
wird und dass es darauf ankommt, wer rassistische
Äußerungen macht, zeigt das Beispiel eines farbigen
sogenannten Rappers namens Joachim Deutschland.
Der Farbige stürmte auf die Bühne des Hamburger
Schmidt-Theaters, ließ seine Hose herunter, zeigte
den Leuten seinen nackten Hintern und brüllte ins
Publikum: „Weist mich aus, aber erst nach dem Grand
Prix, außerdem will ich die weiße Rasse ausmerzen“
und so weiter. Das ist nur ein Einzelfall, aber einer
von vielen.

Daraufhin erstattete ein Bürger Strafanzeige we-
gen Volksverhetzung nach Paragraph 130 Strafge-
setzbuch. Selbstverständlich wurde das Verfahren
eingestellt mit der Begründung, „die Absichtserklä-
rung zur Ausmerzung der weißen Rasse stelle kei-
nen Angriff auf die Menschenwürde dar“ und so
weiter. Hier wird meines Erachtens, meine Damen
und Herren, mit zweierlei Maß und mit zweierlei Recht
gemessen. Wenn es aber darum geht, sogenannte
Rechtsextremisten wegen Flugblattverteilung gegen
Ausländerkriminalität an den Pranger zu stellen, dann
werden im Schulterschluss von Politik, Medien und
zum größten Teil gewalttätiger linksfaschistischer,
antifaschistischer Antifanten-Gutmenschen alle Re-
gister gezogen.

Tatsache ist doch, dass uns diese Politik der Zu-
wanderungs- und Überfremdungsfanatiker, der Multi-
kulti-Fetischisten in die Katastrophe führt. Zudem
sollte klar sein, dass zum Beispiel die Situation auf
dem hiesigen Arbeitsmarkt nicht etwa noch mehr
Zuwanderung erfordert, ganz im Gegenteil! Dass
Deutsche in Massen ohne Beschäftigung und ohne
Erwerbseinkommen sind, das dürfte sogar Ihnen ein-
leuchten. Hier wird die falsche Politik betrieben, und
hier sage ich namens der Deutschen Volksunion: Es
ist allerhöchste Zeit, aus dem Scheitern der multikul-
turellen Gesellschaft endlich Konsequenzen zu zie-
hen. Das heißt, diejenigen Ausländer, die in Deutsch-
land dauerhaft leben möchten, müssen selbstverständ-
lich unsere Sprache erlernen und können und die
Kultur unseres Landes sowie unsere Verfassung un-
ter allen Umständen achten und respektieren.

Dringend erforderlich ist auch eine Trennung von
integrationswilligen Ausländern und den vielen in-
tegrationsunwilligen Ausländern, die sehr oft auf
Kosten und zulasten der deutschen Sozialsysteme
dauerhaft und manchmal sogar kriminell in Erschei-
nung treten. Darum, sage ich, muss es eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sein, dass ausländische Straf-
täter, die unser Gastrecht auf Kosten der Steuerzah-
ler rücksichtslos missbrauchen, schnellstens und ri-
goros abgeschoben werden müssen. Kriminelle Aus-
länder und Scheinasylanten haben in Deutschland
nichts, aber auch nichts zu suchen. Das – und nun

hören Sie genau zu! – ist auch im Interesse und zum
Schutz der hier lebenden anständigen Ausländer.

Also, meine Damen und Herren, Schluss mit dem
Multikulti-Wahn! Das ist das Gebot der Stunde, weil
Deutschland aufgrund seiner geografischen Größe
eben kein Einwanderungsland ist und auch niemals
werden wird. Dementsprechend werde ich auch den
Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen, Tagesordnungs-
punkt 36, Bleiberecht für ausländische Familien, den
wir morgen hier behandeln, selbstverständlich ab-
lehnen.

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Das Zuwanderungsgesetz, ein
Thema, das zunächst besonders die Politik in den
Jahren 2001 bis 2004 in Anspruch nahm! Relevante
Diskussionen und politische Auseinandersetzungen
gab es in diesen Jahren in Hülle und Fülle nach dem
Motto: Welche Rechtsgrundlagen sind notwendig,
welche müssen geändert werden, welche können
wegfallen? Das Zuwanderungsgesetz sollte verein-
fachen, Integration fördern, Ausländeraufenthalte in
Deutschland, ob vorübergehend oder dauerhaft, neu
regeln und Zuwanderung begrenzen. Darüber hin-
aus wurde besonders das Aufenthaltsrecht für EU-
Bürger im sogenannten Freizügigkeitsgesetz gere-
gelt.

Meine Damen und Herren, das Gesetz zur Steue-
rung und Begrenzung der Zuwanderung und zur
Regelung des Aufenthalts und der Integration von
Unionsbürgern und Ausländern ist umfänglich und
nach wie vor kompliziert. Auch wenn es zum Beispiel
nur, Herr Dr. Güldner hat es ausgeführt, diese bei-
den Titel Aufenthaltserlaubnis und Niederlassungs-
erlaubnis gibt, so ist doch insgesamt dieses Geset-
zeswerk noch so umfänglich, dass es in Teilen kom-
pliziert ist, in Teilen schwer zu realisieren ist und in
Teilen auch nach wie vor auf politisch kontroverse
Diskussionen stößt.

Nachdem nach Jahren der Diskussion das Gesetz
am 1. Januar 2005 in Kraft trat, nachdem Entwürfe
der damaligen Bundesregierung in vielen Positionen,
auch das hat Herr Dr. Güldner gesagt, nach meiner
Auffassung in sinnvoller Weise nachgebessert wur-
den, hat Deutschland nun in etwa eindreiviertel Jah-
ren Erfahrungen sammeln können zu den Fragen: Hat
sich das Gesetz bewährt, oder an welchen Stellen muss
erneut geändert, ergänzt oder gestrichen werden? Da
aber, meine Damen und Herren, setzt zunächst einmal
meine Kritik an der Großen Anfrage ein. Die Anfra-
ge kommt viel zu früh, das zeigen auch die Antwor-
ten in der Mitteilung des Senats. Auf eine Reihe von
Fragen gab es keine Antworten, weil Umsetzung und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Auswertung der Umsetzung noch nicht umfassend
erfolgen konnten.

Darüber hinaus wird auch deutlich, die Debatte über
die Umsetzung des Zuwanderungsgesetzes gehört pri-
mär in den Bundestag und allenfalls partiell in Län-
derparlamente. Was sagt uns zum Beispiel die Bot-
schaft, dass in Bremen zum Stichtag 31. Dezember
2005 86 Teilnehmer die Sprachprüfung B1 bestan-
den, das Zertifikat Deutsch erlangt haben oder wenn
die IMK fordert, dass Integrationskurse für jugend-
liche Zielgruppen von 600 auf 900 Stunden erhöht
werden sollten und die Kosten der Bund tragen soll?
Ich würde auch gern erfahren, welche Kosten bun-
desweit und im Land Bremen durch die Umsetzung
des Zuwanderungsgesetzes jährlich für den Bund und
für Bremen entstehen.

Meine Damen und Herren, ich glaube auch, dass
der Aufwand für die Beantwortung solcher Initiati-
ven im Verhältnis zum Ergebnis stehen muss. Das sehe
ich hier nicht. Die Mitarbeiter in den Ressorts, die mit
der Beantwortung befasst sind, könnten sicher an
anderen Stellen in anderen Ressorts effektiver und
effizienter eingesetzt werden. Ich nenne da zum Bei-
spiel das Stichwort Ausländerbehörde.

Nun komme ich zu einigen wenigen Antworten aus
der Mitteilung des Senats, unter anderem zu den
Integrationsmaßnahmen. Alle Antworten kann man
zur Kenntnis nehmen. Sie beantworten auch die Fra-
gen, machen aber deutlich, dass der Bund die Kom-
petenz besitzt, das betrifft die Kostenträgerschaft für
Integrationskurse, das betrifft die Rahmencurricula,
die eine möglichst einheitliche Beschulung sicherstel-
len sollen, oder auch die Evaluierung der Integrati-
onskurse, die voraussichtlich Ende 2006 beendet wird.
Meine Damen und Herren, wer glaubt, dass der Bund,
der zurzeit offenbar auch nicht seine Schatullen am
Überlaufen hat, locker für 300 Stunden die Mehrkos-
ten an die Länder erstattet, ist in meinen Augen, im
Moment jedenfalls, ein Optimist.

Hinzu kommt, Integration ist mit Sicherheit nicht
nur mit Sprachkursen zu definieren. Es gibt eine Reihe
von Baustellen, die aus meiner Sicht dringend auf-
gearbeitet werden müssen. Dazu gehören die Ghet-
toisierung in Stadtteilen durch Ausländer, die Abkap-
selung, die religiös bedingten Probleme, die Schul-
probleme und nicht zuletzt die beängstigende Zunah-
me von Ausländerkriminalität. Meine Damen und
Herren, das sind die realen und prioritär zu lösen-
den Probleme, die unter anderem auch integrations-
politisch angegangen werden müssen. Sprachkurse
sind wichtig, aber zurzeit ein Tropfen auf den hei-
ßen Stein. Wir dürfen jedenfalls die Augen vor die-
sen Realitäten nicht verschließen. Auch die Bevöl-
kerung verlangt danach, denn die Unruhe und die
Skepsis in Blickrichtung auf hierher Zugewanderte
sind nach wie vor groß.

Nun zur Reform des Zuwanderungsrechts! Die
Antworten und nicht zu erteilenden Auskünfte in den

Ziffern sieben bis neun kann man nur zur Kenntnis
nehmen, sie belegen aber auch meine Aussage: Diese
Anfrage war überflüssig, gehört wesentlich in den
Bundestag und kommt insbesondere zu früh. Wenn
es, wie die Antwort auf Frage zehn sagt, zur Verwal-
tungsvereinfachung gekommen ist, würde ich das be-
grüßen. Wenn ich allerdings die Realität sehe, dann
habe ich an dieser Stelle meine Zweifel. Wie gesagt,
eine Bewertung der Praxis nach dem Zuwanderungs-
gesetz kann erst nach Evaluation erfolgen.

Zur Reform des Aufenthaltsrechts! Zu Frage zwölf
wäre interessant zu erfahren, wie viel Duldungen für
die Ausländer ausgesprochen wurden, die rechtskräf-
tig zur Ausreise verpflichtet sind und unter Umstän-
den keine Mitwirkung am Verfahren auch der frei-
willigen Ausreise gezeigt haben. Die in Frage 13 ge-
nannten Aufenthaltserlaubnisse aus humanitären
Gründen müssten auch spezifiziert werden, um sie
politisch werten zu können, zum Beispiel, wie viele
Reiseunfähigkeitsatteste eine Rolle gespielt haben.
Die weiteren Antworten sind überwiegend auch
geprägt von nicht vorhandenen Auskunftsmöglich-
keiten, deshalb ist dem Senat auch kein Vorwurf zu
machen im Hinblick auf die dürftigen Antworten.

Meine Damen und Herren, ich möchte dem Senat
ausdrücklich folgen, wenn er feststellt, dass nach
erfolgter Evaluierung des Zuwanderungsgesetzes
geprüft wird, inwieweit die Regelungen des Zuwan-
derungsgesetzes den Anforderungen der Praxis ge-
recht werden und ob alle bezahlbar sind. Hervorhe-
ben möchte ich, das Zuwanderungsgesetz muss an
EU-Recht angepasst werden, aber insbesondere muss
alles darangesetzt werden, dass wir europaweit glei-
che Rechtsgrundlagen haben, die einheitliche Maß-
stäbe in der ausländerrechtlichen Praxis setzen.

Meine Damen und Herren, die Evaluierung des
Zuwanderungsgesetzes läuft auf Hochtouren und
kommt Ende 2006 zum Abschluss. Dieser Bericht sollte
dann unter Umständen auch für Bremen Anlass sein,
erneut darüber auf gesicherter Grundlage zu disku-
tieren. Das betrifft im Besonderen auch die Integra-
tionskurse, die ebenfalls bundesweit evaluiert wer-
den. Der Evaluierungsbericht und der Endbericht
liegen ebenfalls voraussichtlich, ich sagte es, Ende
des Jahres vor. Die Bundesregierung wird dem Deut-
schen Bundestag zum 1. Juli 2007 einen Erfahrungs-
bericht zur Durchführung und Finanzierung der In-
tegrationskurse vorlegen.

Insofern, meine Damen und Herren, denke ich, die
17. Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft wird
dann Gelegenheit geben, alle Facetten des Zuwan-
derungsrechts auf fundierter Basis diskutieren zu kön-
nen. Es hat den Vorteil: Den Wahlkampf haben wir
dann längst hinter uns gelassen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Bürgermeis-
ter Röwekamp.
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Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Vor mir liegt
der Entwurf des Evaluationsberichts des Bundesinnen-
ministers zu den Regelungen des neu geltenden Zu-
wanderungsgesetzes. Er hat 256 Seiten, und obwohl
ich wusste, dass heute hier im Parlament diskutiert
wird, war es noch nicht möglich, diesen Bericht ab-
schließend zu bewerten, weil erstens noch nicht alle
Daten vorliegen und zweitens eben eine Bewertung
der vorliegenden Daten aus unterschiedlichen Grün-
den und Fragestellungen noch nicht möglich ist. In-
sofern stimme ich dem Kollegen Herderhorst zu, der
sagt, es ist ein bisschen früh für eine abschließende
Bewertung der Frage, ob die Neuordnung des Zu-
wanderungsgesetzes sich gelohnt hat und ob und in-
wieweit Veränderungsbedarfe gegeben und dann
auch in Angriff zu nehmen sind.

Eines steht aber fest, wir sind rechtlich verpflich-
tet, insgesamt elf EU-Richtlinien in nationales Recht
umzusetzen, die sich mit Fragen von Zuwanderung
und mit Punkten aus den Regelungen und Bestim-
mungen des Zuwanderungsgesetzes ergeben. Des-
wegen ist es gut und vernünftig, dass der Bundes-
tag eine Arbeitsgruppe eingesetzt hat, die sich mit
der Umsetzung dieser Notwendigkeiten beschäftigt,
und auch die Innenminister beteiligen sich an die-
ser Diskussion, weil die Erfahrungen mit dem neu-
en Zuwanderungsgesetz natürlich im Wesentlichen
in den Ländern gemacht werden. Deswegen enthält
dieser Bericht auch eine Menge von bereits werten-
den Darstellungen zu den Bestimmungen des Zuwan-
derungsrechts, aber eben auch zu rechtlichen Emp-
fehlungen hinsichtlich notwendiger Anpassungen.

Ich will zu der Diskussion insoweit vielleicht nicht
im Einzelnen Ihnen jetzt Vorschläge machen, durch
welche Bestimmungen wir im geltenden Zuwande-
rungsrecht noch nachträglich Veränderungen und Ver-
besserungen vornehmen können, aber eines liegt mir
schon sehr am Herzen, dass hier aus der Debatte auch
nicht nur von einem einzelnen Redner der Eindruck
entstehen darf, wir hätten in Deutschland ein Problem
mit der Zuwanderung. Meine Damen und Herren, das
Gegenteil ist der Fall!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dieses Zuwanderungsgesetz belegt im Großen und
Ganzen, dass wir ein ausgesprochen modernes, leis-
tungsfähiges und den Interessen der Menschen, die
hier in Deutschland leben, den sogenannten Inlän-
dern, entgegenkommendes Zuwanderungsrecht in
Deutschland geschaffen haben, das sicherlich an der
einen oder anderen Stelle noch Nachbesserungsbe-
darfe hat, das aber insgesamt den Interessen der Men-
schen, die hier in Deutschland leben, in außerordent-
licher Weise entgegenkommt. Deswegen ist es eben
falsch, Herr Tittmann, und vereinfacht, wenn Sie sa-
gen, wir hätten hier in Deutschland noch ein Problem

mit Asylbewerbern und mit Zuwanderern. Das Ge-
genteil ist der Fall!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir haben die niedrigsten Asylbewerberzahlen seit
mittlerweile 30 Jahren in Deutschland. Dass Ihnen
das vielleicht noch zu viel ist, weil Sie nicht einmal
aus Verfolgungsgründen Asylberechtigte nach Deutsch-
land kommen lassen wollen, das vermag ich vielleicht
mit Ihrer parteipolitischen Einstellung und Vergan-
genheit zu verbinden, aber vermitteln Sie den Leu-
ten bitte nicht den Eindruck, wir hätten noch ein Pro-
blem mit Asylbewerbern! Das haben wir in Deutsch-
land nicht!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir haben in Deutschland auch kein Problem mit
Zuwanderung aus anderen als nicht Asylgründen.
Sicherlich haben wir an der einen oder anderen Stelle,
was die Frage der Steuerung und Begrenzung der
Zuwanderung betrifft, noch Veränderungsnotwendig-
keiten, aber es ist falsch, hier den Eindruck zu ver-
mitteln, als ob nach Deutschland unkontrolliert Zig-
tausende von Menschen einwandern würden, um un-
serem Sozialversicherungssystem zur Last zu fallen.
Das Gegenteil, meine Damen und Herren, ist mitt-
lerweile der Fall: Das Zuwanderungsrecht ermöglicht
es uns, die Zuwanderung so zu steuern für die Men-
schen, die wir dringend brauchen, nicht nur aus de-
mografischen Gründen, sondern auch aus Gründen
der Leistungsfähigkeit unserer nationalen Hochschu-
len, unserer Förderstruktur, aber insbesondere auch
unserer wissenschaftlichen Einrichtungen. Hoch qua-
lifizierte Arbeitsplatzangebote zu steuern und zu be-
grenzen, das ist die große Leistung des Zuwande-
rungsgesetzes. Deswegen ist der von Ihnen vermit-
telte Eindruck der Überfremdung, den Sie ja immer
wieder offensichtlich seit 30 Jahren aus Ihrer Mot-
tenkiste herausholen, einfach grundsätzlich falsch.
Herr Tittmann, Sie haben es nicht begriffen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich will ganz kurz skizzieren, aus meiner Sicht ist
ein großer Erfolg, dass dieser Umstand, zwar in Bre-
men eine International University zu haben, aber die
Absolventen nach erfolgreichem Studienabschluss
wieder in ihre Heimatländer zurückführen zu müs-
sen, beendet ist. Allein 100 Absolventen haben in dem
Beurteilungszeitraum im Anschluss an ihre Ausbil-
dung hier in Deutschland auch einen Arbeitsplatz
suchen und finden können. Es macht keinen Sinn,
ausländische  Studenten  an  unseren  Hochschulen
auszubilden, um sie in ihre Heimatländer zurückzu-
führen. Wir wollen sie ausbilden, weil wir sie hier in
Deutschland brauchen. Das ist ein ganz großer Er-
folg dieses Zuwanderungsgesetzes. Das mag dem
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einen oder anderen vielleicht noch nicht genug sein,
aber ich glaube, dass für diesen Bereich der Hoch-
qualifizierten auf jeden Fall eine Verbesserung erreicht
worden ist.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Die fliegen
dann mit einem Flugzeug in das World Trade

Center hinein!)

Der zweite Punkt, den ich in diesem Zusammen-
hang ansprechen will, meine Damen und Herren, ist
die Frage, dass wir natürlich, was die Steuerung der
Zuwanderung betrifft, aus meiner Sicht erheblichen
Anpassungsbedarf haben. Die Mehrzahl der Zuwan-
derungen betrifft ausweislich des Evaluierungsberich-
tes Ehegattennachzüge. Bei diesen Ehegattennach-
zügen, die einen ganz erheblichen Teil der Zuwan-
derung in dem Berichtszeitraum ausmachen, gibt es
die ja auch durch Einzelfälle schon begründete Ver-
mutung, dass es hier Erleichterungen in der Zuwan-
derung gibt, die man als Nichtehegatte eben nicht
hätte.

Wir wollen den Menschen nicht durch ein Zuwan-
derungsgesetz nahelegen, aus Gründen des Aufent-
haltsrechts eine Ehe zu schließen. Ich glaube, das ist
der falsche Weg, den wir hier in diesem Zuwande-
rungsgesetz bisher gegangen sind, dass wir die Fra-
ge des Familien- und insbesondere des Ehegatten-
nachzugs nicht an die Frage der Sicherung des Fa-
milienunterhalts gekoppelt haben. Ich sehe da drin-
genden Anpassungsbedarf. Auch für den Familien-
und insbesondere für den Ehegattennachzug muss
entsprechend die Sicherung des Familienunterhalts
eine entscheidende Rolle spielen.

Ein weiterer Punkt sind die zahlenmäßig ja doch
ganz erheblichen Scheinvaterschaften. Auch da hat
es in der jüngsten Vergangenheit viele Diskussionen
gegeben. Ich höre, es gibt sogar mittlerweile Sozial-
gerichtsprozesse, die sich mit der Frage beschäftigen,
ob man für 39 anerkannte Kinder im Ausland Kin-
dergeld bekommen kann. Meine Damen und Her-
ren, hier ist offensichtlich eine Regelungslücke ent-
standen, die dazu führt, dass man über die nicht
anfechtbare Anerkennung vermeintlicher Kinder hier
Aufenthaltsstatus schaffen kann, der vom Zuwande-
rungsrecht nie gedeckt gewesen ist. Hier sehe ich
dringenden Handlungsbedarf!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Hört, hört!)

Wir müssen solche Scheinvaterschaften nachhal-
tig bekämpfen. Das ist nicht Sinn des Aufenthalts-
rechts gewesen und auch nicht Sinn des Zuwande-
rungsgesetzes. Hier ist dringender Handlungsbedarf
des Gesetzgebers geboten.

(Beifall bei der CDU)

Insgesamt, glaube ich, hat uns das neue Zuwan-
derungsrecht natürlich, und das wird Gegenstand der
Debatte über die Zustände in der Ausländerbehör-
de sein, auch vor ganz große Herausforderungen
gestellt. Das Zuwanderungsgesetz ist auf völlig neue
Grundlagen gestellt worden, und deswegen war es
erforderlich, in sehr umfangreichen Verfahren die
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Ausländerbe-
hörden zu schulen und auf dieses neue Recht einzu-
stimmen. Das hat sicherlich dazu geführt, dass wir
auch in dem einen oder anderen Bereich erhebliche
Arbeitsrückstände haben.

Ich will an dieser Stelle aber ein Beispiel dafür
nennen, dass sich aus unserer Sicht ein ganz wesent-
licher Punkt verbessert hat. Es handelt sich um die
Zusammenführung der Fragen der Erwerbsgeneh-
migung und der Aufenthaltsgenehmigung. Das war
früher ein ewiges Hin und Her zwischen den Behör-
den. Die Antragsteller wurden hin- und hergeschickt,
und ich glaube, es ist richtig und vernünftig, dass das
in einem Verfahren gebündelt worden ist, so dass über
Aufenthalts- und Erwerbsgenehmigung in einem ge-
meinsamen Verfahren entschieden wird. Das ist ei-
ner der ganz großen Vorteile dieses Zuwanderungs-
gesetzes, das auch von allen Praktikern in diesem
Punkt als außerordentlich erfolgreich bewertet wird.

Ich glaube, dass man in diesem Zusammenhang
noch darüber reden muss, ob insbesondere die Fra-
ge der Vorrangberechtigung für hier lebende Aus-
länder noch aktuell ist. Ich habe es in der Fragestunde
bereits angedeutet. Diese Vorrangprüfung macht
natürlich Sinn bei der Frage des Zuzugs von weite-
ren Menschen ausländischer Herkunft nach Deutsch-
land. Dass wir aber diejenigen, die schon hier sind,
durch eine Arbeitsverweigerung bestrafen und ihnen
damit auch die Möglichkeit für gelungene Integra-
tion entziehen, das halte ich für den falschen Weg.

Ich finde, dass man natürlich sagen muss, dass wir
nicht den unkontrollierten, unbegrenzten Zuzug nach
Deutschland und in unseren Arbeitsmarkt haben wol-
len. Die Menschen, die hier sind, sollen aber eine Mög-
lichkeit haben, sich an unserem Arbeitsleben zu be-
teiligen. Das ist eine der ganz wesentlichen Voraus-
setzungen für die Integration. Da, glaube ich, gibt es
im Zuwanderungsrecht noch erhebliche Änderungs-
bedarfe.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, es hat sich auch bewährt
– ich will nicht die Schlachten der Vergangenheit
schlagen, Herr Dr. Güldner wünscht sich vielleicht
immer noch ein bisschen, dass das erste Zuwande-
rungsgesetz der rotgrünen Bundesregierung in die
Wirklichkeit umgesetzt worden wäre –, ich glaube,
dass es uns gelungen ist wie schon beim Asylkom-
promiss, auch bei diesem Zuwanderungsgesetz eine
breite gesellschaftliche Übereinstimmung hinter diese
Regelungen  zu  bekommen.  Dazu  gehört   für mich
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auch, dass der generelle Anwerbestopp nicht aufge-
hoben und durch ein Punktesystem ersetzt wird. Das
würde tatsächlich dazu führen, dass wir einen unkon-
trollierten Zufluss von Menschen ausländischer Ab-
stammung nach Deutschland haben, insbesondere
nicht nur in den Bereichen, in denen wir Bedarf ha-
ben, sondern dann hätten wir unseren Arbeitsmarkt
generell auch für Nicht-EU-Ausländer eröffnet.

Das ist den Menschen in Anbetracht unserer der-
zeitigen Arbeitsmarktsituation aus meiner Sicht un-
verändert nicht vermittelbar. Wir können den unbe-
grenzten Zuzug nach Deutschland nicht vertreten.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Hat auch niemand gefordert!)

Das halte ich für falsch. Wir sollten aber den Men-
schen, die in Deutschland leben, einen möglichst fairen
und gerechten Zugang zu den offenen Arbeitsstel-
len geben. Sie sollen konkurrieren und sich bewer-
ben können wie alle anderen Inländer auch, und des-
wegen, glaube ich, sind Anpassungen und Änderun-
gen in diesem Bereich erforderlich.

Ich glaube auch, dass sich die Integrationskurse ins-
gesamt gelohnt haben. Das gilt nicht nur für die
Neuankömmlinge in Deutschland, sondern auch für
die sogenannte nachholende Integration. Wir haben
aus unterschiedlichem Anlass an vielen Orten auch
noch darüber zu reden, ob und inwieweit wir hier die
Integrationsanstrengungen noch verstärken können.
Ich finde es richtig, dass die Innenministerkonferenz
auch hier in Übereinstimmung von SPD und CDU ei-
nen Forderungskatalog erhoben hat, wie man Inte-
gration hier in Deutschland noch verbessern kann.
Ich glaube, dass wir hierüber in den nächsten Wo-
chen und Monaten reden können.

Lassen wir uns nicht provozieren von ewig Gest-
rigen, die sagen, wir haben in Deutschland ein Pro-
blem mit der Zuwanderung! Wir brauchen nicht
darüber zu streiten, ob wir ein Einwanderungsland
sind oder nicht. Die Zahlen belegen, Bremen ist ein
Einwanderungsland, denn ohne den Zuzug von Aus-
länderinnen und Ausländern wären wir kein wach-
sendes Bundesland. Das muss man ganz klar an dieser
Stelle sagen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir brauchen diese Menschen in unserer Stadt und
auch in Bremerhaven. Deswegen ist es richtig, dass
wir auch in Zukunft den Zuzug solcher Menschen
regeln, koordinieren und steuern. Das ist die Aufgabe
des Zuwanderungsgesetzes, und daran wird der Senat
sich beteiligen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Nur ein paar
kleine Anmerkungen! Ich finde, man kann deutlich
merken – und das ist auch ein ganz deutliches Zei-
chen, das draußen ankommen soll –, Herr Tittmann,
bei allen Unterschieden, die wir hier im Hause in
bestimmten Fragen haben, wie sie gerade auch noch
einmal in den unterschiedlichen Reden jetzt zum
Zuwanderungsgesetz deutlich geworden sind, Sie
verrechnen sich einfach damit, wenn Sie glauben, dass
wir uns hier in der Frage, dass wir uns gegenüber
dem, was Sie hier repräsentieren, nicht absolut ei-
nig sind und auch zusammenstehen werden und dass
Sie da auch keinen Keil zwischen uns treiben kön-
nen. Da verrechnen Sie sich total, wenn Sie glauben,
dass diese Haltung noch einmal aufzubrechen ist.

Sie haben heute auch wieder gesehen, dass wir ge-
gen Rechte und Rechtsextremismus und gegen Ihre
Art von Politik hier in diesem Hause zusammenste-
hen. Da werden Sie sich täuschen, davon werden wir
nicht abgehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen,
bei der SPD und bei der CDU)

Die Antwort des Innensenators eben ist auch ein
gutes Beispiel gewesen, dass Ihnen das auch in Zu-
kunft nicht gelingen wird, Herr Tittmann! Wir wer-
den uns morgen noch mit Ihnen und dem Problem
des Rechtsextremismus näher befassen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Darauf freue
ich mich heute schon! – Abg. S c h m i d t -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Ruhe

dahinten!)

Ich habe nur ein paar Anmerkungen zu dem zu
machen, was gesagt worden ist. Ich habe einen deut-
lichen Widerspruch zu dem, was der Innensenator in
Bezug auf das Punktesystem sagte. Das Punktesys-
tem, das ist in allen Ländern, in denen man vergleich-
bare Regelungen anwendet, so, lässt ja gerade kei-
ne unkontrollierte, unbegrenzte Zuwanderung zu,
sondern es gelten festgelegte Kriterien. Es war immer
klar, dass es auch Jahre geben würde, in denen die
Zuwanderung über das Punktesystem möglicherweise
nicht stattfinden würde, wenn der Arbeitsmarkt, wenn
die verschiedenen Bedarfe in Deutschland eben so
sind, dass man die Zuwanderung nicht braucht.

Trotzdem sagen alle, dass das Punktesystem in
Zukunft gebraucht würde. Gerade wenn Sie einmal
die Stimmen aus der Wirtschaft hören, dann können
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Sie es ganz deutlich vernehmen, die Gewerkschaf-
ten sagen es auch, wir werden sie in bestimmten Be-
reichen brauchen. Es ist heute zum Beispiel schon so
im Pflegebereich, dass wir ohne eine gezielte Zuwan-
derung von Kräften in der Pflege nicht auskommen
würden. Deswegen bedauere ich es noch einmal, an-
ders als der Innensenator, außerordentlich, dass das
Punktesystem nicht zustande gekommen und an der
CDU damals gescheitert ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich finde es erfreulich, dass sich der Schwerpunkt
der Diskussion in Deutschland von der Frage verla-
gert hat, wie viele Menschen überhaupt zuwandern
können. Wir haben schon so viele Menschen, und der
Kollege Kleen hat es auch noch einmal gesagt, hier
in diesem Land, die seit 1955 gekommen sind, so dass
die Integration, und das sehe ich absolut genauso,
die Hauptaufgabe ist und heute den größten sozia-
len und wirtschaftlichen Sprengstoff in der Gesell-
schaft darstellt. Hier haben wir in der Tat einiges nach-
zuholen, was in dem Gesetz teilweise gelungen ist,
aber eben auch nur teilweise.

Wir haben die Integration zwar jetzt gesetzlich
verpflichtend festgeschrieben, aber wenn wir einmal
schauen, dann sind die sogenannten Integrationskur-
se in allererster Linie Sprachkurse. Daran ist nichts
Schlechtes, wir brauchen dringend Sprachkurse! Ich
bin mir mit dem Präsidenten der Bundesanstalt für
Migration einig, dass wir von den 600 Stunden, die
wir heute haben, eigentlich auf 800 oder 900 Stun-
den kommen müssen. Das ist inzwischen auch Kon-
sens, und ich finde es auch in der Stellungnahme Bre-
mens wieder. Ein Sprachkurs ist zwar sehr wichtig,
reicht allein aber natürlich nicht aus.

Der Integrationsanteil, bei dem Werte, Kultur und
das Rechtssystem der Bundesrepublik Deutschland
vermittelt werden, macht gerade einmal 30 Stunden
aus. Hier ist ein Drittel der Mittel vom Bund gekürzt
worden. Es ist doch völlig klar, dass wir, wenn wir
meinen, dass wir für die Integration mehr tun müs-
sen, mit Sprache allein und mit einem Schmalspur-
und Alibiintegrationsteil nicht weiterkommen. Hier,
glaube ich, müssen wir auch noch nachbessern, meine
Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was die Anforderungen angeht! Es ist richtig, hohe
Anforderungen zu stellen, wenn man solche Kurse
beginnt. Deswegen wurden auch hohe Anforderun-
gen an die Lehrkräfte gestellt. Nun sagt das Bundes-
amt für Migration, die Zahl hat mich in der Tat auch
etwas irritiert, dass nach den vorläufigen Evaluatio-
nen, die jetzt vorgenommen worden sind, 60 Prozent

der Lehrkräfte, die in den vergangenen eineinhalb
Jahren eingesetzt worden sind – 60 Prozent, mehr als
die Hälfte! –, die Qualifikation, die im Gesetz gefor-
dert wird, nicht erfüllen.

Man hat eine Übergangsregelung, so ist es zu er-
klären, bei der man sagt, für eine gewisse Übergangs-
zeit könnt ihr auch Lehrkräfte bei den Trägern ein-
setzen, die die geforderten Qualifikationen, nämlich
Deutsch als Fremdsprache und ähnliche Ausbildun-
gen, nicht erfüllen. Hier haben wir natürlich auch wie-
der ein Qualitätsproblem. Man kann die Leute nicht
in die Kurse hineinholen und ihnen dann Lehrkräf-
te vorsetzen, das Problem hatten wir in der Vergan-
genheit schon des Öfteren, die nicht in der Lage sind,
den Menschen die deutsche Sprache annähernd aus-
reichend beizubringen.

Hier ist der Betrag von 2,05 Euro, der pro Teilnehmer
an die Träger gezahlt wird, offensichtlich zu gering.
In einer parallel laufenden Evaluierung, die vom Bun-
desamt bei einem unabhängigen Konsortium in Auf-
trag gegeben worden ist, haben 28 Prozent der Trä-
ger angegeben, dass sie ganz klare Einschnitte bei
der Qualität machen, weil sie mit den Geldern nicht
hinkommen, die vom Bund zur Verfügung gestellt
werden. Hier glaube ich, dass in vernünftigen Ge-
sprächen der Länder mit dem Bund noch einmal ein
größerer Nachbesserungsbedarf besteht.

Zuallerletzt noch zu der Frage: Wie ist manchmal
das moderne Sprechen über Verwaltung, und wie ist
die Realität? Wir haben diesen wunderschönen Be-
griff „one-stop-government“, den wir im Zusammen-
hang mit dem Zuwanderungsgesetz eingeführt ha-
ben. Man muss nicht mehr zum Arbeitsamt und zur
Ausländerbehörde, um eine Arbeitsgenehmigung zu
erhalten, sondern das liegt jetzt alles in einer Hand.
Die Realität ist, und das sagen alle Berichte, die sich
das näher anschauen, dass wir ein unheimlich schwer-
fälliges System etabliert haben, dass es teilweise
Monate dauert, bis diese Dinge von der Bundesagen-
tur für Arbeit bearbeitet werden. So schön es auch
klingt, „one-stop-government“ und all diese Verwal-
tungsreformbegriffe, die wir benutzen, wenn in der
Praxis herauskommt, dass es länger dauert, schwer-
fälliger und bürokratischer ist, dann müssen wir den
Mut  haben,  auch  noch  einmal  an  das  Gesetz  her-
anzugehen, um Verbesserungen zu erreichen. – Vie-
len Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/1079, auf die Große An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.
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Kombilohn-Modell auch für Bremen?

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 20. Juli 2006

(Drucksache 16/1086)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 29. August 2006

(Drucksache 16/1115)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin Röpke,
ihr beigeordnet Frau Staatsrätin Dr. Weihrauch.

Es besteht die Möglichkeit, dass die Antwort münd-
lich wiederholt wird. Ich gehe davon aus, dass Sie
es nicht möchten.

Ich höre keinen Widerspruch vom Senat. – Dann
werden wir so verfahren.

Ich gehe davon aus, dass wir in eine Aussprache
eintreten wollen. – Das ist der Fall!

Ich rufe zuerst den Abgeordneten Peters auf.

Abg. Peters (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Angesichts einer sich dramatisch
verändernden Welt müssen wir neue Wege gehen.
Wir brauchen ein neues Verständnis von Gerechtig-
keit, das diesen veränderten Gegebenheiten Rech-
nung trägt. Wir als CDU-Fraktion wollen eine neue
Gerechtigkeit durch mehr Freiheit.

Die größte soziale Ungerechtigkeit in unserer Ge-
sellschaft ist nach wie vor die Massenarbeitslosigkeit.
Wir als CDU-Fraktion können und wollen uns nicht
mit der Tatsache abfinden, dass mehr als vier Milli-
onen Menschen in Deutschland noch immer ohne
Arbeit sind. Wir brauchen sicherlich eine nationale
Kraftanstrengung, um eine dauerhafte Trendwende
auf dem Arbeitsmarkt zu erreichen. Hierbei gilt, ge-
recht ist, was Arbeit schafft.

Insbesondere die rund zwei Millionen Arbeitslo-
sen ohne Berufsausbildung brauchen wieder eine
Chance. Daher könnte ein effizientes Kombilohn-
Modell eine Lösungsmöglichkeit sein. Zwar kann
Politik keine Arbeitsplätze schaffen, aber die Rahmen-
bedingungen für vernünftige Strukturen! Doch las-
sen Sie mich nach diesen allgemeinen Anmerkun-
gen der Fragestellungen unserer Großen Anfrage
„Kombilohn-Modell auch für Bremen?“ nachgehen!

Die Antworten zu den Fragen eins und zwei ma-
chen hierbei deutlich, dass in Bremen und Bremer-
haven die Zahl der Langzeitarbeitslosen überpropor-
tional hoch ist. Wenn man sich dann die Zahlen der
unter Fünfundzwanzigjährigen und über Fünfzigjäh-
rigen genauer anschaut, stellt man fest, dass die unter
Fünfundzwanzigjährigen einen eher geringeren An-
teil im Lande Bremen an der Arbeitslosigkeit dieser
Gruppe stellen, denn hier greifen in Bremerhaven wie
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

in Bremen die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
der Bagis und Arge Bremerhaven sowie ihre Integra-
tionsbemühungen doch schon recht gut. Die über
Fünfzigjährigen stellen aber eine sehr große Grup-
pe innerhalb der Gruppe der Langzeitarbeitslosen.

Von zirka 7400 Arbeitslosen dieser Altersgruppe
sind zirka 4800 langzeitarbeitslos. Häufig sind die
Langzeitarbeitslosen auch ohne Berufsausbildung.
Hier ist sicher mit geeigneten Maßnahmen anzuset-
zen, damit die Vermittlungshemmnisse beseitigt wer-
den, denn nur so können diese Menschen gleiche
Chancen erhalten.

Schauen wir uns dabei einmal die Möglichkeiten
der Hamburger Kombilohn-Modelle an! Dort gab es
im Laufe der Zeit schon mehrere Versuche. Jetzt gibt
es auch wieder ein aktuelles Modell, das auch in den
Antworten aufgegriffen wurde, die gerade für diese
Arbeitslosengruppen angelegt waren und auch noch
sind.

Die Ausführungen in der Antwort zu Frage drei
ergeben, dass diese Kombilohn-Modelle bisher nicht
unbedingt zu großen Erfolgen geführt haben. Des-
halb kann ich mich im Grunde dem Fazit der Senats-
antwort anschließen, das feststellt, dass eher nur ge-
ringe positive Nettobeschäftigungseffekte bei gleich-
zeitigen Mitnahme- und Verdrängungseffekten kon-
statiert werden. Allerdings können wir den Senat da-
bei unterstützen, dass er diese Modelle genau prüfen
und dann eventuelle Anwendungen für das Land Bre-
men diskutieren will und soll.

Das niedersächsische Kombilohn-Modell stellt sich
ähnlich dar, auch in der Einschätzung der Erfolgsaus-
sichten. Ebenfalls die Beleuchtung anderer oder
ähnlicher Modelle deutschlandweit führt zu den glei-
chen Ergebnissen wie auch die oben dargestellten
Modelle. Hierbei begrüße ich die sehr umfangreichen
Ausführungen zu den einzelnen Subventionierungs-
modellen am Arbeitsmarkt in dieser Antwort des Se-
nats. Ich möchte nun nicht jede Antwort kommen-
tieren, aber empfehle jedem, sich mit der gesamten
Antwort einmal sehr genau auseinanderzusetzen, es
steht nämlich eine ganze Menge darin.

Einige Anmerkungen werde ich trotzdem machen!
Die Tendenz bei einigen Antworten des Senats kann
ich nur unterstützen, denn auch ich halte es für rich-
tig, dass man generell über die gesamte Subventi-
onsförderung nachdenken muss. Es kann nicht sein,
dass wir zunehmend einerseits den Arbeitsplatz för-
dern und andererseits auch noch die Personen, die
diesen Arbeitsplatz besetzen. Irgendwann werden
diese Instrumente dann sicherlich so nicht mehr fi-
nanzierbar sein. Dies sollte, meine ich, aber in einer
deutschlandweiten Generaldebatte gelöst werden, das
können wir nicht hier in Bremen separat lösen.

Aktuell unter der Situation der hohen Arbeitslo-
sigkeit sowie des Koalitionsvertrags der CDU und der
SPD auf Bundesebene und der Aussage darin, dass
die Einführung eines Kombilohn-Modells als quasi
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Nebenbedingung weder zu dauerhaften Subventi-
onen von Unternehmen führen darf noch zur Einfüh-
rung eines hierzu spezifischen Arbeitsmarktinstru-
ments, soll es vielmehr Ziel sein, bereits bestehende
Maßnahmen zur Lohnergänzung in diese Richtung
zu bündeln. Damit dies zu einem beschäftigungspo-
litischen Erfolg wird, muss dieses Modell sehr prä-
zise und genau formuliert sein unter Einbeziehung
der bisher bekannten Schwachstellen, um es auch wirk-
lich effektiv einsetzen zu können.

Die Senatsantwort stellt immer wieder dar, dass alle
bisherigen Varianten nicht zu einem nennenswerten
Aufbau von Beschäftigung geführt haben, aber teil-
weise zu Mitnahmeeffekten. Wenn aber die Bemü-
hungen der Länder unter dem Aspekt alternativer
Integrationsbemühungen für besondere Gruppen von
Langzeitarbeitslosen wie U 25 oder für die über Fünf-
zigjährigen sieht, kann man die Erfolge der bisheri-
gen Kombilohn-Modelle sehr wohl akzeptieren. Des-
halb und aus folgenden Gründen kann ich der Ant-
wort und dem Fazit des Senats folgen, denn es ist rich-
tig, dass bisher eben nicht nennenswerte Erfolge ein-
getreten sind. Ich glaube, dass es ebenfalls richtig ist,
dass es keine Gefährdung des Wettbewerbs Bremer
und niedersächsischer Betriebe geben wird, wenn wir
hier in Bremen im Moment kein Kombilohn-Modell
einführen.

Natürlich darf man auch nicht die vielen arbeits-
marktpolitischen Instrumente isoliert nebeneinander-
stellen, denn es gibt nur die erhoffte Beschäftigungs-
wirkung, wenn die Verbesserung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung stattfindet, wie wir sie derzeit
teilweise auch vorsichtig hier in Deutschland wahr-
nehmen können. Darum glaube ich, dass es richtig
ist, den Entwurf eines bundesweiten Kombilohn-
Modells abzuwarten und dies hier in Bremen dann
intensiv zu diskutieren und deutschlandweit einheit-
lich umzusetzen.

(Beifall bei der CDU)

 Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst möch-
te ich mich erst einmal bei der Verwaltung bedan-
ken für die gute Beantwortung der Anfrage. Sie gibt
wirklich einen sehr guten Überblick über die verschie-
denen Kombilohn-Modelle und ihre Reichweite, und
ich würde mich freuen, wenn die Anfragen der Grünen
künftig genauso gut beantwortet würden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In der Sache ist festzustellen – ich glaube, Herr
Peters, wir schauen da ein bisschen anders auf die-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

se Anfrage –, dass es bereits diverse Kombilohn-Mo-
delle gibt. Ihre Reichweite ist begrenzt, es geht meis-
tens eher um individuelle Chancen. Sollen sie wir-
kungsvoll sein, sind sie meistens sehr teuer, und wenn
sie billig sind, sind sie meistens wirkungslos. Kom-
bilöhne haben im Kern das Ziel, dass sie Arbeitsein-
kommen und staatliche Transferleistungen verknüp-
fen sollen, um bisher nicht genutzte Beschäftigungs-
möglichkeiten für gering qualifizierte Arbeitslose zu
erschließen.

Kombilohn-Modelle legen die Überlegung zugrun-
de, dass gering qualifizierte Arbeitslose hauptsäch-
lich deswegen keine Beschäftigung finden, weil ihr
Einkommen, sofern man tarifliche Regelungen dabei
zugrunde legt, über ihrem Beitrag zur Wertschöpfung
liegt und sie deswegen in Betrieben häufig nicht mehr
eingestellt werden. Das bedeutet also auch, dass bei
Kombilohn grundsätzlich das Problem der Dauersub-
ventionierung von Unternehmen besteht, und man
muss sich sehr genau überlegen, ob man das will.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn wir jetzt auf die Arbeitslosigkeit in diesem
Land sehen, dann ist deutlich, dass sie sehr ungleich
verteilt ist. Hoch Qualifizierte finden sehr leicht ei-
nen Job, da liegt die Arbeitslosenquote bei drei Pro-
zent, während bei geringer Qualifizierten die Arbeits-
losenquote in Deutschland bei über 20 Prozent liegt.
Das ist die höchste in Westeuropa, und das zeigt, dass
im Bereich gering Qualifizierter ein erheblicher Hand-
lungsbedarf besteht. Hier gibt es schlicht nicht mehr
genügend Arbeitsplätze, die gebraucht werden, also
ist in diesem Bereich ein nachhaltiger Aufbau von
Arbeitsplätzen dringend notwendig.

Nun haben wir verschiedene Kombilohn-Model-
le: die unbefristeten, die befristeten und die regio-
nalen. Zu den unbefristeten gehören Mini- und Mi-
dijobs, aber auch die Zuverdienstmöglichkeiten beim
Arbeitslosengeld II. Alle sind nicht dazu ausgerich-
tet, um Arbeitslosen eine existenzsichernde Beschäf-
tigung zu ermöglichen. Auch der Sachverständigen-
rat geht sogar davon aus, dass Minijobs eher dazu
beitragen, dass sozialversicherungspflichtige Jobs ver-
drängt werden.

Bei den befristeten Kombilohn-Modellen, dazu ge-
hört zum Beispiel das Einstiegsgeld, aber auch be-
fristete Lohnkostenzuschüsse und einiges andere
mehr, gibt es sicherlich zusätzliche individuelle Chan-
cen. Aber auch hier werden eher Mitnahmeffekte
unterstellt, und Belege für einen zusätzlichen Beschäf-
tigungsaufbau, worum es letztendlich geht, gibt es
dort auch nicht. Bei den regionalen, Herr Peters hat
schon darauf hingewiesen, gibt es das Hamburger
Modell und auch den Niedersachsen-Kombi. Auch
diese werden eher als eine weitere Möglichkeit für
individuelle Chancen bewertet, aber nicht als Instru-
ment für einen zusätzlichen Arbeitsplatzaufbau. So
ist auch der Bremer Kombilohn, den es einmal gab,
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oder auch das Mainzer Modell, das auch in Bremen
umgesetzt worden ist, ebenfalls nicht als erfolgreich
bewertet worden.

Auch die Eingliederungszuschüsse aus dem SGB II
werden in der Senatsantwort als eher verhalten be-
wertet. Ein höherer Beschäftigungsaufbau als in an-
deren Kombilöhnen wird zwar auch zugestanden, aber
auch hier werden erhebliche Mitnahme- und Verdrän-
gungseffekte beschrieben. Fazit ist also: Alle Modelle
konnten bisher nicht zu einem nennenswerten Ar-
beitsplatzaufbau für gering Qualifizierte führen, wenn
man da einmal die haushaltsnahen Dienstleistungen
außer Acht lässt. Dort werden Effekte gesehen, aber
ansonsten werden Kombilohn-Modelle als relativ wir-
kungslos angesehen. Gleichzeitig besteht die Gefahr,
dass Kombilöhne den Tariflohn aushöhlen werden und
reguläre Arbeitsplätze zugunsten staatlich subven-
tionierter Arbeitsplätze verdrängen. Hier ist also die
Gefahr von Fehlanreizen extrem hoch. Ich bin mir
ziemlich sicher, dass Frau Ziegert nachher noch ge-
nauer darauf eingeht.

Es hat uns sehr gefreut, die Senatsantwort hat eine
Alternative aufgezeigt, nämlich das Progressivmodell.
Wir Grünen finden dieses Progressivmodell als den
sinnvollsten Weg, um Arbeitslosen Chancen im ers-
ten Arbeitsmarkt zu geben und mit diesem Modell
auch einen nennenswerter Beschäftigungsaufbau zu
ermöglichen. Das ist das Modell, das die Grünen fa-
vorisieren. Da geht es im Kern darum, dass die So-
zialversicherungsbeiträge in das Zentrum der Debatte
gestellt werden, sie sollen in ähnlicher Form wie die
Steuer einer Progression unterliegen. Damit würde
Arbeit, die jetzt im sogenannten Niedriglohnsektor
stattfindet, billiger werden, ohne dass der Nettolohn
sinkt, und Arbeitergeberbrutto und Wertschöpfung
wurden wieder näher zusammengeführt. So kann ein
Arbeitsplatzaufbau für gering Qualifizierte dann auch
tatsächlich stattfinden.

Nach unserer Vorstellung würde dann auch in die
Sozialversicherung vom ersten Euro an eingezahlt
werden, also auch Mini- und Midijobs würden in das
System integriert werden. In diesem Modell würde
es dann auch grundsätzlich keine sozialversicherungs-
freie Beschäftigung mehr geben. Die Sozialabgaben
würden progressiv ansteigen, und erst bei einem Brut-
toeinkommen von 2000 Euro wären dann die vollen
Sozialabgaben fällig. Damit würde auch die hohe Ar-
beitsmarkthürde, die durch Sozialabgaben aufgebaut
wird, deutlich abgesenkt.

Ich will auch nicht verschweigen, dass in der Se-
natsantwort auch über Kosten geredet wird. Natür-
lich ist es so, dass dieses Modell eine steuerliche Ge-
genfinanzierung braucht, aber auch Kombilöhne sind
teuer und müssen gegenfinanziert werden. Bei so ei-
nem Modell würden zunächst den Sozialkassen Bei-
träge entgehen, wenn man in die Progression geht.
Am Ende wird es allerdings auch mehr Beitragszahler
geben, die dann einzahlen, und man muss darüber
diskutieren, ob die Obergrenze in der Sozialversiche-

rung heraufgesetzt wird. Die Grünen diskutieren im
Übrigen in dem Zusammenhang ohnehin über die
Bürgerversicherung, wo wir dann an der Stelle so-
wieso auch noch einmal mit unserer Argumentation
zu anderen Finanzierungsinstrumenten kommen wür-
den.

Klar ist aber, dass wir aus einer beschäftigungspo-
litischen Notwendigkeit dort auch mit zu einer Steu-
erfinanzierung kommen müssten, die wir in Wirklich-
keit auch längst haben, und wir sind es unseren Ar-
beitslosen in diesem Land, in diesem Bundesland auch
schuldig. Im Sanierungszeitraum wurden 27 000 so-
zialversicherungspflichtige Arbeitsplätze abgebaut,
allein zwischen 2003 und 2005 waren es 11 000. Wir
haben 48 000 Arbeitlose hier, davon 38 000 allein im
ALG-II-Bereich. Über 50 Prozent der Arbeitslosen
haben keine abgeschlossene Berufsausbildung. Daran
kann man sehen, wie groß der Handlungsbedarf ist.

Hinter diesen Zahlen stecken am Ende Menschen.
Das zeigt, wie groß das individuelle Arbeitslosenpro-
blem an der Stelle ist. Das heißt, wir brauchen Jobs
für gering qualifizierte Menschen in diesem Land. Da
geht es nicht darum – was gegenwärtig ja auch pas-
siert –, dass Arbeitslose drangsaliert werden und im-
mer wieder ihre Arbeitsbereitschaft festgestellt werden
soll – aber dazu kommen wir vielleicht noch in einer
anderen Debatte –, sondern es geht darum, dass die
Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit
endlich Jobs für gering Qualifizierte entstehen, und
diese Jobs müssen existenzsichernd sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Unverständlich bleibt für uns die Schlussfolgerung
der Senatsantwort. Er spricht sich dafür aus, weiterhin
die vorhandenen Instrumente des SGB II und SGB III
zu nutzen, und ich zitiere, „wenn auch hiermit kei-
ne nennenswerten Beschäftigungseffekte erzielt wer-
den“. Der Senat gesteht lediglich zu, dass im Einzelfall
Langzeitarbeitslosen eine wirksame Hilfe zur Wieder-
eingliederung in den Arbeitsmarkt gegeben werden
kann. Meine Damen und Herren, das ist ein Einge-
ständnis der Wirkungslosigkeit der eigenen Arbeits-
marktpolitik.

Bei einer so guten Analyse der Situation hätten wir
mehr erwartet, als die eigenen Instrumente zu loben,
die zwar im Einzelfall Brücken in den Arbeitsmarkt
bauen, aber für einen qualifizierten, einen quantita-
tiven Beitrag für mehr Jobs offenbar ungeeignet sind.
Es ist schade, dass der Senat vor dem von ihm selbst
favorisierten Progressivmodell kapituliert, weil er es
auf Bundesebene für nicht durchsetzbar hält. Die
Arbeitslosen im Land Bremen erwarten mehr Verant-
wortung und Mut von ihren Regierungsvertretern. Sie
erwarten, dass sie für sinnvoll anerkannte Instrumente
auch eintreten.

Ich möchte zum Schluss aus aktuellem Anlass noch
einen Satz sagen: Die neue OECD-Studie ist heute
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veröffentlicht worden. Bei allen Debatten hier auch
über Kombilohn – auf den Mindestlohn werden wir
sicherlich auch noch kommen – haben wir auch noch
eine andere Herausforderung, und davor sollten wir
uns in der ganzen Arbeitsmarktdebatte meines Er-
achtens auch nicht wegducken. Da ist auch wieder
deutlich geworden, dass Menschen zunächst eine gute
Ausbildung brauchen, wir ihnen eine gute Qualifi-
kation geben müssen und wir sie in diesem Land gar
nicht erst zu gering Qualifizierten werden lassen dür-
fen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

denn eine gute Bildung ist die beste Existenzsiche-
rung, und im OECD-Vergleich haben wir dort erheb-
lichen Nachholbedarf. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort die Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es hat sich ja doch gelohnt, dass
ich gewartet habe, bis Frau Schön vor mir gespro-
chen hat. Jetzt gibt es ja wenigstens etwas, worüber
man sich auseinandersetzen kann, denn mit Herrn
Peters sind wir mit seinen Schlussfolgerungen so einig,
das wäre ja schon fast langweilig gewesen, weil wir
uns arbeitsmarktpolitisch in der Koalition doch wei-
testgehend einig sind.

Frau Schön wäre ja nicht Frau Schön, wenn nicht,
wenn sie denn schon einmal etwas lobt wie in die-
sem Fall die Antwort auf die Große Anfrage, die Klage
gleich hinterher käme. Dass die Anfrage der Grünen
nicht so gut beantwortet worden ist, das kann ich
eigentlich nicht so bestätigen. Ich habe auf eigene
Anfragen gute und nicht so gute Antworten bekom-
men, würde mich aber diesem Lob übrigens auch
anschließen, ich finde, es ist wirklich eine außerge-
wöhnlich gute Antwort.

(Beifall bei der SPD)

Ich will noch einmal etwas sagen, und das ist auch
mein Kernpunkt, zu dem Schluss, Frau Schön. Ich
glaube, es ist ein grundlegender Irrtum von Ihnen,
wenn Sie glauben, dass durch Arbeitsmarktpolitik
allein und durch Instrumente von Arbeitsmarktpoli-
tik Beschäftigung geschaffen werden kann.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das habe ich auch nicht gesagt!)

Insofern finde ich die Antwort gut, sie ist nämlich ehr-
lich. Sie sagt, Arbeitsmarktpolitik kann für die ein-
zelnen Betroffenen Brücken bauen in den Arbeits-
markt, sie kann auch bessere Passgenauigkeit her-

stellen, sie kann Mismatch auf dem Arbeitsmarkt be-
seitigen, aber Arbeitsmarktpolitik allein beseitigt keine
Arbeitslosigkeit, schafft keine Arbeitsplätze. Das kann
nur eine abgestimmte Beschäftigungspolitik, und dazu
gehört auch eine arbeitsmarktorientierte Wirtschafts-
politik.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen will ich gleich auch einmal etwas zu dem
Progressivmodell sagen. Ich kann mich damit durch-
aus anfreunden. Man kann sagen, es ist nicht gerecht,
dass, wenn wir bei den Steuern ein Progressivmodell
haben, wir bei den Sozialabgaben sofort sozusagen
mit dem 100-Prozent-Satz einsteigen, weil das natür-
lich auch in die Schwarzarbeit treibt, das muss man
einmal sehr deutlich sehen. Insofern finde ich dieses
Progressivmodell überlegenswert als Alternative zu
den Minijobs. Wir haben hier bei den Minijobs ge-
sehen, dass durch sie massenhaft sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze ersetzt worden sind, und die
Sozialkassen leiden. Unter diesem Aspekt finde ich
dieses Progressivmodell überlegenswert.

Ich halte es aber für eine absolute Illusion zu glau-
ben, dass ein noch so schönes Progressivmodell dazu
beitragen kann, einfache Arbeitsplätze zu erhalten.
Sie haben ja selbst gesagt, wir haben nach dem jüngs-
ten IAB-Betriebs-Panel eine Abnahme des Anteils
einfacher Arbeit im Betrieb von über 30 auf unter 20
Prozent seit 1996. Die Entwicklung in Bremen finde
ich auch interessant. Ich meine, sie wird im Bundes-
gebiet nicht viel anders sein, aber für Bremen ist fest-
gestellt worden, was mit diesen einfachen Arbeits-
plätzen passiert. Sie wandern nicht ins Ausland ab,
sie werden auch nicht durch Automatisierung ersetzt,
wie man das denkt, sondern sie fallen einfach weg
und werden von höher qualifizierten Arbeitskräften
erledigt. Das ist übrigens etwas, das jeder selbst in
seinem eigenen Umfeld erlebt, und der Glaube, dass
jetzt durch eine noch so schöne Subventionierung von
Einfacharbeit diese einfache Arbeit auch im Indus-
triebereich wieder entsteht, halte ich schlichtweg für
eine Illusion.

Deswegen, glaube ich, kommen wir nicht umhin,
und da gebe ich Ihnen recht, Frau Schön, wenn Sie
über die Notwendigkeit von Bildung und Ausbildung
geredet haben, zu sagen, wir müssen qualifizieren.
Ich will aber noch einmal mit einem Irrtum aufräu-
men. Es ist ja nicht so, dass Arbeit im Niedriglohn-
bereich immer unbedingt einfache und unqualifizierte
Arbeit wäre. Gerade wenn wir an den Pflegebereich
denken und auch teilweise an den Betreuungs- und
Erziehungsbereich, dann ist das ja durchaus qualifi-
zierte Arbeit, die nur schlecht bezahlt wird.

Ich halte solche Gedankenspiele, dass wir diese Ar-
beit durch staatliche Subvention noch billiger machen,
für problematisch. Frau Schön hat ja schon darauf hin-
gewiesen, dass dies ein weiterer Anreiz zu weiteren
Lohnsenkungen sein könnte und auch in das Tarif-
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lohngefüge eingreifen könnte. Auf diese Gefahr ist
ja auch in der Antwort des Senats deutlich hingewie-
sen worden.

Ich kann deshalb nur sagen, wenn man sich mit
solchen Kombilohn-Modellen anfreundet, dann geht
das eigentlich nur dann, wenn man eine Bremse gegen
das immer weitere Absenken der normalen Löhne
einbaut, das heißt, wenn wir einen Mindestlohn ha-
ben, unter dem es nicht mehr geht, darunter soll nie-
mand mehr arbeiten müssen. Nur dann kann man
darüber reden, im Einzelfall möglicherweise dann zu
solchen Lohnsubventionen zu greifen, wenn dies dann
im Einzelfall eben nicht zur Existenzsicherung aus-
reichen sollte. Ich hoffe sehr, dass bei den Vorschlä-
gen, die im Herbst jetzt in diese Richtung gemacht
werden, es weniger um die Frage der Kombilöhne
geht, sondern mehr um die Frage von Mindestlöh-
nen.

Ich will aber noch auf einen weiteren Aspekt die-
ser Kombilohn-Debatte aufmerksam machen, das ist
mir bisher ein bisschen zu kurz gekommen. Die Be-
gründung für solche Kombilohn-Ideen ist ja nicht nur,
dass man damit einfache Arbeitsplätze schaffen könn-
te, sondern die Idee ist ja andererseits, dass man sagt,
Arbeitslose haben eigentlich gar keinen Anreiz, Ar-
beit aufzunehmen, wenn sie nicht so gut bezahlt wird,
weil nämlich die Grundleistung, das Arbeitslosengeld
II, zu hoch ist. Also muss irgendwie die Zuverdienst-
möglichkeit verbessert werden oder, wie das der Sach-
verständigenrat jetzt vorgeschlagen hat, wir müssen
das Arbeitslosengeld II senken, um dann die Aufnah-
me von Arbeit für Arbeitslose überhaupt attraktiv zu
machen.

Zu diesem Vorschlag hat es ja in Deutschland ein
sehr unterschiedliches Echo gegeben. Die SPD auf
Bundesebene hat dies einhellig abgelehnt, und bei
der CDU war das Echo geteilt. Ich wäre dankbar, wenn
von der CDU hier in Bremen auch eindeutig gesagt
würde, mit solchen Gedankenspielen wollen wir nichts
zu tun haben. Es ist schlicht und einfach so, dass die
Höhe der Grundsicherung in Deutschland verfas-
sungsrechtlich garantiert ist, sie unterliegt dem So-
zialstaatsgebot des Grundgesetzes, und es ist deswe-
gen gar nicht möglich, so wie es der Sachverständi-
genrat und auch das IFO-Institut vorschlagen, dies
noch unter das Existenzminimum zu senken, um die
Menschen zu zwingen, arbeiten zu müssen, damit sie
dann überhaupt auf ihr Existenzminimum kommen.
Ich glaube, ein solches Spiel, ein solcher Arbeitszwang
ist zynisch, und wir sollten froh sein darüber, dass
unsere soziale Grundordnung dies auch verbietet und
es nicht zulässt. Dem muss man hier auch eine ein-
deutige Absage erteilen.

(Beifall bei der SPD)

Zusammengefasst kann auch ich nur begrüßen, dass
die Antwort des Senats sagt, dass Kombilohn-Modelle
für Bremen zunächst erst einmal – zumindest im gro-

ßen Stil – nicht geplant sind. Wir müssen einmal ab-
warten, welche Modelle auf Bundesebene kommen.

Ich möchte allerdings noch einen Gedanken in die
Debatte einwerfen. Wir reden bisher bei Subventio-
nierung von Arbeit immer über jugendliche und äl-
tere Arbeitslose als besondere Zielgruppen. Ich denke,
diese neuesten Berichte über Kinderarmut, jedes dritte
Kind in Bremen lebt ja in einem Haushalt, der von
Arbeitslosengeld II abhängt, sollten uns dazu brin-
gen, noch einmal darüber nachzudenken, was wir
speziell für diese betroffenen Familien tun können.
In diesen Familien ist es in der Tat so, wenn wir jetzt
einmal von der besonderen Problematik der Allein-
erziehenden absehen, von der ich glaube, dass man
sich etwas Besonderes ausdenken muss, dass auch
viele Tariflöhne nicht ausreichen, um die Existenz
einer Familie zu sichern. Der neu eingeführte Kin-
derzuschlag zum Arbeitslosengeld II reicht ja offen-
sichtlich nicht aus, um in genügender Weise die Le-
benslage dieser Familien zu verbessern.

Deshalb, meine ich, sollten wir uns dafür speziell
hier Möglichkeiten in Bremen überlegen, dass wir
gerade Familien und damit auch Kindern die Mög-
lichkeit geben zu erleben, dass man von eigener Arbeit
lebt und nicht von staatlichen Transferleistungen, das
heißt insbesondere, ein Programm aufzulegen, um
auch diesen Familien die Möglichkeit zu gewähren,
ein existenzsicherndes Einkommen durch ihre eigene
Arbeit zu erwerben und nicht auf soziale Zuschläge
und Transferleistungen angewiesen zu sein.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, leider Gottes, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, gibt es nicht das Patentre-
zept am Arbeitsplatz, und das Rezept, wie wir durch
Arbeitsmarktpolitik neue Arbeitsplätze schaffen, gibt
es leider auch nicht. Ich wäre froh, insbesondere für
Bremen, wenn wir es schaffen würden, aber ich glau-
be, es lohnt sich trotzdem, dass wir weiterhin mit den
Instrumenten und an den Programmen arbeiten, um
Einzelnen die Möglichkeiten zur Integration in den
Arbeitsmarkt zu geben. Das ist Qualifizierung, das
ist aber auch öffentlich geförderte Beschäftigung im
gemeinnützigen Bereich, und das ist weiterhin na-
türlich auch die Förderung von Arbeitsaufnahme im
ganz normalen privaten Bereich in Unternehmen. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Frau Sena-
torin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Zunächst auch eine kleine Anmerkung zu
Frau Schön: Ich lege doch sehr großen Wert darauf,
Frau Schön, dass wir uns seitens des Senats wirklich
ohne Ansehen der Fragenden darum bemühen, die
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Fragen so vollständig und so gut, wie es möglich ist,
zu beantworten. Manchmal liegt es einfach, ich kann
mir schon denken, was Sie meinen, zum Beispiel ein-
fach daran, dass wir eine bestimmte Datenlage nicht
zur Verfügung haben und dass es dann manchmal
auch für den Senat unbefriedigend ist. Wir haben aber
nur die Mittel, die uns zur Verfügung stehen.

Dass dies eine sehr gute, umfassende Antwort ist,
das freut mich, dass das hier im Hause so gesehen
wird. Das ist auch sicherlich der Tatsache geschul-
det, dass mit der Frage eine sehr aktuelle Diskussi-
on aufgegriffen wird und die Gelegenheit bestand,
in der Gesamtkonzeption dieser Antwort des Senats
auch eine umfassende Darstellung geben zu können.
Das ist manchmal bei Großen Anfragen nicht mög-
lich, aber hier ist es durchaus gelungen. Ich gebe gern
den Dank des Hauses an die Verfasser dieser Ant-
wort weiter.

Die Herausforderungen am Arbeitsmarkt, das ist
ja von allen gesagt worden, sind nach wie vor gewaltig.
Sowohl das quantitative als auch das qualitative An-
gebot an Arbeitsplätzen reicht nicht aus, um den Men-
schen Arbeit zu geben. Arbeit muss fair bezahlt wer-
den. Da kommen wir dann in die Debatte zur Frage
des Mindestlohnes, die ich aber heute nicht vertie-
fen will. Ich glaube aber, wir sind uns alle einig, dass
Lohndumping keine Antwort sein kann. Es geht so-
wohl zulasten des Arbeitnehmers als auch zulasten
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. Das darf
man an der Stelle auch nicht vergessen.

Eine ganz besondere Herausforderung für den Ar-
beitsmarkt, das ist auch von meinen Vorrednern schon
gesagt worden, liegt nach wie vor im Niedriglohn-
bereich. In Deutschland sind rund 20 Prozent in die-
sem Bereich davon betroffen. Der Druck wird sich mit
großer Sicherheit durch die Freizügigkeit für auslän-
dische Unternehmen noch verschärfen. Er wird in
diesem Bereich mit großer Wahrscheinlichkeit stei-
gen.

Die Allgemeinheit, die Gesellschaft, hat natürlich
das Interesse, dass möglichst viele Menschen Arbeit
haben, so dass sie ein Einkommen erzielen können,
das sie unabhängig macht von den sozialen Trans-
fers. Frau Ziegert hat in dem Zusammenhang eben
gerade auch schon das Thema Kinderarmut beschrie-
ben. Wir haben hier in Bremen und Bremerhaven viele
Familien, die davon betroffen sind. Leider wächst ja
die Zahl der betroffenen Kinder in unseren beiden
Städten ständig. Das ist eine große Aufgabe, der wir
uns mit Sicherheit in Bremen und Bremerhaven noch
stärker zuwenden müssen. Ich finde es sehr gut, dass
Sie das in diesem Zusammenhang aufgegriffen ha-
ben, Frau Ziegert!

Das Ziel muss also sein, dass wir Menschen in Voll-
zeitbeschäftigung bringen, in der sie dann auch so
viel verdienen, dass sie keine aufstockenden Leis-
tungen in Anspruch nehmen müssen, dass sie also
ihr Leben selbst gestalten können mit ihrem eigenen

Einkommen. Wir haben aber jetzt schon die Situati-
on,  dass  auch  Menschen,  die  in  Arbeit  sind,  leider
eben nicht so viel verdienen, so dass sie auf Grund-
sicherung angewiesen sind, auf zusätzliche Leistungen
des Staates. Insofern haben wir hier quasi schon ein
Kombi-Einkommen. Schon jetzt sind in Deutschland
etwa 400 000 Menschen darauf angewiesen, dass sie
ergänzende Leistungen bekommen.

Es wird nicht nur in Bremen, sondern an vielen
Orten Deutschlands diskutiert: Wie schaffen wir es,
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen? Im Mittelpunkt
der Debatte steht zurzeit in einigen Ländern, nicht
erst aktuell, sondern in der Vergangenheit auch schon,
aber jetzt gerade wieder, die Frage: Ist das Kombi-
lohn-Modell geeignet, diese Aufgabe zu erfüllen?

Das Ziel des Kombilohn-Modells ist es ja, auf der
einen Seite niedrig qualifizierte Menschen in bisher
vermutlich – das ist die Hoffnung – nicht genutzte
Arbeitsplätze zu bringen. Das heißt also, der Ansatz
ist die Verknüpfung des Arbeitslohnes mit der staat-
lichen Transferleistung. Das Modell lebt davon, dass
über den Anreiz einer Subventionierung auf der ei-
nen Seite Menschen motiviert werden sollen, Arbeit
aufzunehmen, und auf der anderen Seite Arbeitge-
ber motiviert werden sollen, zusätzliche Arbeitsplätze
zu schaffen. Wir stellen uns ja – und Sie haben die
Frage gestellt – hier in Bremen die Frage, ob und in
welchem Umfang das überhaupt möglich ist und in
welchem Umfang das dann tatsächlich zu erwarten
ist. Dazu gibt die Antwort des Senats sehr viele An-
haltspunkte in der Bewertung.

In diesem Zusammenhang sind unabdingbar, das
wurde auch schon angesprochen, die Mini- und
Midijobs zu betrachten. Wir haben jetzt leider die
Erfahrung machen müssen, und der Sachverständi-
genrat hat es auch noch einmal aufgegriffen, dass die
große Hoffnung, die damit verbunden war, eben nicht
so eingetreten ist. Es sind zwar viele Jobs entstan-
den, aber es sind auf der anderen Seite auch viele
sozialversicherungspflichtige Jobs verdrängt worden.
Das kann auch nicht Sinn eines Kombilohns sein.
Davon ausgenommen sind allerdings – und da gibt
es offensichtlich ein zusätzliches Feld, das noch nicht
ausgereizt ist – die sogenannten haushaltsnahen
Dienstleistungen. Da gibt es noch Möglichkeiten, auf
jeden Fall noch zusätzliche Jobs in diesem Bereich
zu schaffen.

Zu der Frage, ob und wie Kombilohn-Modelle sinn-
voll sind, gibt die Vorlage eine umfangreiche Darstel-
lung ab, unter anderem auch nicht nur auf die ein-
geengte Fragestellung bezogen, sondern auch auf das,
was angesprochen worden ist: Welche Modelle sind
überhaupt in der Diskussion, Modelle der grundsätz-
lichen Art des Herangehens, um diese Zielsetzung,
Menschen in Arbeit zu bringen, auch besser, als wir
das heute mit unserem System schaffen, zu leisten?

Die Modelle haben Vor- und Nachteile, die jeweils
dargestellt worden sind. Frau Schön, es würde, glaube
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ich, den Rahmen dieser Vorlage sprengen, wenn der
Senat sich jetzt für ein Modell aussprechen würde.
Ich halte aber sehr viel davon, dass wir uns insgesamt
auch in der Arbeitsmarktpolitik diesen Modellen doch
noch einmal sehr eingehend widmen, denn wir brau-
chen neue Antworten. Das teile ich. Wir kommen mit
den Mitteln, über die wir jetzt verfügen, mit einer
grundsätzlichen Herangehensweise an das Problem
Massenarbeitslosigkeit nicht weiter. Ich denke, dass
wir diese Diskussion an anderer Stelle unbedingt füh-
ren müssen.

Die umfangreiche Darstellung, auch die der Bewer-
tung der gemachten Erfahrungen in Hamburg, Nie-
dersachsen, Bremen und beim Mainzer Modell, kann
man, glaube ich, in zwei Punkten zusammenfassen:
Das Kombilohn-Modell, egal, wie es auch ausgestaltet
ist, hat zum einen kaum neue Arbeitsplätze gebracht,
jedenfalls nicht in der erwarteten Größenordnung,
und zum anderen hat es Mitnahmeeffekte gebracht.
Das sind, glaube ich, die Schlussfolgerungen, die man
daraus ziehen kann.

Deswegen kommt der Senat auch zu der Auffas-
sung, dass es jetzt zu diesem Zeitpunkt keinen Sinn
macht, noch ein neues Bremer oder Bremerhavener
Modell auf den Weg zu bringen. Es ist sinnvoller, erst
einmal den Weg weiterzugehen und die Instrumen-
te, die wir jetzt haben, SGB II und III, auch in Zukunft
auszuschöpfen. Sie haben auch nicht immer, das gebe
ich ja zu, die Beschäftigungseffekte, die wir erzielen
sollten und müssten. Es ist aber auch nicht zu unter-
schätzen, dass sie an vielen Stellen wirksame Inte-
grationsleistungen erbringen.

Das ist für viele Langzeitarbeitslose auch eine ganz
wichtige Leistung, überhaupt wieder in die Struktur
eines Arbeitsalltags zu kommen und überhaupt wieder
zu erfahren: Ich bin doch wertvoll, ich kann etwas
leisten, mein Arbeitgeber schätzt das, was ich ma-
che, und ich bin ein wichtiger Teil dieser Gesellschaft.
Das ist ja das, was vielen Menschen, die schon lan-
ge arbeitslos sind, leider verloren gegangen ist, weil
sie nicht mehr an sich selbst glauben. Da können wir
mit den Instrumenten doch etliches bewirken.

Diesen Weg wollen wir weitergehen. Zum Beispiel
ist in der Senatsvorlage auch dargestellt, dass die
Maßnahme der Eingliederungszuschüsse hier in der
Bewertung doch deutlich höhere Bruttobeschäftigung
bringt als Kombilöhne. Hier werden über die Einglie-
derungszuschüsse ja Menschen gefördert, die ohnehin
schon besonders schwer zu vermitteln sind, weil sie
Vermittlungshemmnisse haben.

Zusammengefasst: Das Ergebnis ist klar. Der Se-
nat sagt: hier und heute kein neues Kombimodell für
das Land Bremen, vor allen Dingen auch vor dem
Hintergrund, weil die Diskussion ja jetzt bundesweit
geführt wird und das Ziel ist, ein bundesweites Kom-
bimodell zu entwickeln! Das sollten wir, denke ich,
abwarten und uns dann mit der Frage auseinander-

setzen, was bundesweit vorgeschlagen wird. – Dan-
ke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksachen-Nummer 16/1115, auf die
Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
Kenntnis.

Umzüge von Landesbehörden und Gesellschaften

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen

vom 22. November 2005
(Drucksache 16/805)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 5. September 2006

(Drucksache 16/1123)

Eine Aussprache zu diesem Thema ist bereits ges-
tern in die Aussprache zu Tagesordnungspunkt drei
der Stadtbürgerschaft eingeflossen. Deshalb soll hier
auf eine Debatte verzichtet werden.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/1123, auf die Große An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.

Wahl  von  Vertrauensleuten  für  den  Aus-
schuss zur Wahl der ehrenamtlichen Richter

und Richterinnen am Finanzgericht

Mitteilung des Senats vom 9. Mai 2006
(Drucksache 16/1003)

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)
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Sportentwicklung im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 11. Mai 2006

(Drucksache 16/1009)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 5. September 2006

(Drucksache 16/1124)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Röwekamp.

Ich gehe davon aus, Herr Bürgermeister, dass Sie
die Antwort nicht mündlich wiederholen möchten.

Es erfolgt eine Aussprache auf die Große Anfra-
ge, wenn das der Wunsch der Fraktionen ist. – Das
ist der Fall.

Als ersten Redner rufe ich auf den Abgeordneten
Pohlmann.

Abg. Pohlmann (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Beantwortung dieser Anfrage
durch den Senat zeigt für uns alle, dass dies ein gu-
ter Punkt in der Diskussion über die Sportentwick-
lung im Land Bremen ist. Wir müssen sehen, dass der
Sport ein wichtiger Bereich ist, aber dass wir auch
an Grenzen gekommen sind, ausgehend von dem,
was wir in der Vergangenheit gemeinschaftlich von
allen Fraktionen immer wieder herausgearbeitet ha-
ben, über Fragen der Grundsicherung, um die Sport-
förderung so aufzustellen, dass die Rahmenbedingun-
gen für den organisierten Sport, die Sportvereine und
Verbände auch für die Zukunft sichergestellt sind.
Worüber wir nachdenken müssen: Wie sieht die Stra-
tegie in diesem Politikfeld aus, wo über 165 000 Bür-
gerinnen und Bürger in diesem Bundesland in Sport-
vereinen organisiert sind?

Wir als Politik, unter den Bedingungen eines Bun-
deslandes von zwei Kommunen von Bremerhaven und
Bremen, stehen in dem schwierigen Prozess, dies
haushaltspolitisch in einen vernünftigen Sanierungs-
kurs zu bringen und es auch so in eine Strategie ein-
zubetten, dass wir vonseiten der Politik Lösungen
aufzeigen. Die Menschen, die größtenteils ehrenamt-
lich tätig sind, engagieren sich in einem hohen Maß
auch als Querschnittsaufgabe in den Sportvereinen
nicht nur für die sportliche Betätigung, sondern ent-
wickeln auch in der Vernetzung auf Stadtteilebene
im Bereich der Integration und der Frauenförderung
wirklich sehr beispielhafte Projekte und stellen ein
sehr hohes Gut für unsere Gesellschaft dar. Wie kön-
nen wir das sicherstellen? Darum die Beantwortung
dieser Anfrage durch den Senat!

Ich möchte vorwegstellen, dass ich, und das kann
ich auch für meine Fraktion sagen, es so einschätze,
dass es eine gute Beantwortung ist. Wir hatten ja eben
einen anderen Tagesordnungspunkt über die Bewer-
tung von einzelnen Anfragen. Ich möchte aber hier

dem Senat noch einmal ausdrücklich sagen, dass es
eine umfassende und sehr gute und in vielen Berei-
chen auch objektive Zustandsbeschreibung in die-
sem Politikfeld ist. Ich möchte noch einmal davon
ausgehen, bevor ich versuche, zu einigen Einzelbe-
reichen Stellung zunehmen, doch noch einmal die-
se strategische Grundlinie, die wir auch als Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten sehen, um in
diesem Umbauprozess auch wirklich erfolgreich Sig-
nale zu setzen, das darzustellen!

Ein erster Punkt ist, das ist aufgezeigt worden, dass
wir im Oktober 2004, also vor jetzt knapp zwei Jah-
ren, einen Beschluss in der Deputation gefasst ha-
ben, dass wir einen Sportentwicklungsplan erarbei-
ten möchten. Das ist erfolgt. Auf der Grundlage die-
ses Sportentwicklungsplans, der extern von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern getätigt worden
ist, ist dies beraten worden. Wir haben Ende letzten
Jahres, Anfang des Jahres 2006 festgelegt, dass dies
jetzt auch in die exekutive Tätigkeit des Senats ein-
fließen muss, des Sportressorts, um hier auch in drei
wichtigen Bereichen der Sportpolitik zu Handlungs-
empfehlungen zu kommen. Der erste Bereich sind
Großspielfelder, der zweite Bereich sind die Sport-
hallen, und der dritte Bereich ist Tennissport.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Ich möchte zu dem ersten Bereich Großspielfelder
etwas sagen, weil das für uns auch als örtliche Ab-
geordnete, insbesondere hier in der Stadtgemeinde
Bremen, ein Stück der täglichen Politik vor Ort für
uns ist, in der engen Vernetzung mit Stadtteilbeirä-
ten, mit unserer Verantwortung als örtliche Abgeord-
nete. Ich möchte noch einmal sagen: Es ist nicht immer
so einfach! Herr Senator, Sie nicken! Ich glaube aber,
dass es hier ein absolut gutes Beispiel ist, dass es uns
gelungen ist, gemeinsam mit dem Bremer Fußball-
verband, mit den Verbänden, dann in einem zwei-
ten Schritt auch mit den örtlichen Stadtteilpolitikern,
mit den Beiräten, mit der Politik vor Ort dies zu dis-
kutieren – Herr Oppermann, Sie nicken, so muss es
sein! – und dass wir dann eben auch, wenn wir dort
dies vermittelt und diskutiert haben, den Weg gehen
müssen, um nämlich zu einem Punkt zu kommen.

Insgesamt haben wir festgestellt, in enger Abstim-
mung mit dem Bremer Fußballverband für Bremen-
Nord und für Bremen-Stadt, dass wir über zehn Groß-
spielfelder zu viel haben. So muss man einfach zur
Kenntnis nehmen, dass man hier gefordert ist, in ei-
ner Stadtgemeinde, in einem Bundesland sich hierzu
politisch zu verhalten. Ich finde, dass das, was hier
an Maßnahmen im Rahmen einer Prioritätenliste
festgelegt wurde, richtig ist. Ich habe nur eine Nach-
frage! Herr Senator, hier in der Antwort steht, dass
das bis zum Jahr 2010 umgesetzt werden soll. Ich gehe
davon aus, weil die Prioritätenliste so ausgelegt ist,
es geht ja schon los im Jahr 2006, vielleicht könnten
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Sie dazu in Ihrem Debattenbeitrag noch einmal Stel-
lung nehmen. Ich hoffe jedenfalls, dass die Verwal-
tung auch eine solche Herangehensweise hat, dass
dies auch in Etappen zeitnah umgesetzt wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das wird uns also
weiterhin beschäftigen. Ich glaube aber, dass wir zu
dieser Herangehensweise von allen Fraktionen ge-
meinsam mit der Opposition mit einem hohen Ein-
verständnis in der Sportdeputation gesagt haben: Es
bringt nichts, dass wir von oben vor Ort mit solche
Prozesse einleiten, sondern wir müssen gemeinsam
mit der Politik vor Ort die Betroffenen in ein Boot holen.
Wenn wir dies als Ergebnis heute als Prozess darstellen
können, finde ich, ist das ein hohes Gut. Es ist nicht
selbstverständlich. Ich möchte hier einmal sagen: Für
den Sport und auch für die Sportpolitik haben wir in
diesem Bereich etwas eingeleitet, was auch beispiel-
haft für andere Politikfelder ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auch im Namen meiner Fraktion sagen,
dass das positiv ist. Wir sollten dies auch befördern.

Meine Damen und Herren, ein zweiter Punkt ist
die Frage der Schulturnhallen. Wir haben uns ja schon
oft hier im Hause damit zu beschäftigen gehabt, wenn
Sie sich erinnern. Die Schulturnhallen wurden ge-
schlossen, dann war der Hausmeister nicht da, und
die Sportvereine konnten nicht hinein. Wir haben das
hier ja oft alle gemeinsam besprochen, und es war
wirklich ein Trauerspiel, und ich sage das einmal an
die Gesamtheit dieses Senats. Wir haben über alle
Fraktionsgrenzen hinweg gesagt, wir müssen hier zu
einer Lösung kommen.

Wenn es jetzt so aussieht, dass seit dem 1. August
2006 ein zentrales Sporthallenmanagement unter
Federführung des Landessportsbundes in Kraft ge-
treten ist, so ist dies ein großer Schritt nach vorn.
Basierend auf der Kooperation des Landessportbundes
mit dem Senator für Inneres und Sport und dem Se-
nator für Bildung und Wissenschaft sind alle 250 städ-
tischen, öffentlichen und vereinseigenen Sporthallen
der Stadtgemeinde hier zusammengefasst. Ich glaube,
das ist ein richtiger Weg.

(Beifall bei der SPD)

Hier ist versucht worden, auch dies zusammenzu-
führen, Synergieeffekte zu erzielen und, weil dies on-
line eingestellt worden ist, für jeden Vereinsvertre-
ter und für jede Vereinsvertreterin sichtbar zu ma-
chen, wie es in den einzelnen Bereichen aussieht, und
wir haben hier ein Stück Transparenz geschaffen und
darüber hinaus auch Verantwortung an die Interes-
senvertretung des Sport, an den Landessportbund,
übergeben. Auch das finde ich positiv. Ich glaube, das
ist ein positives Ergebnis, und, das möchte ich noch
einmal sagen, das ist auch für andere Umbauprozesse,

in die wir uns ja noch hineinbegeben müssen, bei-
spielhaft.

Meine Damen und Herren, einen wichtigen Bereich
nimmt in der Beantwortung dieser Anfrage die Po-
sition des Senats in Einzelpunkten zu dem Positions-
papier des Landessportbundes, das betitelt ist „Alli-
anz für den Sport“, ein. Ich schätze es einmal so ein,
mit diesem Diskussionspapier hat der organisierte
Sport in Bremen das Angebot an die Politik gemacht,
mehr Verantwortung zu übernehmen. Ich möchte für
mich sagen, es gibt viele Einzelpunkte, ohne das im
Einzelnen jetzt hier zu benennen, die diskussionswür-
dig sind. Dass diese große gesellschaftliche Kraft, der
organisierte Sport im Lande Bremen, sagt, unter diesen
Bedingungen, in denen sich dieses Bundesland be-
findet, übernehmen wir ein Stück Verantwortung, wir
machen an euch das Angebot, das ist gut, das ist richtig
und wichtig, dies zu erkennen.

Wir als Sozialdemokraten sagen Danke schön, Dan-
ke an den Sport, dass dieses Angebot gekommen ist!
Wir wissen dies zu würdigen und möchten es gern
aufnehmen, gemeinsam mit dem Sport, mit unseren
Kolleginnen und Kollegen von allen demokratischen
Fraktionen, dass wir diesen Prozess gestalten, denn
eines muss klar sein: Wir befinden uns insgesamt wie
auf allen Politikfeldern in einer Situation, in der wir
davon auszugehen haben, dass es nicht mehr wird,
was das Fördervolumen betrifft, sondern wir müssen
uns alle anstrengen, wie wir gemeinsam auch Syn-
ergieeffekte und Konzentrationen durchführen.

Deshalb gestatten Sie mir, auch noch einmal im
zweiten Teil darauf hinzuweisen, dass es Anregun-
gen gibt, die auch vom Landessportbund positiv ge-
sehen werden, Vereine zusammenzuführen! Ich finde,
da ich meinen Kollegen Herrn Gerling sehe, der das
auch öfter in seinen Beiträgen hier immer wieder
dargelegt hat, die Zusammenführung hin zu Groß-
vereinen kann nur die Zukunft sein. Da sage ich: Rich-
tig, das ist so, und das müssen wir auch alle fördern!
Das Gleiche betrifft auch den organisierten Sport und
seine Verbände, hier zu überlegen, wo es noch Struk-
turen gibt, die für ein kleines Bundesland ein Stück
überorganisiert sind, und ob es auch dort Sachen gibt,
die man noch optimieren kann. Das ist ja auch be-
nannt worden. Ich finde, das gehört auch zu einer
offenen Diskussion dazu, denn wir müssen alle Sei-
ten sehen, und wir müssen auch hier sehen, wo es
noch Reserven gibt.

Meine Damen und Herren, die Ausgangslage ist,
wir haben ja morgen, wenn ich das richtig sehe, die
Debatte – ich muss jetzt aufhören, Herr Präsident –
noch über das Wettmonopol des Staates. Wir wissen,
dass es heute ein Gerichtsurteil gegeben hat, wir
wissen, dass diese Frage und damit auch die Ausschüt-
tung von Wettmitteln existentiell für den Sport, aber
auch für viele andere Initiativen ist und dass es hier
um Entscheidungen geht, die wirklich die Sportför-
derung in Frage stellen können. Deshalb gibt es hier
nur eine Möglichkeit, und das ist in dieser Antwort
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aufgezeigt, das ist die Gemeinsamkeit des Sports ins-
gesamt in dieser Großen Koalition, die wir von allen
demokratischen Kräften haben, des Sports gemein-
sam mit seinen Verbänden. Das ist kein Selbstzweck,
ich glaube aber, das ist eine Voraussetzung, hier auch
diesen eingeschlagenen Weg erfolgreich weiter zu
führen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gerling.

Abg. Gerling (CDU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit der Sportentwicklung
im Lande Bremen stehen wir wie so oft vor der Auf-
gabe, unsere Politik den sich wandelnden Gesellschaf-
ten, Rahmenbedingungen anzupassen und den Reich-
tum eines wichtigen Feldes zukunftsfähig zu machen.
Dabei müssen wir sowohl der Präferenz der Breme-
rinnen und Bremer als auch den Restriktionen und
öffentlichen Haushalten gerecht werden.

Es handelt sich beim Vereinssport um ein öffentli-
ches Gut, dessen gesellschaftliche Bedeutung wir an
dieser Stelle schon des Öfteren erörtert haben. Der
Nutzen des bremischen Vereinssports geht weit über
den persönlichen Gewinn der Sporttreibenden hin-
aus. Er stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt,
fördert die Integration verschiedener Gesellschafts-
gruppen und wirkt sich positiv auf die Gesundheit
der Bevölkerung aus, womit letztlich hohe Kosten im
Gesundheitssystem eingespart werden.

Der bremische Vereinssport steht allerdings vor Her-
ausforderungen, die ein Umlenken in vielen Berei-
chen notwendig machen. Ich denke hier vor allem
an die folgenden Aspekte: der demografische Wan-
del, die sich verändernde Sportnachfrage, die schwie-
rige konjunkturelle Lage, die wachsende kommer-
zielle Konkurrenz, das Sinken des ehrenamtlichen
Engagements und die Zuteilung der Sportstätten. Es
besteht also Handlungsbedarf auf verschiedenen Ebe-
nen.

Wir befinden uns nunmehr seit einigen Jahren in
einem Analyseprozess, der durch eine enge Zusam-
menarbeit mit den Institutionen des bremischen Ver-
einssports und durch die Einbeziehung einiger auf-
schlussreicher wissenschaftlicher Studien geprägt ist.
Mit dem Sportentwicklungsplan stehen wir vor der
Aufgabe, die gesammelten Erkenntnisse umzusetzen.
Es ist hierbei die Pflicht der Politik, die Rahmenbe-
dingungen für die Vereine und den Landessportbund
so zu setzen, dass die Sporttreibenden in Bremerha-
ven und Bremen auch zukünftig ein qualitativ hoch-
wertiges und ihren Ansprüchen gemäß aufgefächertes
Sportangebot vorfinden. Zudem muss der gemein-
nützige Sport seine soziale Funktion wahrnehmen und
unbedingt zu sozialverträglichen Preisen angeboten
werden.

Ich möchte dabei allerdings nicht darüber hinweg-
täuschen, dass ein Großteil der notwendigen Verän-
derungen in den Strukturen der Vereine, Verbände
und Landessportbunde selbst stattfinden muss. Auf-
gabe der Politik kann es hier nur sein, verlässliche
Rahmenbedingungen zu schaffen und den Struktur-
wandel durch Anreize und Impulse im positiven Sinne
voranzubringen. Der Vereinssport soll und muss des-
halb seine Eigenständigkeit ausbauen, um den Er-
fordernissen der sich verändernden Bedingungen ge-
wachsen zu sein. Dem Senat fällt dabei die Aufgabe
zu, ihn bei diesen Veränderungen zu unterstützen,
ohne dabei die haushaltspolitische Notwendigkeit zu
missachten. Nur der Eigenständigkeit der Vereine und
des Landessportbundes ist letztlich das vielfältige und
räumlich verteilte Angebot der Bremer Sportland-
schaft zu verdanken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich nun auf die einzelnen Aspekte und Problem-
stellungen der Sportentwicklung im Lande Bremen
eingehen! Dabei verweise ich nochmals darauf, dass
der Weg der Restrukturierung der bremischen Ver-
einslandschaft von den verschiedenen Akteuren nur
gemeinsam beschritten werden kann, dass aber
gleichzeitig Eigenverantwortung und ökonomisch
sinnvolles Handeln oberste Priorität haben müssen.

Die wohl bedeutendste Eigenschaft des gemein-
nützigen Sports in Deutschland ist das Engagement
der vielen ehrenamtlichen Helfer. In Zeiten der von
vielen vermuteten Individualisierung und Ökonomi-
sierung unserer Gesellschaft ist gerade das Ehren-
amt ein wichtiges Element der Bürgergesellschaft. Die
Sportvereine führen ihre Tätigkeit zumeist auf einem
soliden Fundament ehrenamtlichen Engagements aus,
wobei die persönlichen Leistungen der Ehrenamtli-
chen den individuellen Charakter eines Vereins zu-
meist entscheidend prägen.

Dabei ist auch die wirtschaftliche Bedeutung des
Ehrenamtes nicht zu vernachlässigen. Ich erinnere
hier noch einmal an eines der Ergebnisse der Studie
Sport und Ökonomie im Lande Bremen. Rein rech-
nerisch würde der Einsatz aller ehrenamtlichen Kräfte
im Lande Bremen durch bezahlte Kräfte jährliche Kos-
ten in Höhe von etwa zwölf Millionen Euro bedeu-
ten. Es ist angesichts dieser Funktion des Ehrenam-
tes jedoch ein beunruhigender Trend festzustellen.
In den letzten Jahren ist die Anzahl der Ehrenamtli-
chen in Bremen im Vereinssport gesunken. Dafür mag
es vielschichtige Gründe geben. Hier können sicher-
lich die persönliche wirtschaftliche Lage oder die kom-
plexer werdenden Arbeitsverhältnisse genannt wer-
den.

Die Politik muss handeln, um ehrenamtliche Tä-
tigkeiten attraktiver zu machen. Von der Bundespo-
litik erwarte ich einen verbesserten Versicherungs-
schutz für ehrenamtliche Helfer. Es ist auch darüber
nachzudenken, die privaten Ausgaben der Durchfüh-
rung des Ehrenamts steuerlich absetzbar zu machen,
schließlich handelt es sich um eine Art Spende. Ein
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wichtiger Schritt im Lande Bremen wird die Einfüh-
rung der Ehrenamtscard sein. Sie bietet nicht nur
durch die zahlreichen mit ihr verbunden Vergünsti-
gungen einen persönlichen Anreiz, sondern wird auch
die Tätigkeit der Ehrenamtlichen weiter in das öffent-
liche Bewusstsein rücken. Das kann letztlich ein wach-
sendes Interesse zur Folge haben. Ich bin mir sicher,
dass wir durch diese sinnvolle Maßnahme dem Trend
der sinkenden ehrenamtlichen Tätigkeit entgegen-
treten können.

Zusätzlich lässt sich aufgrund des demografischen
Wandels eine größere Anzahl älterer Menschen er-
warten, die dazu bereit sind, sich ehrenamtlich zu en-
gagieren. Ich bin deshalb davon überzeugt, dass die
Vereine durch Bindung und Neugewinnung von Eh-
renamtlichen den Trend mittelfristig umkehren kön-
nen und dass das Ehrenamt weiterhin ein tragender
Pfeiler unserer Vereinslandschaft und der Bürgerge-
sellschaft sein wird.

Ein weiterer Aspekt, der sich aus dem wachsen-
den Gesellschaftsanteil der Älteren ergibt, ist eine
veränderte Nachfrage im Bereich der Sportarten. Die
Zukunftsfähigkeit vieler Vereine wird davon bestimmt,
wie sie sich dieser geänderten Nachfrage stellen. Wir
alle wissen, wie groß der Markt des Gesundheits- und
Fitnesssports ist. Dieser Markt ist stark durch kom-
merzielle Anbieter geprägt. Einige Bremer Vereine
haben jedoch schon bewiesen, dass sich Angebote
in diesem Bereich auch für gemeinnützige Vereine
rechnen lassen. Für diese Vereine ist die Erweiterung
um den Gesundheits- und Fitnesssport ein sinnvol-
ler Weg, ihre Mitgliederbasis auszuweiten und mehr
Einnahmen zu generieren. Dabei ist besonders das
Modell kostenpflichtiger Kurse für Nichtmitglieder
erwähnenswert. Viele bremische Vereine können hier
auch schon beachtliche Erfolge vorweisen.

Die Erweiterung des Sportangebots bringt jedoch
auch für die Vereine einen erhöhten Verwaltungs-
aufwand mit sich, besonders in steuerlichen Ange-
legenheiten. Die Qualifizierungs- und Informations-
leistung des Landessportbundes und des Bremer
Turnverbandes sind dabei eine wichtige Stütze. Trotz-
dem wird es im Sinne einer zukünftigen Bremer Ver-
einslandschaft erforderlich sein, manche Bereiche der
Vereinsarbeit zu professionalisieren. Ich denke da be-
sonders an den Finanzbereich, Personalplanung und
ein professionelles Marketing. Hier könnten sich nicht
nur Effizienzgewinne, sondern auch eine gesteiger-
te Aktivität der Vereine für potenzielle Mitglieder oder
sogar der privaten Spender ergeben. Meiner Meinung
nach liegen auch in der Ehrenamtlichkeit Chancen
für Professionalisierung besonders kleiner Vereine.
Warum sollte nicht ein Betriebswirt im Ruhestand
seinen Verein in steuerlichen Bereichen Rat und Hilfe
leisten? In diesem Bereich ist gerade aufgrund des
demografischen Wandels ein großes Potenzial vor-
handen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Sport-
deputation hat mit ihrem Beschluss, künftig koope-

rierende Vereine besonders zu fördern, wichtige An-
reize zur Nutzung von Synergieeffekten gesetzt. Durch
eine intensive Vernetzung und die Nutzung gemein-
samer Ressourcen können die Vereine den Bedürf-
nissen ihrer Mitglieder besser nachkommen. Sie stär-
ken damit auch ihre langfristige Finanzkraft. Ich sehe
zudem ein hohes Potential in der Fusion einzelner
Vereine. Das verringert etwa die Kosten der Verwal-
tung und führt zu modernen Vereinsstrukturen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die be-
grenzten Hallenkapazitäten in Bremen haben in den
letzten Jahren zu einer erhöhten Rivalität der jewei-
ligen Nutzer geführt. Diese Problematik wird durch
die Einrichtung von Ganztagsschulen voraussichtlich
an Komplexität gewinnen. In der Studie „Grundla-
gen der Sportentwicklung in Bremen“ wird zu Recht
darauf hingewiesen, dass der vorhandene Bestand
an Sporthallen und Sporträumen optimal genutzt wer-
den muss, damit den Bedürfnissen der verschiede-
nen Nutzer nachgekommen werden kann. Mit dem
zentralen Hallenmanagement sind wir einen wich-
tigen Schritt in diese Richtung gegangen. Bei zukünf-
tigen Sanierungs- und Renovierungsmaßnahmen ist
meiner Meinung nach zudem den sich veränderten
sportartspezifischen Bedürfnissen der Vereine und
Schulen Rechnung zu tragen.

Die erfolgreiche Umsetzung des Strukturwandels
in Richtung gesunder Sport und Trendsportarten
erfordert unsere infrastrukturelle Unterstützung in
enger Absprache mit den jeweiligen Nutzern. Zudem
sind zukünftige Bedürfnisse zu berücksichtigen und
nach Möglichkeit die Konzepte der Multifunktiona-
lität durchzusetzen. In diesem Zusammenhang be-
grüße ich auch die Anstrengungen, kommunale Sport-
stätten vermehrt dem Eigenbetrieb der Vereine zu-
zuführen. Dies stärkt die Eigenverantwortlichkeit der
Vereine und wird mittelfristig zu einer größeren Ef-
fizienz führen.

(Glocke)

Ein Beispiel noch, Herr Präsident!

Präsident Weber: Sie sind über die Zeit hinaus
geraten.

Abg. Gerling (CDU): Okay! Meine Damen und
Herren, lassen Sie uns die erfolgreiche Zusammen-
arbeit mit den Sportvereinen und dem Landessport-
bund fortsetzen, und lassen Sie uns gemeinsam die
Zukunftsfähigkeit der vielfältigen bremischen Ver-
einslandschaft sichern, um allen Bremerinnen und
Bremern ein breit gefächertes und vor allem für je-
den ein bezahlbares Sportangebot zu garantieren! –
Danke schön!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Dr. Güldner.
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Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben heute so etwas wie eine Grundsatzdebatte
für die weitere Sportentwicklung im Lande Bremen
geführt. Das ist sicherlich etwas, was auch hin und
wieder und gerade jetzt, da die Legislaturperiode zu
Ende geht, ganz gut ist. Es ist auch gut, sich das noch
einmal in etwas grundsätzlicherer Art und Weise
anzuschauen.

Wir haben auch, was immer wieder einmal vor-
kommt, eine Große Anfrage, die so ein bisschen eine
Loberheischungsanfrage aus dem Parlament an die
Regierung ist, aber das ist auch nichts Schlimmes, das
gibt es überall und von allen Fraktionen. Man möchte
auch gern einmal präsentieren, was man in den letzten
dreieinhalb Jahren im Sport gemacht hat. Ich kann
auch bestätigen, weil wir, wie ich finde, gerade im
Sportbereich, das ist doch immer noch etwas Beson-
deres, sehr vertrauensvoll und sehr eng zusammen-
arbeiten unter den Fraktionen, dass wir eigentlich in
sehr vielen Fragen dort eine gemeinsame Position
haben. Ich glaube, dass das gut ist, auch als Lobby
des Sports im Parlament gegenüber anderen Inter-
essengruppen aufzutreten und hier gemeinsam für
den Sport als politische Kräfte in Bremen tätig zu sein.
Ich kann für meine Fraktion sagen, dass wir an die-
ser gut geübten Praxis auch in der Zukunft nichts
ändern wollen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Es ist so, dass trotzdem einige Punkte bleiben, über
die wir auch immer wieder kontrovers diskutieren,
weil sich im Sport natürlich eine Reihe von Fragen
stellt. Das betrifft uns in Bremen jetzt ganz besonders,
was das Wünschbare ist, darüber sind wir uns sofort
einig, und wie wichtig der Sport im Lande Bremen
ist, wo das Wünschbare und das Machbare ausein-
anderdriftet, wo wir also nicht alles umsetzen kön-
nen, nicht alles machen können, was wir eigentlich
als Sportpolitiker, Sportsenator, Sportamt und -ver-
eine, Landessportbund und so weiter eigentlich für
notwendig halten.

Hier ist noch einmal die große integrative Kraft des
Sports hervorgehoben worden. Das hört sich ein bis-
schen abgedroschen an, man denkt sich, das haben
wir schon einmal gehört, das ist etwas, was sie alle
sagen. Wenn man sich aber ein bisschen zurücklehnt
und schaut, was in einer Großstadt wie Bremen und
auch in Bremerhaven tatsächlich an sozialen Span-
nungen, an Verwerfungen und an Problemen vorhan-
den ist, da muss gar nicht von großen Gewaltdelik-
ten oder Kriminalität die Rede sein, sondern einfach
bei alltäglichen Entwicklungen, die in eine doch sehr
bedenkliche Richtung gehen, wenn Sie es sich einmal
anschauen, ob das nun die Integration von Behinder-
ten ist, ob es das Zusammenleben der Geschlechter
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

ist, ob es das Zusammenleben von verschiedenen Kul-
turen ist, der Zusammenhalt im Stadtteil, das Ehrenamt
ist genannt worden, der Zusammenhalt in der Bevöl-
kerung überhaupt, dann ist der organisierte Vereins-
sport, ob nun im Verein oder auch in etwas loser ge-
strickten Gruppierungen ein großer Kitt, der die Men-
schen zusammenhält und wo die Menschen zusam-
menkommen.

Von  Daniel  Cohn-Bendit  stammt  der  Spruch:
„Manchmal ist ein Fußball sehr viel besser als ein gro-
ßes Integrationsprogramm.“ Er hat das damals be-
zogen auf seine Tätigkeit als Vorsitzender der Aus-
länderintegrationsbehörde in Frankfurt gesagt, und
ich glaube, er hat recht gehabt, manchmal ist es viel
einfacher, als wir denken, die Menschen zusammen-
zubringen, und Sport ist auf jeden Fall ein Mittel, um
die Menschen zusammenzubringen, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen steht es uns gut an, hier an einem Strick
zu ziehen, hier zu versuchen, was immer möglich ist,
möglich zu machen. Ich sagte es aber schon, und
deswegen müssen wir diese Punkte auch ansprechen,
es wird in Zukunft nicht alles, was wir wollen, mög-
lich sein. Ich glaube, dass die Zeit vorbei ist, und es
fallen uns heute, wenn wir die internen Beratungen
im Sportbereich uns einmal anschauen, immer wieder
auch die Sünden der Vergangenheit dort auf die Füße.

Es ist die Zeit vorbei, als wir mit großen neuen An-
lagen, mit großer neuer Infrastruktur, mit sehr pres-
tigehaltigen großen Projekten dort die Menschen be-
glückt haben, diese Zeit muss endgültig vorbei sein.
Wir haben heute einen Verein nach dem anderen, der
mit  der  Insolvenzdrohung  in  die  Sportdeputation
kommt und nun neue Zuschüsse beantragt, weil er
im Grunde genommen den Unterhalt dieser überdi-
mensionierten Anlagen sich nicht mehr leisten kann.
Das ist nun Vergangenheit. Ich will es nicht wieder
aufrollen. Das heißt für die Zukunft nur, wenn wir in
den Sport investieren, was wir gemeinsam nach al-
len Kräften machen wollen, dann muss nachholen-
de Investition, dort, wo es bisher versäumt worden
ist, eine Wert erhaltende Investition in den Gebäu-
debestand, in den Bestand der Sportanlagen, in die
Funktionalität und die tatsächliche Nutzbarkeit im
Vordergrund stehen und weniger das große Gedränge
und das Prestige großer Anlagen.

Ich will jetzt hier keine Namen von Vereinen oder
von bestimmten Anlagen nennen, weil es unter uns
eigentlich ganz guter Brauch war, das nicht in der
großen Öffentlichkeit auszutragen. Aber wir haben
leider viel zu viele dieser Stellen in Bremen und Bre-
merhaven, wo uns diese Investitionen der Vergan-
genheit heute auf die Füße fallen und wo wir heute
konsumtive Sportmittel, die wir ganz dringend brau-
chen würden, um andere Dinge zu tun, nun in der
Finanzierung dieser Anlagen gebunden sehen. Das
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ist sicherlich etwas, woraus die Sportpolitik insgesamt
eine Lehre ziehen muss, dass wir hier einen ande-
ren Pfad einschlagen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Das heißt für mich auch, um auch trotz dieser Ge-
neraldebatte oder dieser sehr grundsätzlichen Debatte
auch einmal ein paar sehr konkrete Aussagen zu ma-
chen, ganz klar, es kann heute und auch nicht in der
nächsten Legislaturperiode auf gar keinen Fall einen
weiteren Ausbau des Grambker Sportparksees ge-
ben, jedenfalls nicht mit öffentlichen Mitteln. Wenn
Private in der Lage dazu sind, dort künstliche Wild-
wasserbahnen, olympische Regattastrecken und was
auch immer noch zu bauen, dann können sie das gern
tun, wenn sie in der Lage sind, die auch zu erhalten,
dann können sie das auch gern tun. Aber wir haben
so viele Baustellen im Sportbereich in Bremen und
Bremerhaven, in die wir in Zukunft Geld investieren
müssen, dass wir uns ein neues Paradies des Was-
sersports in Bremen-Nord einfach nicht leisten kön-
nen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Es schadet natürlich auch der Glaubwürdigkeit von
Politik, wenn man an einem Tag eine sehr – sagen
wir es einmal vorsichtig und etwas zurückhaltend –
gut ausgestattete Rettungsstation des DLRG an die-
sem Sportparksee einweiht, die nun wirklich bis auf
das Feinste ausgestattet ist, und wenn wir dann hin-
terher feststellen müssen, dass sie aber leider nicht
besetzt war an den entscheidenden Sommertagen am
Wochenende und dass dann dort Kinder ertrinken.
Ich bin immer der Meinung gewesen, dass auch die
aufsichtsführenden Personen, die Eltern, eine ganz
wichtige Rolle zu spielen haben, dass die Kinder ers-
tens schwimmen können und zweitens nicht ertrin-
ken. Ich will das hier überhaupt nicht so hinstellen,
als ob das etwa nur Schuld des Staates oder wessen
auch immer ist. Da gibt es eine ganz große Verant-
wortung auch der Eltern für ihre Kinder. Es ist aber
natürlich ein falsches Zeichen an die Bevölkerung,
wenn wir dort ein Gebäude hinstellen, wenn wir
wieder einmal Millionen in Beton investieren, aber
die Menschen nicht haben, die dort Dienst tun und
die tatsächlich dann das Rettungswesen betreiben.
Das ist das falsche Signal.

Es müsste eigentlich umgekehrt sein, wir müssten
zunächst sicherstellen, dass die Ehrenamtler, die beim
DLRG sehr gute Arbeit leisten, so ausgestattet wer-
den, dass sie dies auch tatsächlich dann tun können.
Dann könnte vielleicht das eine oder andere Invest-
ment in Gebäude hinzukommen. Wenn es ein biss-
chen bescheidener wäre, dann wäre es zumindest für
die Arbeit des DLRG vor Ort sicherlich nicht hinder-
lich gewesen, wenn es ein paar Millionen weniger
gekostet hätte, aber dafür dann vielleicht die Ehren-

amtler unterstützt worden sind, motiviert zu werden,
noch mehr Dienst dort für die Menschen zu machen,
meine Damen und Herren.

Sie sehen schon, dass es durchaus nicht so ist, dass
man, nur weil man gemeinsam Lobby für den Sport
ist, dort keine Fragen hätte, die nicht politisch strit-
tig zu klären wären. Dort gibt es durchaus auch Un-
terschiede. Ich denke, wir werden uns trotzdem in
dieser Allianz für den Sport einfinden. Es ist aber auch
so, und ich schätze einmal, dass die Kollegen Pohl-
mann, Gerling, der Sportsenator, dass wir auch alle
so gestimmt sind, dass wir nicht unkritisch den Ent-
wurf des Landessportbundes einfach nur abnicken
und sagen, nun sind wir eine Allianz für den Sport,
machen alles genauso wie vorher, haben aber ein
schönes Papier, sondern hier sind ja auch einige Dinge
enthalten, in der Antwort des Senats wird es schon
so ein bisschen angedeutet: Braucht man noch einmal
neue Netzwerke, neue Gremien und Dinge, die dort
vielleicht angedeutet sind, oder geht es möglicher-
weise eher in Richtung einer Verschlankung der Ver-
bandsstruktur oder der Gremienstrukturen? Dann glau-
be ich, dass Sportpolitik eher auf Letzteres setzen soll-
te, um damit gerade umso effektiver den Sport zu un-
terstützen, den Landessportbund zu unterstützen und
damit auch die vielen Vereine und die Menschen, die
dort in den Vereinen Sport treiben.

Lassen Sie mich eine letzte Anmerkung machen,
weil wir das wahrscheinlich entgegen dem, was, glau-
be ich, der Kollege Pohlmann sagte, morgen nicht
mehr diskutieren werden, die Frage der Sportwet-
ten! Das wird dann wahrscheinlich im Oktober hier
aufgerufen werden nach dem Urteil heute. Ich glaube,
dass wir eine große Chance verpassen würden, die
Finanzierung des Sports, die uns soviel Kopfzerbre-
chen bereitet, auf eine breitere Grundlage zu stel-
len, wenn wir darauf setzen, dass wir ausschließlich
über die etwas krampfhafte Erhaltung des staatlichen
Wettmonopols hier glauben, die Finanzierung des
Sports sicherstellen zu können.

Ich glaube, der Sport würde davon profitieren, wenn
wir ein System hätten, mit dem unter den bestimm-
ten Auflagen, Sie haben unseren Antrag ja gesehen,
begrenzt private Anbieter zugelassen würden, steu-
erpflichtig würden und auch pflichtig würden, Ab-
gaben in dem Sportbereich abzuführen. Lassen Sie
uns gemeinsam darüber nachdenken, ob hier schon
wirklich das letzte Wort gesprochen ist! Die Finan-
zierungsgrundlage des Sports aus reinen Haushalts-
mitteln ist immer schwieriger, wir sehen das jeden
Tag in der Sportdeputation in den entsprechenden
Gremien, und wir müssen sicherstellen, dass in Zu-
kunft alle Quellen, die vertretbar sind, hier für die
Finanzierung des Sport mit herangezogen werden
können. Ich glaube, wenn ich mir so anschaue, was
sich hier bundesweit gerade tut, so ist die abschlie-
ßende Meinungsbildung der Länder noch nicht zu
Ende. Hier ist bis Dezember noch ein bisschen Zeit.
Lassen Sie uns also auch noch in diesem Punkt darüber
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nachdenken, was wir für den Sport mehr und bes-
ser tun können als bisher! – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Große Anfrage mit
der Drucksachen-Nummer 16/1009, Sportentwicklung
im Land Bremen, ist eine wichtige und richtige An-
frage, die ich namens der Deutschen Volksunion im
Interesse des Sports nur unterstützen kann. Eine ef-
fektivere verbesserte Sportentwicklung ist in der heu-
tigen Gesellschaft gerade für das verarmte und rui-
nierte Bundesland Bremen unverzichtbar. Deshalb ist
Ihre Anfrage auch eine wichtige Anfrage. Da ich ja
noch – ich betone noch – als Einzelabgeordneter der
DVU keine Kleinen oder Großen Anfragen stellen darf,
werde ich selbstverständlich Ihre Anfrage voll und
ganz unterstützen.

Der Sport in seiner Gesamtheit hat eine sehr gro-
ße gesellschaftliche Bedeutung. Sport begeistert junge
und alte Menschen gleichermaßen. Sport integriert
Menschen mit Behinderung, junge und alte Menschen
aus allen Gesellschaftsschichten, und das ist auch gut
so. Sport trägt in hohem Maße zur Völkerverständi-
gung bei, es sei denn, einige ausländische Amateur-
vereine benehmen sich bei einigen Fußballspielen
wie gewalttätige Holzhacker, das gibt es auch im Lan-
de Bremen und muss auch einmal genannt werden.
Zahlreiche gewalttätige Übergriffe und Ausschreitun-
gen gegen den Schiedsrichter und die Spieler gibt
es zur Genüge. Diese traurige, nachweisbare Tatsa-
che trägt nicht gerade zu einer erfolgreichen Integra-
tion und einer friedlichen Völkerverständigung bei.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann,
bleiben Sie jetzt endlich einmal beim Thema! Sie ha-
ben jetzt den Sport als Thema, bekommen Sie nicht
wieder die Kurve zu Hasstiraden gegen die Auslän-
der hier!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie haben hier schon Vokabular benutzt mit ruiniert,
verarmt. Ich denke, Sie sollten einmal zu einer Sprache
zurückfinden, die erträglich ist.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Abg. Tittmann (DVU): Ich bin der Meinung, das
sind Tatsachen, aber die können Sie ja nicht mehr
erkennen.

Meine Damen und Herren, der Sport auch in Bre-
men gerade zur Fußballweltmeisterschaft 2006 in
Deutschland hat eine ganz besonders große Anzie-
hungskraft ausgeübt, aber wie schon vorhin erwähnt,
nicht nur zur WM 2006. Tatsache ist, dass im Land
Bremen zirka 120 000 Menschen in 430 Sportverei-
nen als Mitglieder in verschiedensten Funktionen, als
ehrenamtliche Helfer, als Funktionäre oder als Sport-
ler, insgesamt aktiv das Vereinsleben in Bremen ge-
stalten, unbezahlbar und aufopferungsvoll für das
Gemeinwesen den Sport im Lande Bremen direkt am
Leben erhalten. Dafür im Namen der Deutschen Volks-
union allerherzlichen Dank an alle Funktionäre, eh-
renamtlichen Helfer und Sportler aller Bremerhavener
und Bremer Sportvereine!

Meine Damen und Herren, dazu kommen noch zir-
ka 10 000 Menschen, die an verschiedenen Kursan-
geboten der Vereine teilnehmen. Diese Zahlen sind
schon ein ganz kleiner wichtiger Hoffnungsschimmer
für eine gute zukünftige Sportentwicklung im Lan-
de Bremen, aber eben nur ein ganz kleiner Hoffnungs-
schimmer am düsteren Horizont. Insgesamt haben wir
durch Ihre unerträglichen Kürzungen im sehr wich-
tigen Sportbereich im Lande Bremen eher einen un-
dichten Nebel des Grauens. Darum habe ich ja auch
in unzähligen Redebeiträgen im Namen der Deut-
schen Volksunion nachweislich unermüdlich deutlich
gefordert, dass zum Beispiel das Ehrenamt im Sport
deutlich gestärkt und verbessert werden muss, dass
auch die Übungsleiterpauschale erhöht werden muss,
dass die Rahmenbedingungen für die Sportvereine
insgesamt spürbar und effektiver verbessert werden
müssen und so weiter und dass der Spitzensport be-
sonders in Bremerhaven viel stärker unterstützt und
gefördert werden muss.

Das heißt, dass die Sportstättensituation vorrangig
in Bremerhaven deutlich verbessert werden muss. Wir
haben in Bremerhaven schon seit Jahren konstant
großartige sportliche Erfolge im Spitzensport zu ver-
zeichnen, die für das ganze Bundesland Bremen bun-
desweit ein unbezahlbarer Werbeträger von unschätz-
barem Wert geworden sind. Ich denke hier nur einmal
stellvertretend für sehr viele Bremerhavener Sport-
vereine zum Beispiel an den mehrfachen Welt-, Eu-
ropa- und deutschen Meister TSG Bremerhaven, an
die sehr erfolgreiche Bremerhavener Bundesliga-
Basketballmannschaft, an die großartigen Erfolge
Bremerhavener Eishockeymannschaften und so wei-
ter. Meine Damen und Herren, diese erfolgreichen
Spitzenmannschaften aus Bremerhaven haben schon
seit Jahrzehnten unter äußerst entsetzlichen und ka-
tastrophalen Trainingsbedingungen konstant meis-
terliche Erfolge erzielt. Ich bin sehr stolz darauf, dass
unser Bremerhavener Sport, gerade unsere Eishockey-
mannschaft LV, mit großer erfolgreicher Unterstützung
der Deutschen Volksunion

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Was?)
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nun endlich, vielleicht hoffentlich bald, ein neues Eis-
hockeystadion bekommen soll – ja, das Ergebnis ist
ja nun nicht immer bekannt –,

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Der spricht im
Delirium!)

und dass dieses jahrzehntelange Trauerspiel wahr-
scheinlich bald beendet ist.

Meine Damen und Herren, dafür hat die Deutsche
Volksunion schon seit Jahren gemeinsam mit den Eis-
hockeyfans und dem Bremerhavener Sport erfolgreich
gekämpft und demonstriert. Auch die Stadt Bremer-
haven gehört zu einer wichtigen, zukunftsorientier-
ten Sportentwicklung im Lande Bremen. Damit Sie
die Stadt Bremerhaven und ihre Sportentwicklung
nicht vergessen, dafür sitze ich als Bremerhavener
Abgeordnete hier und passe darauf auf. Darauf kön-
nen Sie sich verlassen!

Meine Damen und Herren, Sie schreiben in Ihrer
Anfrage folgerichtig: „Die Haushaltsnotlage des Lan-
des Bremen stellt in diesem Zusammenhang eine wei-
tere Herausforderung für den Sport dar. Von daher
sind die unterschiedlichen Anstrengungen des orga-
nisierten Sports zu begrüßen, über die aktuelle Dis-
kussion der Haushaltsaufstellungen hinaus eine lang-
fristige strategische Neuerstellung der Sportpolitik
zu diskutieren.“

Meine Damen und Herren, genau das ist der Punkt.
Tatsache ist doch: Sie brauchen über weitere Heraus-
forderungen, über eine langfristige Strategie, Neu-
aufstellung im Sportbereich, die Sportpolitik insge-
samt, gar nicht mehr lange zu diskutieren. Sie wa-
ren es doch, auch Ihre SPD, die im sehr wichtige Sport-
bereich unverantwortliche drastische, dramatische
finanzielle Kürzungen zum Schaden der Sportler, der
Vereine rücksichtslos vorgenommen haben. Sie waren
es doch und niemand anders! Also, worüber wollen
Sie denn noch ohne ausreichende Mittel diskutieren?
Darum sage ich Ihnen in aller Deutlichkeit: Ohne Geld
kein Sport, und ohne Sport keine positive Sportent-
wicklung im Lande Bremen! So einfach ist das! Das
dürfte sogar Ihnen einleuchten!

Meine Damen und Herren, Ihre unverantwortlichen
Kürzungen im Sportbereich haben doch bereits jetzt
schon dazu geführt, dass zum Beispiel die Bereitschaft,
sich ehrenamtlich im Verein für andere einzusetzen,
dramatisch zurückgegangen ist. Auch die Bereitschaft,
Verantwortung in wichtigen Funktionen, Ämter im
Verein zu übernehmen, ist ebenfalls erschreckend
zurückgegangen. Die Folge ist, dass sehr viele Sport-
vereine ihre sportlichen Angebote zu Lasten von Kin-
dern, Jugendlichen und älteren Menschen unverant-
wortlich weiterhin drastisch reduzieren mussten. Diese
traurige, erschreckende Tatsache trägt mit Sicherheit
nicht zu einer verbesserten Sportentwicklung im Land
Bremen bei, ganz im Gegenteil! Deshalb rate ich Ihnen
dringend, bringen Sie hier keine unnötigen Anfra-

gen ein, deren Antworten Ihnen schon seit Jahrzehn-
ten bekannt sein dürften, sondern bringen Sie hier
schnellstens klare und effektive Anträge ein, die wir
dann im Sinne der Sportler und zum Nutzen der
Vereine des Landes Bremens einstimmig beschlie-
ßen  und  für  eine  verbesserte  Sportentwicklung
schnellstens politisch auch umsetzen können! Hierzu
haben Sie immer die hundertprozentige Unterstüt-
zung der Deutschen Volksunion.

Darüber hinaus hat sich die Deutsche Volksunion
immer ausdrücklich, wo das hier schon einmal ge-
nannt worden ist, gegen Rassismus, gegen Fremden-
feindlichkeit ausgesprochen, ganz deutlich!

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Ja, Sie lachen! Vielleicht sollten Sie öfter einmal die
„National-Zeitung“ lesen, da konnten Sie es näm-
lich genau mitverfolgen. – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich versuche, so
ein bisschen den Nebel des Grauens hier zu beseiti-
gen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich gebe zu, dass ich in der kommenden Woche
einen entscheidenden Geburtstag feiere, aber dass
man mit 40 Jahren schon anfängt, an Amnesie zu lei-
den, das wäre mir auch medizinisch neu, Frau Mohr-
Lüllmann, darüber müssen wir uns wieder einmal un-
terhalten. Herr Tittmann, ich habe heute das erste Mal
überhaupt gehört, dass Sie hier im Parlament etwas
zum Thema Sport sagen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Thema hat Sie bisher überhaupt nicht interes-
siert. Ich habe das bisher auf unterschiedliche Ursa-
chen geschoben, dass Sie keine besondere Affinität
zu Sport haben. Sie haben ja in dieser Legislaturpe-
riode auch noch an keiner einzigen Sitzung der Sport-
deputation teilgenommen, obwohl Sie ihr angehören.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich möchte Sie nicht provozieren, ich möchte auch
nicht, dass Sie mich falsch verstehen. Ich habe Sie
da nicht vermisst.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, bei der
CDU und beim Bündnis 90/Die Grünen –

Glocke)
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Präsident Weber: Herr Bürgermeister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Tittmann?

Bürgermeister Röwekamp: Ja, klar!

Präsident Weber: Bitte, Herr Tittmann!

Abg. Tittmann (DVU): Herr Senator Röwekamp – –.

(Abg. P f a h l  [CDU]: Schrei mir nicht so
in die Ohren! – Heiterkeit)

Soll ich Ihnen Ohrstöpsel geben? Bleib doch ganz
ruhig da!

Herr Senator Röwekamp, ich habe Sie auch nicht
vermisst. Aber vielleicht sollten Sie mir auch einmal
eine Einladung schicken.

Präsident Weber: Haben Sie eine Frage, Herr Titt-
mann?

Abg. Tittmann (DVU): Ja! Wie ist es mit Einladungen
für Sitzungen, nicht der städtischen, zu der ich ja nicht
gehöre, sondern der regulären?

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, dies
gehört nicht hierher. Das hätten Sie mit der Verwal-
tung klären können, wenn Sie keine Einladung be-
kommen.

Herr  Bürgermeister  Röwekamp,  Sie  haben  das
Wort!

Bürgermeister Röwekamp: Sehr geehrter Abge-
ordneter Tittmann, selbstverständlich bekommen Sie
Einladungen zu diesen Sitzungen. Das heißt nicht,
dass wir uns darüber freuen, dass Sie kommen. Ich
möchte ja auch wirklich nicht, dass Sie das Verhal-
ten jetzt ändern. Bleiben Sie so, wie Sie sind! Ich sage
Ihnen, wir werden Sie auch in der nächsten Legisla-
turperiode hier im Parlament nicht vermissen. Des-
wegen, glaube ich, ist das Ihre Abschiedsrede zum
Thema Sport hier heute gewesen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])

Ich will an dieser Stelle deswegen auch ganz be-
wusst vorwegschicken, dass ich mich freue, dass wir
hier im Parlament über diesen Bereich auch so aus-
führlich auf der Grundlage einer Großen Anfrage
miteinander diskutieren können, weil man die gesell-
schaftliche Bedeutung des Sports eigentlich nicht
genug zum Ausdruck bringen kann und ich bei al-
ler Einigkeit, die uns in vielen Sachfragen immer
verbindet, manchmal auch den Eindruck habe, dass

wir eigentlich zu wenig über das sprechen, was Sport
leistet.

Deswegen will ich an dieser Stelle noch einmal sa-
gen, wenn wir viel mehr Menschen hätten, die sich
in Sportvereinen bewegen würden, dann hätten wir
wahrscheinlich viel weniger Probleme damit, eine Ge-
sundheitsreform zu finanzieren, weil die Menschen
mehr für ihre Gesundheit tun würden. Wir hätten viel
weniger Probleme mit der Integration von Menschen
mit körperlichen Nachteilen, genauso wie mit Men-
schen mit anderen Migrationshintergründen, weil sie
beim Fußball eben nicht nach Nation spielen, son-
dern weil sie danach spielen, dass sie gemeinsam ver-
suchen, ein gutes Ergebnis zu erreichen. Das ist für
Integration ganz wichtig.

Wir haben natürlich auch keine Probleme im Sport,
was die Integration und die Gleichberechtigung von
Menschen mit unterschiedlichen Geschlechtern oder
auch unterschiedlichen sexuellen Neigungen betrifft.
All das leistet Sport in vorbildhafter Art und Weise,
und dafür können wir nur sehr dankbar sein. Wir
könnten es nämlich staatlich überhaupt nicht finan-
zieren, was der Sport leistet, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe ja nun das Vergnügen gehabt, im letzten
und in diesem Jahr Vorsitzender der Sportminister-
konferenz zu sein. Das war nicht nur deswegen er-
freulich, weil in diese Zeit zufällig die Fußballwelt-
meisterschaft in Deutschland fiel und ich auch das
Vergnügen hatte, an den Olympischen Winterspie-
len in Turin teilzunehmen. Der nächste Vorsitz der
Sportministerkonferenz wird in 32 Jahren wieder an
Bremen fallen, es ist also durchaus möglich, dass ich
noch einmal die Gelegenheit habe, diese Funktion
auszuüben.

(Heiterkeit – Abg. Frau H ö v e l -
m a n n  [SPD]: 70!)

Ich bin mir ziemlich sicher, Frau Hövelmann, dass wir
beide bis 72 arbeiten müssen, weil die Rentenversi-
cherung uns vorher gar nicht haben will.

Ich will damit nur sagen, auch bundesweit hat Bre-
men in dieser Zeit genauso wie auch die Vorsitzen-
de des Landessportbundes Bremen als Vorsitzende
der Ständigen Konferenz der Landessportbünde eine
ganz entscheidende Rolle in dieser Sportentwicklung
in den letzten Jahren gespielt. Wir haben zwei Schwer-
punkte gesetzt, und das ist heute auch in der Debat-
te deutlich geworden. Wir haben im letzten Jahr aus
Anlass der Sportministerkonferenz über die Frage der
Spitzensportförderung, Drop-out-Effekt und die Frage
der Vereinbarkeit zum Beispiel von Studium und
Spitzensport miteinander gesprochen. Wir werden in
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diesem Jahr sehr ausführlich über die gesellschaft-
liche Bedeutung des Sports hier Bremen reden in der
nächsten Woche anhand der Studie von Professor
Hickel, der diese national allen Sportministern aller
Länder vorstellen wird. Das macht auch noch einmal
deutlich, dass wir nicht nur eine soziale, integrative
und gesundheitliche Bedeutung des Sports haben,
sondern auch eine wirtschaftspolitische Bedeutung
des Sports. Das, was Sport in diesen Fragen leistet,
ist, wie gesagt, staatlich nicht zu ersetzen, und dar-
an sollte man in diesen Tagen auch denken.

Herr Dr. Güldner, ich bin dafür, dass man Feste fei-
ert, wie sie fallen, und dass man Anträge dann be-
rät, wenn sie auf der Tagesordnung stehen. Ihr An-
trag wird vielleicht morgen nicht an die Reihe kom-
men, aber ich bin mir völlig sicher, dass Sie in der
Frage der Bewertung des staatlichen Lotteriemono-
pols völlig falsch liegen. Sie liegen ordnungspolitisch
völlig falsch, Sie liegen aber auch völlig falsch, was
die Frage der Finanzierung betrifft. Wir wären ohne
Staatsmonopol in der Lotterie überhaupt nicht in der
Lage, die Entwicklung im Sport auch nur ansatzweise
finanziell zu unterstützen. Deswegen ist das System,
wie wir es haben, wie ich finde, gut. Es ist ein Prä-
ventionsmodell, nirgendwo wird besser Prävention
gegen Spielsucht, gegen viele andere gesellschaft-
liche Probleme betrieben als im Sport, und deswe-
gen ist es richtig und vernünftig, dass wir aus solchen
Dingen wie Wetten beispielsweise nicht Haushalts-
mittel speisen, sondern den Sport fördern. Ich finde,
das ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer Über-
einkunft mit dem organisierten Sport, und den soll-
ten wir und auch Sie, Herr Dr. Güldner, nicht versu-
chen, einseitig aufzukündigen.

(Beifall bei der CDU)

Ich will, meine Damen und Herren, was die De-
batte betrifft, mich hier ausdrücklich bei den Abge-
ordneten bedanken, da man sich in dieser ja nicht
ganz einfachen Frage der Sportentwicklung und Sport-
flächenentwicklung in Bremen natürlich gehörig in
die Haare kriegen kann. Da macht man sich nichts
vor. Das Ergebnis der Studie, die wir gemeinsam mit
dem Landessportbund in Auftrag gegeben haben, ist
ja zunächst einmal, dass wir das Sportverhalten un-
tersucht haben und versuchen zu antizipieren, wel-
che Anforderungen an Sportflächeninfrastruktur es
eigentlich in zehn oder 15 Jahren geben wird, wel-
che es heute gibt und wohin die Entwicklung geht.

Da muss man ganz klar sagen, dass uns hier eine
Tendenz aufgezeigt worden ist, die gesagt hat, ihr
müsst multifunktional nutzbare Hallen haben, also
nicht mehr die klassische Dreifeldhalle, sondern eben
Hallen, in denen man andere Kursangebote beispiels-
weise machen kann, in denen man Gesundheitssport
machen kann, in denen man Sport machen kann, der
auch die Frage der Kur oder Behandlung nach be-
stimmten gesundheitlichen Ausfallerscheinungen be-

trifft, also ein völlig verändertes Sportangebot. Wir
brauchen weniger Großspielfelder, das ist eben auch
eines der Ergebnisse, weniger Tennisplätze, aber wir
brauchen mehr und besser ausgestattete sportliche
Infrastruktur auch hier in Bremen.

Das ist natürlich regional ganz unterschiedlich zu
bewerten, das will ich an dieser Stelle sagen. Dass
es uns gelungen ist, mit dem organisierten Sport, mit
dem Fußballverband, mit dem LSB, mit den Kreis-
sportbünden hier zu einer Verabredung darüber zu
kommen, wie man ein solches Programm umsetzen
kann, das ist nicht ganz einfach gewesen. Das liegt
aber auch daran, und das will ich ausdrücklich sa-
gen, dass ein Ergebnis dieser Studie ist, dass die
Sportflächeninfrastrukturplanung in Bremen in den
letzten 20 Jahren hervorragend war. Das darf man
an dieser Stelle auch einmal sagen. Herzlichen Dank
an die Menschen im Sportamt, die das über diese
vielen Jahre gestaltet haben!

Wir haben regional ein sehr gut aufgestelltes Sport-
flächenangebot, das natürlich optimiert werden kann,
aber es hat sich Bremen keine Fehlplanungen geleis-
tet. Herr Dr. Güldner, wenn Sie sagen, wir hätten
Millionen Euro teure DLRG-Stationen, dann will ich
an dieser Stelle nur sagen, es gibt keine DLRG-Sta-
tion, die Millionen gekostet hat, nicht einmal die am
Sportparksee in Grambke, sondern hier reden wir über
keine Investitionssummen, mit denen Sie üblicher-
weise in der Öffentlichkeit auch spielen, sondern hier
reden wir über eine Investition, die deutlich reduziert
und gedrosselt worden ist. Ich glaube, in Anbetracht
des Umstandes, dass wir hier sowieso Badebetrieb
an diesem See hatten, wäre es unverantwortlich ge-
wesen, der Lebensrettung vor Ort nicht geeignete
Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen. Ich den-
ke, das muss man an dieser Stelle auch einmal sa-
gen.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Bürgermeister Röwekamp,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Schildt?

Bürgermeister Röwekamp: Ja, gern!

Präsident Weber: Bitte sehr!

Abg. Schildt (SPD): Herr Bürgermeister, Sie haben
eben sehr eindrucksvoll gesagt, wie wichtig so ein
Sportmanagement ist, Entwicklungsperspektive für
die nächsten Jahre, Sie haben es für Bremen expli-
zit gesagt. Mich würde schon einmal interessieren,
warum Sie dann in der Antwort auf Frage zwei zu
der Beurteilung kommen, dass für die Stadtgemein-
de Bremerhaven das, was da wohl bisher mit reinen
Bordmitteln auf den Ist-Stand abgesprochen, analy-
siert wurde, dann aus Ihrer Sicht kein Bedarf ist für
einen Sportentwicklungsplan. Sie haben ja sehr ein-
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drucksvoll gesagt, wie wichtig der für Bremen ist und
welche Perspektiven er bietet. Für Bremerhaven gibt
es ihn in dieser Form nicht, und Sie kommen in der
Beantwortung zu dem Urteil, dass da kein Handlungs-
bedarf besteht. Teilen Sie diese Auffassung?

Bürgermeister Röwekamp: Ja, sonst hätten wir sie
dem Parlament ja nicht mitgeteilt! Ich entnehme Ih-
rer Frage, dass Sie diese Auffassung offensichtlich
nicht zu teilen bereit sind, und es würde mich einmal
interessieren, warum nicht. Aber vielleicht kommen
wir darüber einmal ins Gespräch.

Ich glaube, dass diese Sportbedarfsanalyse der ers-
te, ganz entscheidende Teil eben zu der Frage gewe-
sen ist, welche Anforderungen an Sportflächen wir
in den nächsten Jahren haben. Wir sind im zweiten
Schritt in die Bestandsanalyse gegangen, und dann
reden wir darüber, wie das eine mit dem anderen zu
vergleichen ist. Ob und inwieweit das in Bremerha-
ven mit für die kommunalen Sporteinrichtungen auch
in diesem Umfang und in dieser Leistungsfähigkeit
nachgewiesen und überprüft worden ist, entzieht sich
meiner Kenntnis. Ich kenne eine solche Sportflächen-
analyse in diesem Detail für Bremerhaven mit wis-
senschaftlicher Unterstützung nicht.

(Glocke)

Präsident Weber: Gestatten Sie eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Bürgermeister?

Bürgermeister Röwekamp: Ja!

Präsident Weber: Bitte, Herr Schildt!

Abg. Schildt (SPD): Ich habe nur eine kurze Be-
merkung. Würden Sie im Grunde meine Einschät-
zung teilen, dass es durchaus auch Sinn macht, für
die Stadtgemeinde Bremerhaven auf einem niedri-
geren Level, aber auch perspektivisch sich darüber
zu verständigen, wie die Entwicklung weitergeht?

Bürgermeister Röwekamp: Ich würde empfehlen,
dieses Problem da zu klären, wo es hingehört, näm-
lich in Bremerhaven. Wir reden hier ja über stadtbre-
mische Sportflächen.

(Abg. S c h i l d t  [SPD]: Wir sind im
Landtag!)

Wir reden aber trotzdem über stadtbremische Sport-
entwicklung im gesamten Land, da gibt es viele Ten-
denzen, die selbstverständlich für beide Städte gel-
ten, aber die Bestandsanalyse und die Bedarfsana-
lyse haben wir für die Stadtgemeinde Bremen ge-
macht. Das will ich an dieser Stelle nur sagen. Wenn
Bremerhaven dem folgen will, ist es völlig frei, wie
es ja sowieso die freieste Kommune ist. Ich maße mir

kein Urteil darüber an, ob das erforderlich ist oder
nicht. Das kann der KSB-Vorsitzende mit dem Sport-
dezernenten in Bremerhaven dann sicherlich entspre-
chend klären.

Ich glaube, ich will das an dieser Stelle noch einmal
sagen, dass der Prozess nicht ganz einfach gewesen
ist. Wir haben nicht nur in der politischen Abstimmung,
sondern wir haben in der Abstimmung mit Fußball-
verband und Landessportbund häufig eben auch vor
Ort Einvernehmen erzielen können über die Frage,
wie geben wir bestimmte Sportflächeninfrastruktur
auf, aber gleichzeitig, wie schaffen wir eigentlich eine
leistungsfähige neue Sportflächeninfrastruktur. Ich
finde, dass dieser Zeit- und Maßnahmenkatalog, den
wir da entwickelt haben und der in der Deputation
einstimmig beraten worden ist, eine sehr gute Vor-
lage ist.

Ich möchte Herrn Pohlmann natürlich sagen, dass
wir nicht im Jahr 2010 damit beginnen, sondern wir
sind aufgefordert, sofort damit anzufangen. Das ist
ein Programm, das auf mehrere Jahre angelegt ist,
das auch ja Geld in Anspruch nimmt, das umgeschich-
tet werden muss. Deswegen, glaube ich, werden wir
mit unseren Haushaltsmitteln und mit den Anreizmit-
teln bereits im nächsten Jahr mit der Umnutzung
entsprechender Flächen beginnen müssen. Wir fan-
gen ja schon an, die einzelnen Vorlagen in der De-
putation zu beraten.

Ich möchte an dieser Stelle aber auch den Vertre-
terinnen und Vertretern des Landessportbundes dan-
ken, die natürlich an solch einem Prozess nicht nur
mitgewirkt, sondern sich dabei auch aktiv eingebracht
haben, Vorschläge unterbreitet haben und auch
moderierend da, wo es gerieben hat, immer wieder
mitgeholfen haben. Sie müssen sich vorstellen, wir
reden hier natürlich auch über Vereinsflächen, also
Flächen, die Vereine schon teilweise seit vielen Jahren
für sich in Anspruch nehmen. Diese jetzt davon zu
überzeugen, dass man sich vielleicht einmal neu sor-
tieren und neu aufstellen muss, ist ein ganz beson-
deres Verdienst des Landessportbundes, der das, wie
ich finde, in hervorragender Weise mit begleitet und
teilweise auch die Federführung übernommen hat.

Ich glaube, dass wir auch mit der Frage Sportflä-
chenmanagement sofort auf die Bereitschaft des
Landessportbundes getroffen sind, eine solche Auf-
gabe zu übernehmen. Auch das ist nichts Selbstver-
ständliches, weil auch das nicht ganz leicht ist, wie
man sich vorstellen kann. Da muss man versuchen,
unterschiedliche Vereinsinteressen miteinander in
Einklang zu bringen und auch über viele Jahre an-
gestammte Hallen- und Trainingszeiten miteinander
zu verhandeln und eine optimale Ausnutzung unse-
rer Sportflächen zu nutzen.

Ich möchte an dieser Stelle an Sie appellieren, deut-
lich darauf zu achten, dass wir in dem Bereich des
Sports mit einer überschaubaren Menge von Geld für
unsere gesamte Gesellschaft eine Riesenmenge an
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ehrenamtlichem Engagement, an sportlicher Bereit-
schaft, an Vorbildfunktion und letztendlich auch an
gesamtgesellschaftlicher Leistung erzielen können.
Deswegen ist es richtig und vernünftig, dass die Große
Koalition keine Einschnitte bei den Übungsleiterzu-
schüssen vereinbart hat. Deswegen ist es richtig, dass
wir dabei bleiben, dass wir die Investitionsbereitschaft
der Vereine weiter durch Toto- und Lottomittel för-
dern wollen. All das ist ein kleiner Beitrag dafür, was
der Sport als großer Beitrag für unsere Gesellschaft
leistet. Vielen herzlichen Dank also für die sehr kon-
struktive  Begleitung  in  diesem  Thema  und  in  der
Sportdeputation! Ich glaube, wir sind, was das insge-
samt betrifft, auf einem sehr guten Weg, und die Un-
terstützung des Landessportbundes und seiner Ver-
treter ist in dieser Frage außerordentlich hilfreich. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache beendet.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 16/1124
auf die Große Anfrage der Fraktionen der CDU und
der SPD Kenntnis.

Organisierte Selbsthilfe behinderter und
chronisch kranker Menschen in Bremen

und Bremerhaven

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 31. Mai 2006

(Drucksache 16/1033)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 1. August 2006

(Drucksache 16/1095)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Röpke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 16/1095, auf die Große Anfrage in der Bürger-
schaft mündlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Röpke, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. – Das ist
der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Karl Uwe Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU)*): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen, meine Herren!
Auch wenn Bürgermeister Röwekamp jetzt schon
gegangen ist, ich bin außerordentlich dankbar, dass
er die eben geführte Debatte wieder in einen sach-
lichen Zusammenhang gebracht hat. Ich bin auch
glücklich darüber, dass wir jetzt im Anschluss über
Selbsthilfe debattieren, denn das hängt ein bisschen
zusammen. Selbsthilfe, in der Antwort haben Sie
gelesen, es gibt mehr als 600 offizielle Gruppen in
dieser Stadt und diesem Land. Daneben gibt es noch
ganz viele Gruppen, die sich nicht irgendwo ange-
meldet haben, die ganz allein für sich ihr Problem und
das Problem in ihrer Gruppe bewältigen. Wenn Sie
annehmen, dass mindestens 15 Menschen in einer
Gruppe sind – ich gehöre einer Selbsthilfegruppe an,
wir sind 40 –, dann kommen Sie bei 600 Gruppen auf
eine Zahl von vielen Tausend Menschen, die sich hier
in Selbsthilfe in dieser Stadt engagieren, ohne dass
sie das Rampenlicht suchen, meine Damen und Her-
ren.

Das ist der Unterschied: Die Menschen, die Selbst-
hilfegruppen leiten oder in Selbsthilfegruppen tätig
sind, gehen nicht ins Rampenlicht, sie wollen nicht
so sehr auf sich aufmerksam machen, weil sie mit
ihrem Problem beschäftigt sind, das sie für sich al-
lein lösen wollen. Selbst wenn sie sich auf dem Markt
der Möglichkeiten vorstellen, so machen sie ihren Be-
raterstand oder letztes Mal hier oben im Festsaal in
relativer Bescheidenheit, meine Damen und Herren.

Aber dem System der Selbsthilfe, den Frauen und
Männern, die sich hier für die Lösung ihres Problems
und dem ihrer betroffenen Mitbürger einsetzen, ich
denke, denen gebührt genauso wie dem Sport die
Anerkennung dieses Hohen Hauses.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

In der Vorbemerkung lobt der Senat die Selbsthilfe
ausdrücklich. Die CDU-Fraktion begrüßt dieses Lob
und schließt sich dem an. Selbsthilfe und bürgerli-
ches Engagement sind zwei Seiten der gleichen
Medaille. Bürgerschaftliches Engagement ist darauf
gerichtet, primär anderen zu helfen, etwas zu verän-
dern in dieser Stadt. Mit Selbsthilfe, das ist auch schon
im Namen Selbsthilfe verankert, will ich mir selbst
und den Menschen helfen, die das gleiche Problem
haben wie ich, und ich will andere, die in diese Not-
lage kommen, an den Erfahrungen, die ich oder meine
Gruppe schon gemacht hat, partizipieren lassen, teil-
haben lassen, dass sie vielleicht nicht in so ein gro-
ßes Loch fallen wie in das, in das manch einer, der
sich einer Selbsthilfegruppe anschließen musste, schon
gefallen ist.

Die Ergebnisse solcher Selbsthilfegruppen dürfen
nicht verloren gehen, sie werden noch gesammelt und
weitergegeben, und damit wirkt die Selbsthilfe auch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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über den Kreis der Betroffenen hinaus. Selbsthilfe hilft
also auch der Gemeinschaft, nicht nur, dass sie in er-
heblichem Maße Kosten einspart, auch darüber wird
sehr wenig gesprochen. Ich bekenne, wir haben leider
in unserer Großen Anfrage vergessen, danach zu fra-
gen, wie das der Senat einschätzt, was durch Selbst-
hilfegruppen an Kosten gespart werden, aber vielleicht
können Sie ja, Frau Senatorin, in Ihrer Antwort et-
was dazu sagen.

Sie macht, das kann ich auch aus eigener Erfah-
rung sagen und habe ich gesagt, die Menschen, die
Probleme haben, glücklicher, auf jeden Fall geht man,
wenn man aus einer Selbsthilfegruppe zurückkommt
nach Hause, zufriedener nach Hause, als man hin-
gegangen ist, und wenn es nur ein winziges Problem
ist. Ich komme in meinem zweiten Beitrag dazu, in
was für einer Selbsthilfegruppe ich bin, nicht für alte
Männer natürlich.

Meine Damen und Herren, Selbsthilfe wird immer
notwendiger, weil sie vorhandene offizielle Organi-
sationen entlastet und Kosten spart. Es kommen immer
vielfältigere neue Dinge auf uns zu. Sie kennen doch
heute Krankheitsbilder, von denen haben Sie vor ein
paar Jahren noch nie etwas gehört, dass es so etwas
überhaupt gibt, und auch die Menschen finden sich
in Selbsthilfeorganisationen zusammen, lösen ihr
Problem, belasten nicht die Krankenkasse.

Wir werden uns als Gesellschaft in Zukunft nicht
mehr alles leisten können. Daneben kommen aber
auch immer neue Aufgaben auf uns zu, ich sagte es
gerade. Deswegen ist es gut, dass die Selbsthilfe in
Bremen und Bremerhaven gut aufgestellt ist und eine
lange Tradition hat. Auch die Förderung der Selbst-
hilfe durch die beiden Kommunen hat Tradition. Ich
behaupte, das Geld, das wir für die Selbsthilfegrup-
pen ausgeben, ist gut angelegtes Geld mit einer guten
Rendite für die Gesellschaft. Der für 2007 vom Ge-
sundheitsamt angekündigte – und er hat so einen ganz
langen Namen – Gesundheitsselbsthilfebericht wird
dies sicher belegen, und ich bin ganz gespannt auf
diesen Bericht. Das ist übrigens der erste Bericht, der
sich sehr ausführlich mit der Selbsthilfe, mit der ge-
sundheitlichen Selbsthilfe in Bremen und Bremerha-
ven, auseinandersetzt. Ich bin ganz gespannt darauf,
was er uns alles sagen wird.

Wenn Selbsthilfe auch etwas ganz Persönliches ist,
ohne eine Struktur der Förderung geht es jedoch auch
in der Selbsthilfe nicht. In der Antwort zu Frage eins
finden Sie die im SGB V und SGB IX festgelegten
Regeln und Vorschriften. Selbsthilfe benötigt Unter-
stützung, und da muss man den Wohlfahrtsverbän-
den dankbar sein, dass sie vielen Selbsthilfegruppen
zur Seite stehen, sie betreuen, bei der Lösung des Pa-
pierkrieges behilflich sind, und das ist auch eine An-
erkennung wert.

Die Bremer Krankenkassen und Ersatzkassen neh-
men bundesweit eine Vorreiterrolle bei der Förde-

rung der Selbsthilfegruppen ein. Allerdings werden
die in dem Krankenkassengesetz vorgeschriebenen
51 Cent pro Versichertem und pro Jahr noch nicht
erreicht. Ich melde mich dann gleich wieder zu Wort.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Schuster.

Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! In vielem kann ich mich
Herrn Oppermann anschließen, deswegen will ich
versuchen, es auch relativ kurz zu machen. Ich glaube,
der Bericht unterstreicht in der Tat sehr prägnant die
Bedeutung von Selbsthilfe für verschiedene Prozes-
se, gerade auch im Bereich chronisch kranker und
behinderter Menschen. Das Wichtige daran ist, und
da unterscheide ich mich dann ein bisschen von Herrn
Oppermann, dass das staatliche Interesse daran we-
niger daher rührt, dass wir dadurch sogar noch Geld
sparen. Das ist ein positives Abfallprodukt dieser gan-
zen Sache. Ein anderer Gedanke ist aber viel wich-
tiger: Selbsthilfe fördert richtig Heilungsprozesse, sie
verbessert die Lebenslagen der Betroffenen richtig
und schafft gegenseitige Unterstützung und Gemein-
schaft.

Das sind Effekte, die man allein staatlich nicht er-
zielen könnte. Nur wenn es gelingt, die Menschen
selbst zu aktivieren, werden diese Effekte eintreten.
Das ist das Positive an Selbsthilfe, und deswegen müs-
sen wir auch sehen, dass dies weiter gewahrt bleibt,
weil es einfach eine bessere Problemlösung zur Fol-
ge hat. Darin begründet sich meines Erachtens auch
die Notwendigkeit und die Sinnhaftigkeit, dass die-
se Selbsthilfe auch staatlich gefördert wird.

Auch da gibt es eine natürliche Grenze, denn Selbst-
hilfe kann nicht staatlich durchorganisiert werden.
Es  geht  aber  darum,  die  Rahmenbedingungen  für
Selbsthilfe so zu schaffen, dass sie effektiv erfolgen
kann, und da müssen wir sehen, dass wir das in Zu-
kunft auch weiter gewährleisten.

(Beifall bei der SPD)

Das zweite Element der Selbsthilfe hat Herr Op-
permann auch angesprochen. Selbsthilfe ist gleich-
zeitig auch ein Element bürgerschaftlichen Engage-
ments. Weil häufig bekannt wird, dass so etwas gut
funktioniert und hilft, hat sie eben nicht nur für die
direkt schon Betroffenen eine hohe Bedeutung. Sie
wird häufig auch zu einer Anlaufstation für Beratung,
weil man ganz einfach Vertrauen hat, wenn man Pro-
blemlagen hat, die andere auch haben und versuchen,
selbst zu bewältigen. Auch das ist ein Faktor, wes-
wegen es sinnvoll ist, dass organisierte Selbsthilfe
staatlich gefördert und unterstützt wird. Dies tun wir
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auch. Das zeigt die Antwort. Ich bin auch sehr ge-
spannt auf den angekündigten Bericht.

Es zeigt sich auch, die Selbsthilfe wird sich in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten verändern müs-
sen. Ein wesentlicher Punkt ist, dass sich Problem-
lagen schlicht verschieben, dass in neuen Bereichen
Selbsthilfegruppen entstehen werden. Das ist zumin-
dest zu erwarten. Wir müssen fördern, dass diese Selbst-
hilfe entsteht.

Ich möchte hier aber noch abschließend unterstrei-
chen, dass organisierte Selbsthilfe von staatlicher Seite
nie als Ersatz für staatliche Leistungen angesehen wer-
den darf, sondern immer nur als Ergänzung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir dürfen nicht dazu kommen zu meinen, unse-
re Haushalte sind knapp, wir bekommen das sonst
nicht hin, deswegen müssen wir Selbsthilfe initiie-
ren. Selbsthilfe ist deswegen notwendig, weil sie
bessere Ergebnisse bringt, aber es ist eben wie ge-
sagt eine Ergänzung und kein Ersatz von staatlichen
Leistungen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Schmidtmann.

Abg. Schmidtmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich spreche heute über den Antrag zur organisierten
Selbsthilfe behinderter und chronisch kranker Men-
schen in Bremen und Bremerhaven. Meine beiden
Vorredner, Herr Oppermann und Herr Dr. Schuster,
haben die Große Anfrage ja schon ausreichend vor-
gestellt und kommentiert, so dass ich nicht weiter
ausholen möchte.

Wir Grünen sind auch der Meinung, dass organi-
sierte Selbsthilfe ein sehr wichtiger Beitrag ist, um
behinderte und chronisch kranke Menschen zu un-
terstützen und ihnen zu helfen. Hierzu gibt es in
Bremen viele unterschiedliche Träger und Vereine,
weitaus mehr als die neun Vereine, die sich 2006 in
der Behindertenselbsthilfe zirka 25 500 Euro teilen
mussten. Herr Oppermann hat das ja schon ausge-
führt, es sind weitaus mehr als 600 Vereine und Selbst-
hilfegruppen, die sich auch teilweise nicht in Verei-
nen organisiert haben, die hier tätig sind. Wir Grü-
nen meinen auch, dass diesen Selbsthilfevereinen und
-institutionen eine sehr wichtige Rolle zukommt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Diese Selbsthilfegruppen könnten Betroffenen und
Angehörigen sehr gute und wichtige Informationen

vermitteln. So muss nicht jeder Einzelbetroffene wie-
der bei null anfangen, wenn er ein Problem hat, son-
dern er kann sich einer Selbsthilfegruppe anschlie-
ßen – Herr Oppermann will gleich auch noch mit Bei-
spielen aufwarten –, er muss nicht wieder bei null an-
fangen, sondern er ist in einer Gruppe, und da kommt
mir der alte gewerkschaftliche Spruch wieder in Er-
innerung: Nur in der Gruppe ist man richtig stark,
und in der Gruppe fühlt man sich wohl, und in der
Gruppe kann man seine Probleme auch viel besser
bearbeiten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Daher begrüßen wir Grünen es sehr, dass im nächs-
ten Jahr ein Gesundheitsselbsthilfebericht herausge-
geben werden soll. Auch begrüßen wir, dass seit dem
1. Juni 2006 die Freiwilligen- und Selbsthilfearbeit
durch eine Sammelhaftpflicht- und eine Sammelun-
fallversicherung versicherungstechnisch geschützt ist.
Dies sind Schritte in die richtige Richtung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Weiter möchte ich aber auch davor warnen, dass
die Selbsthilfe unsere Probleme, zum Beispiel in der
Pflege von Behinderten und chronisch Kranken, lö-
sen könnte. Herr Schuster hat das auch schon einmal
angesprochen. Hier geht es darum, dass die Selbst-
hilfe nicht die Aufgaben übernehmen kann, die staat-
lichen Institutionen oder auch professionellen Orga-
nisationen zukommen. Sie kann nur begleitend wir-
ken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Selbsthilfe kann und soll unterstützend und auch
präventiv wirken. Daher sind wir Grünen auch der
Meinung, dass nicht nur die gesetzlichen Kranken-
kassen Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen
und Kontaktstellen mit ihren Versicherungsbeiträgen
unterstützen, sondern dass sich auch die privaten
Kassen an diesen Aufgaben beteiligen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es kann nicht so weitergehen, dass sich die priva-
ten Krankenkassen aus dieser Verantwortung steh-
len. Daher fordern wir Grünen Sie, die Große Koali-
tion, jetzt auf Bundesebene, auf, auch diese soziale
Ungerechtigkeit weiter im Auge zu behalten und bei
der Gesundheitsreform mit zu berücksichtigen!

Zum Schluss möchte ich mich im Namen meiner
Fraktion bei all denen bedanken, die in der Selbst-
hilfe für Behinderte und chronisch Kranke arbeiten.
Ich möchte ihnen zurufen: Machen Sie weiter mit Ihrer
Arbeit, denn die Gesellschaft braucht solche Men-
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schen wie Sie, wir sind auf Sie angewiesen! – Vielen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Karl Uwe Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU)*): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich möchte nicht
unerwähnt lassen, dass wir im Jahr 420 000 Euro für
die Selbsthilfegruppen zur Verfügung stellen, sowohl
Gelder der Krankenkasse als auch öffentliche Gel-
der in Bremen und Bremerhaven. Das ist eine Zahl,
die man hier durchaus auch einmal nennen sollte.

In der Antwort auf Frage zwei nach einem wan-
delnden Aufgabenspektrum der Organisatoren wird
deutlich, dass wir beim Angebot der Selbsthilfegrup-
pen eine Veränderung beobachten müssen. Leider
steigt bei den psychosozialen und psychischen Erkran-
kungen die Nachfrage, aber es steigt auch das An-
gebot an Selbsthilfegruppen. Das zeigt, dass es ein
sehr gut funktionierendes System ist. Wenn eine
Nachfrage da ist, gibt es immer Menschen, die die
Initiative ergreifen, um auch ein Angebot vorzuhal-
ten. Nicht nur in diesem Bereich, aber hier im Beson-
deren wird die Zusammenarbeit mit dem System der
Gesundheitsvorsorge verstärkt. Dankenswerterweise
weisen auch niedergelassene Ärzte auf den Wert der
Teilnahme an einer Selbsthilfegruppe hin.

Ich gehe seit acht Jahren zum Koronarsport. Das
ist Herzkranzgefäßesport, weil ich vor etwas mehr als
acht Jahren eine Bypass-Operation hatte und darunter
sehr gelitten habe. Diese Selbsthilfegruppe hat mich
damals aufgefangen. Es hat mir gutgetan. Ich bin jedes
Mal wieder richtig zufrieden nach Hause gekommen.
Dann passierte etwas, dass die Vorschriften sowohl
der Krankenkassen als auch des Gesundheitssystems
dermaßen verändert wurden, dass es für die Sport-
vereine nicht mehr leistbar war, solche Koronarsport-
gruppen zu haben. Wir alle wurden in Watt-Abtei-
lungen eingeteilt, ich gehörte der 75-Watt-Abteilung
an.  Das  ist  die  bessere  der  Gruppen,  es  gab  auch
schwierigere.

Für jede der Gruppen musste extra ein Arzt da sein,
extra ein Therapeut. Das konnten die Sportvereine
nicht mehr leisten. Da haben sich viele Sportverei-
ne entschlossen, das nicht mehr anzubieten.

Was nun? Also haben wir eine Selbsthilfegruppe
gegründet. Wir treffen uns jetzt zwei Mal die Woche
mit 40 Personen, es sind nicht immer alle anwesend.
Die Gruppe heißt „Die Herzsportlichen“ und ist eine
ganz typische Selbsthilfegruppe, organisiert von Be-
troffenen für Betroffene. Die Qualität dieser Stunden,
die ich dort erlebe, hat nicht darunter gelitten, dass

wir nicht mehr einem Sportverein angehören, son-
dern sie ist gleichbleibend.

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen)

Das liegt nicht am Stadtteil!

Als Ausblick will ich festhalten, dass immer mehr
Selbsthilfegruppen in die Betreuung von behinder-
ten und chronisch kranken Menschen eingebunden
werden. Wir können festhalten: Es steht nicht schlecht
um die Selbsthilfe in Bremen und Bremerhaven.

Jetzt möchte ich mich Herrn Dr. Schuster anschlie-
ßen: Wir dürfen aber nicht glauben, dass Selbsthil-
fegruppen ein staatliches System ersetzen können.
Beim Ehrenamt sage ich immer: Das Ehrenamt muss
wie Streusel auf der Sahne, auf der Schokoladentas-
se sein. Das gilt selbstverständlich auch für die Selbst-
hilfe. Der Staat hat das Angebot vorzuhalten, und wer
etwas Besonderes will, etwas Besonderes braucht, der
kann eine Selbsthilfegruppe für den Betroffenen und
für die betroffene Gruppe machen.

Meine Damen und Herren, auch in Zukunft müs-
sen wir diesen Bereich an einem langen Zügel poli-
tisch begleiten. Das ganze Selbsthilfesystem darf auf
keinen Fall den Eindruck bekommen, es soll den
Karren, den das organisierte System nicht mehr zie-
hen kann, allein ziehen und allein gelassen werden.
Das darf nicht sein! Dann werden wir auch noch viel
Freude an Selbsthilfegruppen haben und ich an mei-
ner sicherlich auch. – Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich kann mich meinen Vorrednern anschlie-
ßen. Selbsthilfeförderung in Bremen hat durchaus eine
gute und man kann mittlerweile auch schon sagen,
eine lange Tradition. Schon 1988 hat der Bremer Senat
einen entsprechenden Beschluss zur verstärkten För-
derung der Selbsthilfefonds beschlossen. Seitdem hat
sich Selbsthilfe in Bremen kontinuierlich sehr gut ent-
wickelt.

Gerade im gesundheitlichen Bereich, gerade im
Bereich der chronischen Erkrankungen haben wir ja
eine unglaublich beeindruckende Vielzahl und Viel-
falt von Selbsthilfegruppen, die sich im Laufe der Jahre
gegründet haben. Herr Oppermann hat es gerade an
dem Beispiel beschrieben, dass Selbsthilfegruppen
sehr flexibel und auch sehr schnell entstehen und auf
veränderte und neue Krankheitsbilder reagieren. Das,
finde ich, zeigt, dass es eine lebendige Landschaft
der Selbsthilfe ist.

Wenn ich mit Selbsthilfegruppen zusammenkom-
me, bin ich immer sehr beeindruckt von dem unglaub-
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lichen Engagement der Menschen, die dort wirklich
Unglaubliches auf die Beine stellen. Das ist schon fan-
tastisch. Manchmal wirken sie auch nicht nur im Klei-
nen, sondern haben sogar überregionale Veranstal-
tungen auf die Beine gestellt wie zum Beispiel jetzt
am Wochenende in Bremerhaven den Neurologie-
tag, der für die ganze Region hier von einer großen
Ausstrahlungskraft war.

Wir haben also etwas unglaublich Wichtiges und
Wertvolles in Bremen und Bremerhaven. Damit müs-
sen wir auch als Politik sehr sorgfältig umgehen. Ge-
rade im Bereich der Gesundheit ergänzen die Selbst-
hilfegruppen, die zum Teil auch von erstaunlicher Pro-
fessionalität sind, was Fachkenntnisse betrifft, die Me-
dizin sehr gut.

Dieses Miteinander von Selbsthilfe und Medizin
bewirkt dort, wo es gut funktioniert, auch, dass sich
die Menschen in der Tat sicherer fühlen, was ihren
gesundheitlichen Zustand betrifft, und sich sozusagen
auch immer auf der Höhe der Erkenntnisse befinden,
denn, das wissen wir auch, die Kommunikation zwi-
schen Medizinern und Patientinnen und Patienten
erfolgt nicht immer auf einer Ebene, sondern man re-
det doch leider häufig aneinander vorbei. Die glei-
che Kenntnislage über die Krankheit ist aber erfor-
derlich, um auch den Heilungsprozess von beiden
Seiten zu unterstützen. Da leistet Selbsthilfe auch viel
Wichtiges.

Ein Thema ist ja auch die Selbsthilfe von Menschen
mit Behinderungen. Es ist schon sehr früh hier in Bre-
men sehr klar gewesen, dass für Menschen mit Be-
hinderungen keine gesonderte Situation entstehen
soll, sondern sie sind integrativer Teil der Selbsthil-
feszene in Bremen. Das ist der richtige Weg.

Selbsthilfe spielt also in der Bremer Struktur der
Gesundheits- und Sozialleistungen eine wichtige Rolle
und gehört heute im Rahmen von Prävention und Ge-
sundheitsförderung zu einer der vier Säulen, die wir
haben. Es ist eine wichtige Säule, und die Bedeutung
wird mit Sicherheit noch zunehmen. Es ist ja auch
schon angeklungen: Die Selbsthilfelandschaft wird
sich verändern, das ist auch völlig klar, aber zu sa-
gen, Eigenverantwortung, Ehrenamt und Selbsthil-
fe könnte man als Ersatz für staatliche Leistungen
herbeiführen – das ist ja hier schon in der Debatte
angeklungen, das ist ja von keinem Redner gefordert
worden –, wäre mit Sicherheit der falsche Weg. Wir
haben finanzielle Probleme, gar keine Frage, aber
eine gut funktionierende Selbsthilfe braucht einen
verlässlichen Sozialstaat, ein soziales, ein solidarisches
System, auf das sich Selbsthilfe verlassen kann, das
eine gute Grundlage ist. Sonst funktioniert Selbsthilfe
nicht.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann sind wir uns sicherlich sehr schnell darüber
einig, dass der Staat nicht das ersetzen kann, was die

Selbsthilfe leistet. Gerade die zwischenmenschlichen
Leistungen, die in der Gruppe erbracht werden, ge-
rade das, was an Lebensqualität über die Selbsthil-
fegruppe  für  den  Betroffenen  geschaffen  werden
kann, könnte der Staat auch mit dem besten System,
auch mit der besten Personalausstattung in dieser Art
und Weise überhaupt nicht leisten. Deswegen ist es
wichtig, dass sich beide Bereiche ergänzen und eben
nicht ersetzen.

Jetzt komme ich zu der Frage von Herrn Opper-
mann! Was spart uns das eigentlich? Diese Frage wird
Ihnen niemand zuverlässig beantworten können, aber
dass Leistungen der öffentlichen Hand durch Selbst-
hilfe erbracht werden, ist unstrittig. Das, was dann
wegfallen würde, wenn es sie nicht mehr gäbe, könn-
ten die Mitarbeiter im Gesundheitsamt oder in den
Sozialämtern überhaupt nicht erbringen. Insofern ist
die Frage, glaube ich, einfach viel zu monetär betrach-
tet, und so haben Sie es, wie ich Sie kenne, auch nicht
gemeint. Wir sind uns einig: Es ist eine wichtige Leis-
tung, die aus dem sozialstaatlichen System auch nicht
mehr wegzudenken ist.

Bremen hat in den vergangenen Jahren Etliches
getan, um Selbsthilfe zu fördern. Natürlich gehört dazu
eine kontinuierliche Förderung, also Verlässlichkeit.
Das ist auch gelungen durch die öffentliche Hand,
und wir wissen, das ist gut angelegtes Geld, das sehr
viel an positiven Leistungen durch Ehrenamtlichkeit
bewirkt. Wir haben uns bemüht, regelmäßige Öffent-
lichkeitsarbeit zu unterstützen, zum Beispiel durch
Informationsveranstaltungen für Freiwilligenarbeit,
Bremer Selbsthilfetage, Freiwilligentage, Markt der
Möglichkeiten und so weiter. Das sind wichtige Ver-
anstaltungen, um anderen Menschen Mut zu machen,
sich ebenfalls zu engagieren oder Menschen die In-
formation zu geben, wo sie mit ihren Problemen Un-
terstützung bekommen.

Ich möchte kurz noch auf die Verpflichtung der
Krankenkassen eingehen, auch wenn es im Gesetz
nur eine Sollformulierung ist, die Selbsthilfe finan-
ziell zu fördern. Das ist eine wichtige Veränderung
dieses Gesetzes gewesen. In Bremen hat sich da-
raufhin ein Arbeitskreis von Vertretern und Vertre-
terinnen des Landes und der gesetzlichen Kranken-
kassen gegründet mit dem Ziel, diese Förderung in
diesem Arbeitskreis einvernehmlich zu gestalten. Das
ist sehr gut gelungen. Dieser Arbeitskreis arbeitet sehr
erfolgreich und hat dafür gesorgt, dass das ganze
Verfahren  vereinfacht  und  transparenter  gestaltet
wird. In den Eckpunkten zur Gesundheitsreform,
wenn man dazu einmal etwas Positives sagen darf,
ist angelegt, dass die Fördersumme für kassenüber-
greifende Projekte der Selbsthilfe auf bis zu 50 Pro-
zent erhöht werden soll. Wenn das dann so kommt,
würde ich das ausdrücklich begrüßen.

Erwähnt worden ist es schon, aber ich möchte es
auch noch einmal ausdrücklich darstellen, dass es
endlich gelungen ist, die Sammelhaftpflicht und
Unfallversicherung für das Ehrenamt auch in Bremen
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auf den Weg zu bringen. Das war lange überfällig,
das weiß ich auch, aber der Senat hat sich zusam-
mengetan und es geschafft. Es ist eine wichtige Vo-
raussetzung für Menschen, sie zu ermutigen, sich
ehrenamtlich zu engagieren, ob in der Selbsthilfe oder
an anderen Orten in Bremen und Bremerhaven. –
Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/1095, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist der
Vorschlag gemacht worden, dass wir in den letzten
zehn Minuten die Tagesordnungspunkte aufrufen
ohne Debatte. Wenn ich Ihr Einverständnis voraus-
setzen darf, dann könnten wir so verfahren.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann rufe ich die
Tagesordnungspunkte auf, die ohne Debatte sind.

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Übertragung
von Aufgaben staatlicher Förderung auf juristische

Personen des privaten Rechts

Mitteilung des Senats vom 22. August 2006
(Drucksache 16/1108)

1. Lesung
2. Lesung

Meine Damen und Herren, wir kommen zur ers-
ten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur
Übertragung von Aufgaben staatlicher Förderung auf
juristische  Personen  des  privaten  Rechts  mit  der
Drucksachen-Nummer 16/1108 in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und Beschlussfassung in erster und zwei-
ter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der SPD

und der CDU dies als Antrag übernommen haben,
lasse ich nun darüber abstimmen, ob wir jetzt die zwei-
te Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur
Übertragung von Aufgaben staatlicher Förderung auf
juristische Personen des privaten Rechts in zweiter
Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Stellungnahme des Senats zum 28. Jahresbericht
des Landesbeauftragten für Datenschutz

Mitteilung des Senats vom 22. August 2006
(Drucksache 16/1111)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Meine Damen und Herren, hier ist Überweisung
zur Beratung und Berichterstattung an den Rechts-
ausschuss vorgesehen.

Wer der Überweisung der Stellungnahme des Se-
nats zum 28. Jahresbericht des Landesbeauftragten
für den Datenschutz mit der Drucksachen-Nummer
16/1111 zur Beratung und Berichterstattung an den
Rechtsausschuss seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)
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Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer
Garantiefonds für die Landwirtschaft und Euro-
päischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung

des ländlichen Raums

Mitteilung des Senats vom 29. August 2006
(Drucksache 16/1114)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer
Garantiefonds für die Landwirtschaft und Europäi-
scher Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums, Drucksache 16/1114, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und um Beschlussfassung in erster und
zweiter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der
SPD und der CDU dies als Antrag übernommen ha-
ben, lasse ich darüber abstimmen, ob wir jetzt die
zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen im Bereich der beiden EU-Fonds in zweiter Le-

sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Bau und Verkehr

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Meine Damen und Herren, wer entsprechend dem
Wahlvorschlag wählen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 47
vom 5. September 2006

(Drucksache 16/1130)

Eine Aussprache ist hier nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Damit wären wir an das Ende unserer heutigen Ta-
gesordnung gekommen, meine Damen und Herren.
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Vielleicht haben Sie festgestellt, dass unser Mit-
arbeiter Herr Sobota nicht mehr dort unten sitzt. Herr
Sobota ist mit dem letzten Arbeitstag am letzten Don-
nerstag aus dem aktiven Dienst bei der Bürgerschaft
ausgeschieden, und als Nachfolgerin haben wir uns
für Frau Giese entschieden, die die Aufgabe als Lei-
terin des Protokolldienstes für die nächsten Jahre über-
nehmen wird.

Des Weiteren haben wir heute noch eine wichti-
ge Veranstaltung. Herr Mehdorn wird dieses Parla-
ment beehren, die Parlamentarische Gruppe Bahn ab
19 Uhr. Ich wünsche uns dann noch einen schönen
Abend, meine Damen und Herren.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.55 Uhr)



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 65. Sitzung am 13. 9. 06 4359

Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 13. September 2006

Anfrage 9: Eltern-Kind-Arbeitszimmer im Haus des
Reichs

Wir fragen den Senat:

Erstens: Inwieweit ist eine dienstliche Nutzung des
Eltern-Kind-Arbeitszimmers im Haus des Reichs in
vollem Umfang für die Mitarbeiter möglich?

Zweitens: In welchem Maß wird das Eltern-Kind-
Arbeitszimmer im Haus des Reichs von den Mitar-
beitern genutzt?

Frau Ahrens, Pflugradt,
Perschau und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Für die Beschäftigten der Landes-
hauptkasse, des Eigenbetriebes Fidatas und der Dienst-
stelle Senator für Finanzen ist eine Aufgabenwahr-
nehmung derzeit in nahezu vollem Umfang möglich.
Lediglich eine Netzanbindung an die eigenen Daten
der Beschäftigten der Landeshauptkasse und Fida-
tas besteht nicht.

Für die Beschäftigten der Finanzämter im Haus des
Reichs wird ein DV-Arbeitsplatz mit den gängigen
Microsoft-Office-Anwendungen angeboten. Ein Zu-
griff auf Steuerdaten ist derzeit noch nicht möglich.
Allerdings wird das in der Einführung befindliche
Steuer-Verfahren EOSS, Evolutionär orientierte Steu-
ersoftware, das DV-Angebot um die finanzamtsspe-
zifischen Softwarebestandteile ergänzen, so dass
zukünftig eine Aufgabenerledigung in vollem Um-
fang möglich sein wird.

Zu Frage zwei: Da über die Nutzung des Eltern-
Kind-Arbeitszimmers keine Statistik geführt wird,
liegen zur Häufigkeit der Nutzung derzeit keine
exakten Daten vor. Allerdings ist festzustellen, dass
seit der Inbetriebnahme im April 2006 eine kontinu-
ierliche Nachfragesteigerung zu verzeichnen war.
Insoweit konnten auch die im Zusammenhang mit den
Schulferien auftretenden Versorgungsengpasssitua-
tionen aufgefangen werden.

Anfrage 10: Verwaltungsaufwand durch die Lan-
deskinderregel im Studienkontengesetz

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat die durch die Ein-
führung von Studienkonten im Lande Bremen ent-
standene erhebliche Zunahme des Verwaltungsauf-
wands für die Hochschulen, und durch welche kurz-
fristigen Maßnahmen will der Senat die Hochschu-

len vor dem Hintergrund der durch die anhängigen
Verfahren entstandene Rechtsunsicherheit entlasten?

Zweitens: Wie groß ist die Zahl der infolge des Bre-
mer Studienkontengesetzes aus anderen Bundeslän-
dern zugezogenen Studierenden, und in welchem
Umfang weicht diese von den ursprünglichen Erwar-
tungen des Senats diesbezüglich ab?

Drittens: Wie beurteilt der Senat vor dem Hinter-
grund der aktuellen Entwicklung die Zukunft der im
Studienkontengesetz verankerten sogenannten Lan-
deskinderregelung?

Frau Dr. Spieß,
Perschau und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Die Rückmeldungen und Neuein-
schreibungen an den Hochschulen laufen derzeit
noch. Insofern kann der Verwaltungsaufwand für die
Umsetzung des Studienkontengesetzes zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht abschließend quan-
tifiziert werden. Die Hochschulen gehen nach ers-
ten eigenen Schätzungen derzeit von einer Mehrbe-
lastung von fünf bis 15 Prozent aus. Dies betrifft vor-
rangig die Studierendensekretariate, in deutlich ge-
ringerem Maße die übrigen Organisationseinheiten,
die im weiteren Sinne mit dem Studienkontengesetz
befasst waren, wie Rechenzentren, Haushaltsreferate
und Justitiare. Der personelle Mehraufwand konn-
te im Wesentlichen durch den zeitweiligen Einsatz
von studentischen Hilfs- und Honorarkräften, vorü-
bergehende interne Abordnungen sowie Anordnung
von Mehrarbeit bewältigt werden.

Die Hochschulen haben im Zuge der Information
über die Eilentscheidung des Verwaltungsgerichts
Hinweise zur weiteren Vorgehensweise erhalten.
Danach soll die Erhebung der Wohnsitzstudiengebüh-
ren vorübergehend bis zum rechtskräftigen Abschluss
des Hauptsachverfahrens ausgesetzt werden und das
schwebende Verfahren einer Immatrikulation bzw.
Rückmeldung nicht entgegenstehen. Gleichzeitig wur-
de vereinbart, dass die Studierenden in geeigneter
Form über diese Verfahrensweise informiert werden.
Dies ist zwischenzeitlich erfolgt. Es ist daher nicht er-
kennbar, dass von irgendeiner Seite Rechtsunsicher-
heit besteht.

Zu Frage zwei: Die exakte Zahl der infolge des
Studienkontengesetzes aus anderen Bundesländern
zugezogenen Studierenden ist nicht zu ermitteln, da
die Datenverarbeitungssysteme der Hochschulen nur
eine Auswertung des jeweiligen Status Quo zulas-
sen und es nicht möglich ist, die Zahl der Zuzüge aus
anderen Bundesländern nachzuverfolgen. Erste fak-
tische Auswirkungen des Studienkontengesetzes sind
jedoch bereits zu verzeichnen. Eine Auswertung der
Begrüßungsgeldtabelle ergab, dass sich im Jahr 2006
bis einschließlich August mindestens 1435 Studieren-
de in Bremen angemeldet haben. Diese Zahl ist al-
lerdings niedriger als die Zahl der tatsächlich aus an-
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deren Ländern zugezogenen Studierenden, weil trotz
allgemein zugänglicher Information nicht jeder Stu-
dierende Begrüßungsgeld beantragt und erhalten hat.
Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen eine
Ummeldung nicht an dem sogenannten Campus-Mel-
deamt erfolgt ist.

Die Begrüßungsgeldstatistik reicht nur bis ein-
schließlich August. Es fehlen noch die Monate Sep-
tember bis November, in denen in den vergangenen
Jahren überdurchschnittlich viele Zuzüge zu verzeich-
nen waren. Diese werden sich voraussichtlich mit
Rücksicht auf das Studienkontengesetz noch verstär-
ken, weil die auswärtigen Studierenden bei weiterhin

Druck: Hans Krohn · Bremen

offenem Ausgang des Hauptverfahrens eine Gebüh-
renpflicht absolut sicher nur durch eine Ummeldung
vermeiden können.

Zu Frage drei: Das Land Bremen geht weiterhin
von der Verfassungskonformität der Landeskinder-
regelung aus, die nun im Hauptsacheverfahren sorg-
fältig zu prüfen sein wird. Die Zulässigkeit eines Lan-
deskindermodells bei der Erhebung von Studienge-
bühren kann vom Land Bremen im Rahmen einer Stel-
lungnahme gegenüber dem Bundesverfassungsge-
richt, falls das Streitverfahren dort im Wege eines
Vorlagebeschlusses anhängig gemacht wird, ausführ-
lich dargelegt werden.
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